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Dynamik auf dem Arbeitsmarkt hat zugenommen. 
Zahl der Personaleinstellungen ist gestiegen. 
Beschäftigung ist weiter gewachsen. 

◆  Die Dynamik auf dem Arbeitsmarkt hat zugenommen. 
Allein im ersten Halbjahr 2007 wurden zwischen 350 und 
375 Tsd. Arbeitskräfte eingestellt, deutlich mehr als im 
Vorjahreszeitraum. Das Gros der erfolgten Einstellungen 
konzentrierte sich auf das Verarbeitende Gewerbe, Han-
del und Reparatur sowie Unternehmensnahe Dienstleis-
tungen. Auf diese drei Branchen entfielen deutlich mehr 
als die Hälfte aller Personaleinstellungen. Von Bedeutung 
waren auch das Gesundheits- und Sozialwesen sowie der 
Bereich der übrigen Dienstleistungen.

◆  Im Saldo aus Beschäftigungsauf- und -abbau sind 
rund 150 Tsd. neue Arbeitsplätze, insbesondere im Mit-
telstand geschaffen worden. Beschäftigung konnten fast 
alle Wirtschaftsbereiche aufbauen, wobei vor allem das 
Verarbeitende Gewerbe ins Gewicht fällt, in dem mehr als 
40 Tsd. neue Stellen geschaffen wurden und das damit 
wesentlich zum jüngsten Beschäftigungswachstum der 
nordrhein-westfälischen Wirtschaft beitrug. 

◆  Bemerkenswert ist die Dynamik des aktuellen Be-
schäftigungswachstums. Erhöhte sich die Zahl der Be-
schäftigten im ersten Jahr der Wachstumsphase noch 
um rund ein Prozent gegenüber dem Vorjahr, so erreich-
te die jüngste Entwicklung im Jahr 2007 bereits einen 
Beschäftigungszuwachs in Höhe von rund zwei Prozent.

Arbeitgeber suchten vor allem Fachkräfte; ein Fünftel 
der Stellen für Fachkräfte blieb unbesetzt. Nach wie 
vor aber auch Bedarf an Arbeitskräften für Anlern-
tätigkeiten.

◆  Die  Nachfrage der Betriebe konzentrierte sich vornehm-
lich auf Fachkräfte: In fast allen Branchen wurden mehr-
heitlich Arbeitskräfte für qualifizierteTätigkeiten gesucht. 

◆  Mehr als drei Viertel aller Einstellungen in qualifizierte 
Arbeit lassen sich vier Branchen zuordnen: Unterneh-
mensnahe Dienstleistungen, Verarbeitendes Gewerbe, 
Gesundheits- und Sozialwesen sowie Handel. 

◆  Ein erheblicher Teil der Nachfrage konnte nicht ge-
deckt werden: Auf vier besetzte Stellen für qualifizierte 
Tätigkeiten kam eine nicht besetzte Stelle. Damit blieben 
mehrere tausend Stellen für Fachkräfte unbesetzt.

◆  Trotz der zunehmenden Bedeutung qualifizierter 
Arbeit kann von einer Marginalisierung einfacher Arbeit 
nicht gesprochen werden. Wenngleich sich die Nachfrage 
mehrheitlich auf qualifizierte Arbeitskräfte erstreckte, 
waren Besetzungen von Einfacharbeitsplätzen nicht un-
bedeutend und lagen deutlich über ihrem Anteil an der 
Gesamtheit der Arbeitsplätze. In dieser Hinsicht fällt vor 
allem die Branche Übrige Dienstleistungen auf, in der 
weit mehr als die Hälfte der Einstellungen auf Tätigkeiten 
entfiel, für die keine Berufsausbildung oder entsprechen-
de Erfahrungen erforderlich sind.

In aller Kürze.
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◆  Die gestiegene Fachkräftenachfrage der Betriebe hat 
die Chancen der Auszubildenden, im Anschluss an ihre 
Ausbildung vom Ausbildungsbetrieb übernommen zu 
werden, deutlich erhöht. Rund 64 Prozent der Absol-
venten wurden in ein Beschäftigungsverhältnis in ihrem 
Ausbildungsbetrieb übernommen. Damit ist so vielen 
Auszubildenden wie seit Jahren nicht mehr ein nahtloser 
Einstieg in die Berufswelt gelungen. 

Arbeitgeber unterstützen Weiterbildung ihrer 
Beschäftigten. Unterstützung konzentriert sich auf 
Gruppe der Fachkräfte, An- und Ungelernte profitie-
ren kaum.

◆  Rund 44 Prozent der Betriebe unterstützen aktiv die 
berufliche Weiterbildung ihrer Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen entweder durch Freistellung oder Kosten-
übernahme. Der Anteil der Betriebe, die die berufliche 
Weiterentwicklung ihrer Beschäftigten fördern, ist damit 
um rund zwei Prozentpunkte gegenüber dem Vergleichs-
jahr gestiegen.

◆  Insgesamt ist mehr als jeder vierte Beschäftigte von 
seinem Betrieb für den Besuch einer Weiterbildungs-
maß-nahme freigestellt worden bzw. erhielt eine vollstän-
dige oder teilweise Erstattung von entstandenen Weiter-
bildungskosten. Betriebe mit einem überdurchschnittlich 
hohen Anteil von qualifizierten Beschäftigten unterstüt-
zen die berufliche Entwicklung ihrer Beschäftigten in 
höherem Maße und engagieren sich stärker in Weiterbil-
dung als Betriebe mit mehrheitlich Einfacharbeitsplätzen.

◆  Betriebe unterstützen insbesondere jene Personen, 
die bereits zu den gut qualifizierten Arbeitskräften 
zählen. Demgegenüber profitieren un- und angelernte 
Arbeitskräfte in einem deutlich geringeren Maße von 
betrieblich unterstützen Weiterbildungsaktivitäten. Ihr 
Anteil an den Weiterbildungsteilnehmern ist noch nicht 
einmal halb so hoch wie ihr Anteil an den Beschäftigten.

Befristete Beschäftigungsverhältnisse und Leiharbeit 
nehmen weiter zu. Teilzeitarbeit vorläufig nicht weiter 
gestiegen.

◆  Befristete Einstellungen gewinnen weiter an Bedeu-
tung. Insbesondere bei Großbetrieben, also Betrieben 
mit mindestens 250 Beschäftigten, scheinen befristete 
Einstellungen immer mehr zur Regel zu werden: Fast 
zwei Drittel aller Personaleinstellungen waren lediglich 
befristet.

◆  Von dem insgesamt gestiegenen Anteil von Befristun-
gen an den Neueinstellungen waren Frauen und Männer 
gleichermaßen betroffen. Bei Frauen ist der Anteil der 
Befristungen an den Einstellungen von 45 auf 48 Prozent, 
bei Männern von 42 auf 45 Prozent gestiegen. Nach wie 

Jeder zweite Betrieb mit geplanten Einstellungen 
erwartet Probleme bei der Neubesetzung von Fach-
kräftestellen. Arbeitgeber forcieren Aus- und Weiter-
bildung zur Vermeidung von Engpässen.

◆  50 Prozent aller Betriebe mit geplanten Einstellungen 
rechnen mit Schwierigkeiten bei der Besetzung eines 
Teils oder aller dieser Stellen. Im Verarbeitenden Gewer-
be bestehen in dieser Hinsicht die größten Befürchtun-
gen: Knapp drei Viertel der Betriebe rechnen damit, keine 
geeigneten Bewerber und Bewerberinnen zu finden. 

◆  Betriebe, die befürchten, keine geeigneten Bewerber 
und Bewerberinnen zu finden, setzen neben der eigenen 
Ausbildung vor allem auf die berufliche Entwicklung ihrer 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Für fast jeden zweiten 
Betrieb hat die Forcierung betrieblicher Weiterbildungs-
aktivitäten eine hohe Priorität. Die längere Beschäftigung 
älterer Beschäftigter spielt ebenfalls eine Rolle, ist aber 
verglichen mit den genannten Strategien für deutlich we-
niger Betriebe von Bedeutung.

Drei Viertel der ausbildungsberechtigten Betriebe 
haben sich permanent oder mit Pausen an der Aus-
bildung beteiligt. Ausbildungsengagement ist weiter 
gestiegen. Fortsetzung der Anstrengungen zur 
Stabilisierung des erreichten Niveaus erforderlich. 

◆  Die positive konjunkturelle Entwicklung hat den Bedarf 
der Wirtschaft an Fachkräften erhöht; zahlreiche Betrie-
be haben auf die gestiegene Nachfrage bereits mit einer 
Erhöhung ihrer Ausbildungsleistungen reagiert. Das ge-
stiegenen Ausbildungsengagement der nordrhein-west-
fälischen Wirtschaft wird u.a. durch die Tatsache belegt, 
dass die Zahl der neu angebotenen Ausbildungsplätze 
zum zweiten Mal in Folge höher ausfiel als im Vorjahr. 
 
◆  Rund 47 Prozent der Betriebe mit Ausbildungsberech-
tigung haben von 2001 bis 2006 kontinuierlich, weitere 
28 Prozent mit Unterbrechungen ausgebildet. Insgesamt 
haben sich somit drei Viertel der ausbildungsberechtig-
ten Betriebe permanent oder mit Pausen an der Aus-
bildung beteiligt. Lediglich ein Viertel der ausbildungs-
berechtigten Betriebe hat in diesem Zeitraum überhaupt 
nicht ausgebildet. 

◆  Bei der Gruppe ausbildungsberechtigter, aber ausbil-
dungspassiver Betriebe handelt es sich fast ausschlie-
ßend um Kleinstbetriebe mit weniger als 10 Beschäftig-
ten. Die Zahl ausbildungsaktiver Kleinstbetriebe könnte 
höher sein, würde es ihnen genauso gut wie größeren 
Betrieben gelingen, alle angebotenen Ausbildungsplätze 
auch zu besetzen. Wie die Ergebnisse der vorangegan-
genen Befragung gezeigt haben, blieben rund ein Viertel 
aller angebotenen Ausbildungsplätze in Betrieben mit 
weniger als 10 Beschäftigten unbesetzt.

vor wurden Frauen damit etwas häufiger nur befristet 
eingestellt als Männer; der Abstand zwischen Frauen und 
Männern beträgt unverändert drei Prozentpunkte.

◆  Bei Teilzeitbeschäftigung hat sich der bisherige Trend 
einer Ausweitung solcher Beschäftigungsformen in der 
jüngsten Vergangenheit nicht fortgesetzt. Während die 
Teilzeitquote in den letzten Jahren auf 25 Prozent ge-
stiegen war, lag der entsprechende Anteil im letzten Jahr 
mit rund 24 Prozent erstmals geringfügig unter dem Vor-
jahreswert, wobei in einzelnen Branchen deutlich höhere 
Werte erzielt werden: Im Gesundheits- und Sozialwesen 
arbeiten mehr als 40 Prozent der Beschäftigten auf einer 
Teilzeitstelle.

◆  Geringfügige Beschäftigung wird in vielen Wirtschafts-
bereichen genutzt, konzentriert sich aber, gemessen an 
der beschäftigungspolitischen Bedeutung dieser Art von 
Arbeitsverhältnissen, auf einige wenige Branchen des 
Dienstleistungssektors und wird dort vor allem von klei-
neren Betrieben genutzt.

◆  Leiharbeit hat weiter zugenommen, wenngleich die 
Bedeutung dieser Beschäftigungsverhältnisse – etwa 
im Vergleich zur Teilzeitarbeit oder befristeter Beschäf-
tigung – noch vergleichsweise gering ist. Der Anteil von 
Leiharbeitskräften an den Beschäftigten (Beschäftigte 
und Leiharbeitskräfte) beträgt derzeit rund zwei Prozent. 
Leiharbeitskräfte werden in rund vier Prozent aller Be-
triebe beschäftigt. 

◆  Der Einsatz von Leiharbeit ist ein Großbetriebsphäno-
men. Großbetriebe setzen Leiharbeit nicht nur häufiger, 
sondern auch deutlich intensiver ein. Das typische Ein-
satzfeld der Leiharbeit liegt im Verarbeitenden Gewerbe, 
wo der Beschäftigtenanteil von Leiharbeitskräften mit 
rund vier Prozent doppelt so hoch ist wie im Durch-
schnitt Nordrhein-Westfalens. Fast zwei Drittel aller zum 
Befragungsstichtag erfassten Leiharbeitskräfte wurden 
in Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes eingesetzt.

Jeder dritte Betrieb mit Innovationsaktivitäten. Ent-
wicklung neuer Produkte und Verfahren erfolgt fast 
ausnahmslos in Kooperation mit Dritten. Innovative 
Betriebe mit positiven Einfluss auf die Arbeitskräf-
tenachfrage.

◆  In Nordrhein-Westfalen engagiert sich eine hohe Zahl 
von Betrieben in der Entwicklung von Innovationen. 
Hauptträger des Innovationsgeschehens sind das Verar-
beitende Gewerbe sowie die Unternehmensnahen Dienst-
leistungen.

◆  Insgesamt hat etwa jeder dritte Betrieb in den letzten 
beiden Jahren ein bestehendes Produkt bzw. eine bereits 
vorher angebotene Leistung weiterentwickelt, jeder fünf-
te Betrieb hat ein Produkt bzw. eine Leistung, welches 

bereits von ande-ren Betrieben angeboten wurde, neu in 
sein Angebotsportfolio aufgenommen, sieben Prozent 
haben ein völlig neues Produkt bzw. eine völlig neue Leis-
tung entwickelt und eingeführt.

◆  Bei der Entwicklung von neuen Produkten und Verfah-
ren ist der Rückgriff auf Kooperationspartner die Regel, 
Nicht-Kooperation die Ausnahme. Eine bedeutende Rolle, 
insbesondere für Großbetriebe, spielen hierbei Partner 
aus dem akademischen Bereich. Die Verfügbarkeit einer 
entsprechenden Infrastruktur ist damit eine der wesentli-
chen Voraussetzung für den Wettbewerbserfolg. Kleinere 
Betriebe setzen bei der Entwicklung von Produkten oder 
Verfahren stattdessen stärker auf die Unterstützung an-
derer Betriebe.

◆  Innovative Betriebe weisen im Durchschnitt eine 
günstigere Beschäftigungsentwicklung als Betriebe ohne 
Innovationen. Innovative Betriebe leisten somit nicht nur 
einen zentralen Beitrag für die Erhaltung der Wettbe-
werbsfähigkeit ihrer Region, sondern beeinflussen auch 
positiv die regionale Nachfrage nach Arbeitskräften.

Erosion der Tarifbindung setzt sich fort. Immer 
weniger Betriebe und Beschäftigte sind tariflich ge-
bunden. Orientierungsfunktion von Tarifen aber wei-
terhin sehr hoch. Öffnungsklauseln vorwiegend zur 
Anpassung von Arbeitszeiten genutzt.

◆  Der tarifliche Deckungsgrad beträgt aktuell nur noch 
rund 38 Prozent. In den tarifgebundenen Betrieben arbei-
ten weniger als zwei Drittel der nordrhein-westfälischen 
Beschäftigten; auch dieser Anteil ist im Vergleich zu den 
Vorjahren deutlich zurückgegangen. Eine vergleichsweise 
niedrige Tarifbindung ist vor allem für beschäftigungs-
politisch bedeutende Teile des Dienstleistungssektors 
charakteristisch.

◆  Fast die Hälfte der formal nicht tarifgebundenen 
Betriebe orientiert sich an geltenden Branchentarifver-
trägen. Insgesamt erstreckt sich damit die faktische Gel-
tung von Tarifverträgen auf rund zwei Drittel der Betriebe 
bzw. rund 84 Prozent der Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen. So betrachtet ist die Bedeutung von Tarif-
verträgen für die Bestimmung von Löhnen und Gehältern 
erheblich größer als dies in der bloßen Betrachtung der 
formal tarifgebundenen Betriebe zum Aus-druck kommt. 

◆  Rund 14 Prozent der tarifgebundenen Betriebe gaben 
an, dass ihr aktuell geltender Tarifvertrag Öffnungsklau-
seln enthält. Bemerkenswert ist der Befund, wonach mit 
immerhin rund 17 Prozent eine nennenswerte Zahl von 
Betrieben nicht mit Sicherheit sagen konnten, ob ihr Ta-
rifvertrag überhaupt Öffnungsklauseln enthält. 
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In aller Kürze

IAB-Betriebspanel ist als Längsschnitterhebung angelegt, 
d. h. jedes Jahr werden dieselben Betriebe befragt. In 
Anbetracht dessen, dass die Arbeitgeberbefragung zum 
wiederholten Male durchgeführt wurde, können Quer-
schnittsvergleiche über die Jahre 2000 bis 2007 in die 
Auswertung aufgenommen werden. Der Fragebogen ent-
hält neben einem umfangreichen Satz von Standardfra-
gen, die in jeder Erhebungswelle abgefragt werden, von 
Welle zu Welle wechselnde Schwerpunktthemen.2 

Die Befragung findet im dritten Quartal jedes Jahres 
statt. Stichtag für die Be-standsgrößen der Beschäfti-
gung ist jeweils der 30.6.; Stromgrößen der Beschäfti-
gung wie beispielsweise Einstellungen oder Personalab-
gänge beziehen sich aus befragungstechnischen Grün-
den jeweils auf das erste Halbjahr des Erhebungsjahres. 
Betriebswirtschaftliche Kennziffern, wie beispiels-weise 
Investitionen oder Geschäftsvolumen, liegen vielfach nur 
für das gesamte Jahr vor und werden deshalb jeweils für 
das vergangene Kalenderjahr erhoben. 

Als „Betrieb“ wird die örtliche Einheit eines Unterneh-
mens verstanden, in dem die Produktion von Gütern oder 
Dienstleistungen tatsächlich durchgeführt wird. Befragte 
Einheit ist in der Regel die durch die Betriebsnummer 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) der Bundesagentur für Arbeit führt jährlich eine 
bundesweite Arbeitgeberbefragung durch. Mit dieser 
Befragung unter dem Titel „Das IAB-Betriebspanel – Be-
schäftigungstrends“ liegt eine wichtige und repräsentati-
ve Informationsquelle zur Struktur und Entwicklung von 
Betrieben und Beschäftigten vor. 

Die mit dem IAB-Betriebspanel Nordrhein-Westfalen 
gewonnenen Ergebnisse verbessern wesentlich die In-
formationsbasis, die von amtlichen statistischen Daten 
geboten wird, da die Grundgesamtheit des IAB-Betriebs-
panels Nordrhein-Westfalen alle Betriebe umfasst, die 
mindestens einen sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten haben. Damit ist das IAB-Betriebspanel Nord-
rhein-Westfalen wesentlich breiter angelegt als andere 
betriebsbezogene Datenquellen, die sich vielfach nur auf 
ausgewählte Bereiche der Wirtschaft (z. B. Produzieren-
des Gewerbe) oder auf Betriebe ab einer bestimmten 
Größe (z. B. mit mindestens 20 Beschäftigten) beschrän-
ken.1  

Ein weiterer Vorzug dieser Arbeitgeberbefragung ge-
genüber anderen Befragun-gen besteht darin, dass 
sowohl für Deutschland insgesamt als auch für die ein-
zelnen Bundesländer mit gleichem Fragenprogramm 
und gleichem Erfassungs-, Hochrechnungs- und Aus-
wertungsverfahren Informationen gewonnen werden. 
Infolgedessen ist z. B. ein Vergleich der Befunde auf 
Ebene des Landes Nordrhein-Westfalen mit den Ergeb-
nissen für Westdeutschland insgesamt möglich. Das 

◆  Enthalten die Tarifverträge Öffnungsklauseln, so 
macht fast jeder zweite Betrieb auch davon Gebrauch. 
Dies zeigt, dass zahlreiche Betriebe die vorhandenen 
Möglichkeiten einer dezentraleren Aushandlung nutzen, 
wenn die entsprechenden Bedingungen gegeben sind, 
wobei Betriebe mit einer ungünstigen Beschäftigungs- 
und Ertragsentwicklung deutlich häufiger von Öffnungs-
klauseln Gebrauch machen.

Verstärkte Investitionsanstrengungen, steigende
 Exporte sowie verbesserte Ertragslage schaffen 
gute Voraussetzungen für weiteres Beschäftigungs-
wachstum.

◆  Der Anteil von Betrieben mit Investitionen hat sich 
von 50 auf 57 Prozent erhöht, womit entscheidende 
Voraussetzungen für weiteres Produktions- und Beschäf-
tigungswachstum geschaffen wurden. Insgesamt entfiel 
rund die Hälfte aller Investitionen auf Erweiterungsinves-
titionen. Im vorangegangenen Beobachtungszeitraum 
war der Anteil deutlich niedriger und lag lediglich bei rund 
einem Drittel. 

◆  Für den Beobachtungszeitraum der aktuellen Be-
fragung wurde eine Exportquote in Höhe von rund 19 
Prozent ermittelt. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies 
eine Steigerung um einen Prozentpunkt. Der positive 
Trend eines zunehmendes Exportanteils hat sich damit 
fortgesetzt, was nicht zuletzt auf den nochmals gestiege-
nen Auslandsabsätzen der tragenden Säule des Exports 
– dem Verarbeitenden Gewerbe – beruht.

◆  Mit Blick auf das zum Zeitpunkt der Befragung zu-
rückliegende Geschäftsjahr wird die Ertragslage von gut 
einem Drittel der Arbeitgeber in Nordrhein-Westfalen als 
gut bis sehr gut beurteilt. Ein demgegenüber deutlich 
kleinerer Teil konstatiert eine lediglich ausreichende oder 
sogar nur mangelhafte Ertragslage. Im Verarbeitenden 
Gewerbe, wo der Anteil von Betrieben mit einer mangel-
haften Ertragslage im vorangegangenen Jahr noch fast 
doppelt so hoch ausfiel wie im Durchschnitt aller Bran-
chen, hat sich die Ertragssituation deutlich verbessert.

IAB-Betriebspanel Nordrhein-Westfalen

1 So beinhaltet beispielsweise die amtliche Statistik des Verarbeitenden 
Gewerbes keine Betriebe mit weniger als 20 Beschäftigten. Betriebe 
mit weniger als 20 Beschäftigten umfassen 86 Prozent aller Betriebe in 
Nordrhein-Westfalen mit 28 Prozent aller Beschäftigten.
2 Die Fragebogen aller Wellen sind unter 
http://betriebspanel.iab.de/frageboegen.htm einsehbar.

Vorbemerkungen.
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Im vorliegenden Bericht werden die betrieblichen Anga-
ben zu einzelnen Aspekten nach bestimmten Branchen 
und Betriebsgrößenklassen dargestellt. Die Darstellung 
nach einzelnen Bereichen der Wirtschaft erfolgt ent-
sprechend der in der amtlichen Statistik verwendeten 
Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2003). Diese 
gruppiert wirtschaftliche Tätigkeiten von Unternehmen, 
Betrieben und anderen statistischen Einheiten in den 
amtlichen Statistiken einheitlich und basiert auf der 
durch EG-Verordnungen verbindlich eingeführten statis-
tischen Systematik der Wirtschaftszweige in der Euro-
päischen Gemeinschaft (NACE Rev.1).5 Die Darstellung 
nach Betriebsgrößenklassen erfolgt entsprechend der 
Definition der EU-Kommission für kleine und mittelstän-
dische Betriebe. Diese geht bei der Klassifizierung von 
Betrieben nach Betriebsgrößenklassen von folgenden 
Schwellenwerten aus: Kleinstbetriebe < 10 Beschäftigte, 
Kleinbetriebe = 10 bis 49 Beschäftigte, mittlere Betriebe 
= 50 bis 249 Beschäftigte, Großbetriebe = 250 Beschäf-
tigte und mehr.6 

Empirische Grundlage der hier vorgestellten Auswer-
tungen bildet das IAB-Betriebspanel. Im Auftrag des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (I-AB) 
der Bundesagentur für Arbeit befragt TNS Infratest So-
zialforschung seit 1993 jedes Jahr mittlerweile knapp 16 
Tsd. Betriebe. Die Erhebung begann zunächst in West-
deutschland. Sie wurde 1996 auch auf die ostdeutschen 
Bundesländer ausgeweitet, so dass seitdem Auswertun-
gen für die gesamte Bundesrepublik möglich sind. 

Für die Befragungswelle des Jahres 2007 liegen für 
Nordrhein-Westfalen verwertbare Interviews von ins-
gesamt rund 1.500 Betrieben vor. Diese Betriebe sind 
repräsentativ für die Gesamtheit der rund 400 Tsd. 
Betriebe in Nordrhein-Westfalen mit mindestens einem 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (vgl. Tabelle 1 
und Tabelle 2). Für die Auswahl repräsentativer Betriebe 
wurde die beste Datenbasis herangezogen, die derzeit in 
Deutschland für diesen Zweck zur Verfügung steht: die 
Betriebsdatei der Bundesagentur für Arbeit. Sie beruht 
auf den Meldungen der Arbeitgeber zur Sozialversiche-
rung und umfasst folglich alle Betriebe, die mindestens 
einen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten haben. 
Diese Angaben erlauben eine nach Wirtschaftszweigen 
und Betriebsgrößenklassen differenzierte Stichproben-
ziehung. Da es sich um eine mehrfach disproportional 
geschichtete Stichprobe handelt, werden die Daten für 
die Analysen gewichtet und auf die Anzahl der Betriebe 
in der Grundgesamtheit hochgerechnet. Alle im nachfol-
genden Text ausgewiesenen Angaben beruhen auf dieser 
Hochrechnung.4 

definierte betriebliche Einheit, die im Rahmen der Melde-
pflicht zur Sozialversicherung von der Bundesagentur für 
Arbeit vergeben wird. Es werden nur Betriebe befragt, die 
mindestens einen sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten aufweisen.

Als „Beschäftigte“ werden im IAB-Betriebspanel Nord-
rhein-Westfalen alle Personen angesehen, die einer Er-
werbstätigkeit nachgehen und zwar unabhängig von der 
Dauer der tatsächlich geleisteten oder vertragsmäßig zu 
leistenden wöchentlichen Arbeitszeit, unabhängig davon, 
ob sie eine sozialversicherungspflichtige oder eine nicht 
sozialversicherungspflichtige Tätigkeit ausüben, und un-
abhängig von ihrer Stellung im Beruf. Im IAB-Betriebspa-
nel Nordrhein-Westfalen werden als Beschäftigte also 
z. B. auch Beamte, tätige Inhaber oder mithelfende Fami-
lienangehörige erfasst.3 

3 Siehe hierzu auch die Ausführungen am Ende des folgenden Kapitels 
„Datenbasis“.

Datenbasis.

4 Vgl. zum generellen Überblick über das IAB-Betriebspanel und speziell 
zum Hochrechnungsverfahren Bellmann, L.: Das IAB-Betriebspanel. Kon-
zeption und Anwendungsbereiche, In: Allgemeines Statistisches Archiv 
86, 2000, S. 177-188.
5 Im vorliegenden Bericht werden Betriebe aus den Bereichen Hotel- und 
Gaststättengewerbe sowie Abwasserbeseitigung/Abfallbeseitigung/
Entsorgung, Kultur/Sport/Unterhaltung, Reinigungen/Wäschereien und 
Friseurgewerbe/Kosmetik-salons als „Übrige Dienstleistungen“ zusam-
mengefasst.
6 Vgl. http://europa.eu.int/comm/enterprise/enterprise _policy/sme_de-
finition/index_de.htm
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Wie bei allen Stichprobenerhebungen ist auch bei den 
Ergebnissen des IAB-Betriebspanels eine gewisse sta-
tistische Fehlertoleranz in Rechnung zu stellen. Generell 
gilt: Je größer die Streuung des betreffenden Merkmals 
in der Grundge-samtheit und je kleiner die der Hochrech-
nung zu Grunde liegende Fallzahl, desto größer ist der 
statistische Unschärfebereich. Maßgeblich ist dabei die 
ungewichtete Fallzahl, sprich:  die Zahl der verwertbaren 
Interviews. Erhebungsbefunde für Teilgruppen, die mit 
einer geringen Fallzahl (ungewichtet) besetzt sind, sind 
wegen der statistischen Fehlertoleranz mit größeren 
Unsicherheiten behaftet und sollten deshalb nur einge-
schränkt interpretiert werden.7  Bei der Interpretation der 
hochgerechneten Daten ist darüber hinaus generell der 
Unterschied zwischen betriebsproportionalen und be-
schäftigtenproportionalen Aussagen zu beachten. 

Bei der Ausgabe von Tabellen wird in der Regel auf ganze 
Zahlen gerundet. Dies kann bei der Addition der Einzel-
werte zu geringfügigen Rundungsdifferenzen führen 
(z. B. 99 oder 101 statt 100).

Für Vergleichszwecke werden die Ergebnisse im vorlie-
genden Bericht teilweise ergänzt um Durchschnittswerte 
für Westdeutschland abzüglich Nordrhein-Westfalens.

IAB-Betriebspanel Nordrhein-WestfalenDatenbasis

7 Werte für Branchen, bei denen die hochgerechneten Werte auf ver-
gleichsweise geringen Fallzahlen basieren (i.d.R. < 100 Fälle je Branche) 
und daher nur mit gewissen Einschränkungen interpretierbar sind, wer-
den in Tabellen und Abbildungen des vorliegenden Berichts nicht ausge-
wiesen oder entsprechend gekennzeichnet.
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Im IAB-Betriebspanel werden nur Betriebe befragt, 
in denen mindestens ein sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigter tätig ist. Private Haushalte werden 
sogar erst ab einer Zahl von mindestens fünf Be-
schäftigten erfasst. Betriebe ohne sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte wie z. B. Ein-Personen-
Betriebe (u. a. Freiberufler) oder Dienststellen im 
öffentlichen Sektor, in denen ausschließlich Beamte 
beschäftigt sind, werden nicht befragt. 

> Da die Beschäftigtenzahlen in der Erwerbstätigenrech-
nung des Bundes und der Länder auch Ein-Personen-
Betriebe enthalten, sind die im IAB-Betriebspanel ermit-
telten Beschäftigtenzahlen insgesamt geringer als die in 
der Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder 
ausgewiesenen Beschäftigtenzahlen (vgl. Abbildung 1). 

Im IAB-Betriebspanel werden Beschäftigungsfäl-
le gezählt, wodurch vereinzelt Doppelzählungen 
auftreten können, wenn ein Beschäftigter Arbeits-
verhältnisse mit zwei oder mehreren Betrieben hat 
(Mehrfachbeschäftigung, z. B. geringfügige). 

Bei Vergleichen mit anderen Datenquellen ist auch 
zu beachten, dass sich die Beschäftigtendaten des 
IAB-Betriebspanels in der Regel auf den Stichtag 
30.6. beziehen. 

Aufgrund der unterschiedlichen Erfassungskrite-
rien sind die im IAB-Betriebspanel ausgewiesen 
Beschäftigtenzahlen, insbesondere bei zusätzlichen 
Differenzierungen wie z. B. nach Branchen oder 
Betriebsgrößenklassen, nur eingeschränkt mit den 
Beschäftigtenzahlen anderer Datenquellen ver-
gleichbar.

Hinweise zur Verwendung des Begriffs „Beschäftigte“ 
und zur Vergleichbarkeit der Beschäftigtenzahlen des 
IAB-Betriebspanels mit anderen Datenquellen. 

Bei Vergleichen der im IAB-Betriebspanel ermittelten 
Beschäftigtenzahlen mit anderen Datenquellen – z. B. Er-
werbstätigenrechnung des Bundes und der Länder oder 
Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
– sind folgende Punkte zu beachten: 

Als Beschäftigte werden im IAB-Betriebspanel alle 
Personen angesehen, die einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen: 

unabhängig von der Dauer der tatsächlich geleiste-
ten oder vertragsmäßig zu leistenden wöchentli-
chen Arbeitszeit, 

unabhängig davon, ob sie eine sozialversicherungs-
pflichtige oder eine nicht sozialversicherungspflich-
tige Tätigkeit ausüben, 

und unabhängig von ihrer Stellung im Beruf. 

Im IAB-Betriebspanel werden als Beschäftigte also auch 
Beamte, tätige Inhaber, mithelfende Familienangehörige 
und geringfügig Beschäftigte erfasst. 

> Da die Beschäftigtenzahlen der Beschäftigtenstatistik 
der BA keine Beamten, tätigen Inhaber und mithelfenden 
Familienangehörigen enthalten und geringfügig Beschäf-
tigte nur insoweit, wie diese zusätzlich eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung ausüben oder durch 
Zusammenrechnung mehrerer geringfügiger Beschäfti-
gungsverhältnisse sozialversicherungspflichtig werden, 
sind die im IAB-Betriebspanel ermittelten Beschäftig-
tenzahlen insgesamt höher als die in der Beschäftigten-
statistik der Bundesagentur für Arbeit ausgewiesenen 
Beschäftigtenzahlen. 

IAB-Betriebspanel Nordrhein-WestfalenDatenbasis

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

Abbildung 1: Zahl der Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2007 (jew. 30.6.)
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haben, im Ruhrgebiet mit rund 47 Prozent – bezogen auf 
alle Betriebe mit Personalbewegungen – deutlich über 
dem Anteil im übrigen Nordrhein-Westfalen (29 Prozent). 
Umgekehrt hatten im Ruhrgebiet deutlich weniger Be-
triebe ausschließlich Personalabgänge zu verzeichnen 
(18 Prozent) als im übrigen Nordrhein-Westfalen (31 Pro-
zent). 

Unabhängig von der Region oder Branche nimmt die 
Wahrscheinlichkeit des Auftretens von Personalbewe-
gungen mit der Größe des Betriebes deutlich zu. Nur ein 
Viertel der Kleinstbetriebe (weniger als 10 Beschäftigte), 
welche rund 80 Prozent des gesamtes Betriebsbestan-
des in Nordrhein-Westfalen stellen, hat im ersten Halb-
jahr 2007 Personal eingestellt und/oder freigesetzt. Bei 
Kleinbetrieben (10 bis 49 Beschäftigte) erhöht sich die-
ser Anteil bereits auf etwas mehr als die Hälfte der Fälle. 
Bei Mittelbetrieben (50 bis 249 Beschäftigte) und Groß-
betrieben (ab 250 Beschäftigte) gab es in nahezu jedem 
Betrieb Personalbewegungen (vgl. Tabelle 3).

Prozent. Damit wurde in mehr Betrieben ausschließlich 
Beschäftigung aufgebaut als im vorangegangenen Beob-
achtungszeitraum (Vorjahr: 10 Prozent). In 28 Prozent 
der Betriebe mit Personalbewegungen schieden Arbeits-
kräfte aus, ohne dass im selben Zeitraum neue Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen eingestellt wurden mit der 
Folge, dass in den betreffenden Betrieben Arbeitsplätze 
abgebaut wurden. Damit ist der Anteil von Betrieben, die 
ausschließlich Personal abgebaut haben, im Vergleich 
zum Vorjahr zurückgegangen (Vorjahr: 31 Prozent). In 
den übrigen Betrieben mit Personalbewegungen wurden 
sowohl neue Arbeitskräfte eingestellt als auch Personal 
freigesetzt. Mit rund 38 Prozent ist der Anteil von Be-
trieben mit Personalbewegungen im Durchschnitt der 
übrigen westdeutschen Bundesländer geringfügig höher 
als in Nordrhein-Westfalen. Die Struktur der erfolgten Be-
wegungen war jedoch ähnlich. Innerhalb Nordrhein-West-
falens bestehen in dieser Hinsicht Unterschiede zwischen 
dem Ruhrgebiet und dem übrigen Nordrhein-Westfalen. 
Während der Anteil von Betrieben mit Personalbewegun-
gen mit rund 35 bzw. 38 Prozent ähnlich groß war, lag 
der Anteil von Betrieben, die ausschließlich eingestellt 

Arbeitgeberbefragung zeigen, hält diese unvermindert 
an: Wie im Vorjahr verzeichneten rund 36 Prozent aller 
Betriebe in Nordrhein-Westfalen im ersten Halbjahr 2007 
Personalbewegungen. Rund ein Drittel der Betriebe mit 
Personalbewegungen hat ausschließlich eingestellt (vgl. 
Abbildung 2).

Dies sind – bezogen auf alle Betriebe, also Betriebe mit 
sowie Betriebe ohne Personalbewegungen – ungefähr 12 

1.1 Personaleinstellungen und 
aktueller Personalbedarf. 

Personalbewegungen – Personaleinstellungen und Per-
sonalabgänge – beschreiben die Bewegungen auf der 
Beschäftigtenebene, und zwar zunächst unabhängig da-
von, ob sich die Gesamtzahl der Beschäftigten verändert 
oder nicht. Sie sind damit ein wichtiger Indikator für die 
Dynamik auf dem Arbeitmarkt. Wie die Ergebnisse der 

1. Personalbewegungen und Fachkräftebedarf.

Abbildung 2: Personalbewegungen in den Betrieben Nordrhein-Westfalens

* Betriebsgrößenklasse zum 30.6.2007.

Im Hinblick auf die Struktur der erfolgten Personalbe-
wegungen gibt es ebenfalls deutliche Unterschiede 
zwischen den Betriebsgrößenklassen. In der Gruppe 
der Kleinst- und Kleinbetriebe waren Betriebe, die aus-
schließlich Einstellungen vorgenommen haben, deutlich 
häufiger zu beobachten als solche, die ausnahmslos 
Personal abgebaut haben. In den beiden anderen Grö-
ßenklassen waren beide Anteile entweder ähnlich, wie 
bei den mittelgroßen Betrieben, oder lag der Anteil von 
ausnahmslos einstellenden Betrieben deutlich unter dem 
jener Betriebe, die ausschließlich Personal abgebaut ha-
ben. 

Einstellungsaktivitäten erstrecken sich auf immer 
mehr Betriebe. 

In Nordrhein-Westfalen wurden nicht nur insgesamt 
mehr Einstellungen vorgenommen als in den Vorjahren. 

Die Einstellungsaktivitäten erstrecken sich auch auf 
immer mehr Betriebe, d. h. immer mehr Betriebe in 
Nordrhein-Westfalen stellen ein. Ein sichtbarer Indikator 
hierfür ist die Einstellungsbetriebsquote, welche den 
Anteil der Betriebe mit Personaleinstellungen an allen 
Betrieben in einem bestimmten Zeitraum quantifiziert – 
Beobachtungszeitrum im Rahmen der jährlichen Arbeit-
geberbefragung IAB-Betriebspanel ist jeweils das erste 
Halbjahr. Diese liefert wichtige Informationen über das 
Ausmaß der Streuung bzw. Konzentration der erfolgten 
Personaleinstellungen. Diese Quote beträgt in Nordrhein-
Westfalen nunmehr 26 Prozent. Weitere fünf Prozent der 
Betriebe hatten zwar Stellen angeboten, konnten diese 
aber nicht besetzen. Lag Nordrhein-Westfalen in den 
vergangenen Jahren teilweise noch deutlich unter den 
Einstellungsbetriebsquoten des übrigen Bundesgebietes, 
konnte bereits im vorangegangenen Beobachtungs-
zeitraum wieder aufgeschlossen werden. Dieser in den 
letzten Jahren einsetzende Aufwärtstrend hat sich durch 
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vorgenommenen Einstellungen waren zwar jeweils deut-
lich höher als in vielen anderen Branchen, entsprechen 
aber ungefähr den höheren Anteilen dieser Branchen an 
der Gesamtzahl der Beschäftigten, waren also beschäf-
tigungsproportional. Im Verarbeitenden Gewerbe, auf 
das fast jede fünfte Einstellung im beobachteten Zeit-
raum entfiel, lag der Anteil an allen Einstellungen sogar 
unter dem Beschäftigtenanteil dieser Branche. Dem-
gegenüber übersteigt der Anteil der beiden Branchen 
Unternehmensnahe und Übrige Dienstleistungen an den 
Einstellungen deutlich deren Anteil an den Beschäftigten. 
Mit rund 24 Prozent liegt er bei den Unternehmensna-
hen Dienstleistungen deutlich darüber; bei den Übrigen 
Dienstleistungen ist er mit 13 Prozent sogar rund doppelt 
so hoch. Zu den Branchen, in denen der Anteil an den 
Einstellungen über dem Anteil an den Beschäftigten lag, 
zählen neben den beiden genannten auch noch die Bran-
che Verkehr und Nachrichtenübermittlung. Gemessen an 
der Zahl der Beschäftigten war die Einstellungsintensität 
in den zuletzt genannten Branchen somit am höchsten 
(vgl. Abbildung 5).

Schwerpunkte der Einstellungsaktivitäten. 

Im betrachteten Zeitraum wurden insgesamt zwischen 
350 und 375 Tsd. Arbeitskräfte eingestellt. Ein Viertel 
aller im ersten Halbjahr erfolgten Einstellungen entfiel 
auf das Ruhrgebiet. Dieser Wert lag über dem Anteil der 
Region an den Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen. 
Das Gros der im Beobachtungszeitraum erfolgten Ein-
stellungen konzentrierte sich auf die drei beschäftigungs-
starken Branchen Verarbeitendes Gewerbe, Handel und 
Reparatur sowie Unternehmensnahe Dienstleistungen. 
Auf diese drei Branchen entfielen mit rund 56 Prozent 
deutlich mehr als die Hälfte aller im ersten Halbjahr 2007 
vorgenommenen Personaleinstellungen in Nordrhein-
Westfalen. Ebenfalls hohe Anteile entfielen auf das Ge-
sundheitsund Sozialwesen sowie den Bereich der Übri-
gen Dienstleistungen. 

Für eine sinnvolle Einordnung der ermittelten Branchen-
anteilswerte ist es erforderlich, diese ins Verhältnis zu 
ihrem Anteil an allen Beschäftigten zu setzen. In dieser 
Hinsicht war die Einstellungsintensität in den genannten 
fünf Branchen teilweise nicht größer, in einigen Fällen 
sogar geringer als in anderen Bereichen der Wirtschaft. 
Die Anteile der beiden Branchen Gesundheits- und Sozi-
alwesen sowie Handel und Reparatur an den insgesamt 

verharrte, ist die Quote in Nordrhein-Westfalen weiter 
gestiegen (vgl. Abbildung 3).

die jüngsten Entwicklungen fortgesetzt und verstärkt. 
Im Unterschied zum übrigen Bundesgebiet, wo die Ein-
stellungsbetriebsquote auf dem Niveau des Vorjahres 

Abbildung 3: Entwicklung der Einstellungsbetriebsquote 2001-2007 (jew. erstes Halbjahr)

In den einzelnen Bereichen der Wirtschaft Nordrhein-
Westfalens fiel die Einstellungsbetriebsquote unter-
schiedlich hoch aus; das Einstellungsgeschehen er-
streckte sich somit auf einen unterschiedlich großen 
Teil der Betriebe in den einzelnen Branchen. Wie bereits 
im Vorjahr weist die Branche Verkehr und Nachrichten-
übermittlung die höchste Einstellungsbetriebsquote auf. 
Mit rund 51 Prozent ist sie etwa doppelt so hoch wie im 
Durchschnitt Nordrhein-Westfalens. Jeder zweite Betrieb 
dieses Wirtschaftbereichs hat somit Einstellungen vorge-
nommen. 

Am geringsten fiel die Quote im Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe aus. Hier stellte lediglich einer von zehn 
Betrieben neues Personal ein. Allerdings hatte eine ähn-
lich große Zahl von Betrieben zwar Stellen angeboten, 
konnten diese aber nicht besetzen. Bei beiden Bereichen 
handelt es sich um relativ kleine Branchen – gemessen 
an deren Anteil an allen Betrieben Nordrhein-Westfalens. 
Auf die Branche Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
entfallen lediglich fünf Prozent, auf das Kredit- und Ver-
sicherungsgewerbe sogar nur rund drei Prozent aller Be-
triebe. In dieser Hinsicht von größerer Bedeutung sind 
die Branchen Verarbeitendes Gewerbe, Handel und Repa-
ratur sowie Unternehmensnahe Dienstleistungen, auf die 
zusammen rund die Hälfte des Betriebsbestandes entfal-
len. In diesen drei Branchen stellten rund 21 bis 38 Pro-
zent der Betriebe neues Personal ein (vgl. Abbildung 4).

Die Einstellungsbetriebsquote ist in den höheren Be-
triebsgrößenklassen erwartungsgemäß größer als in den 
unteren Klassen, da bereits eine einzige Einstellung im 
Beobachtungszeitraum dazu führt, dass ein Betrieb als 
einstellender Betrieb erfasst wird. Die Wahrscheinlichkeit 
hierfür steigt naturgemäß mit der Größe eines Betriebes. 
Bei Großbetrieben, d. h. Betrieben mit mindestens 250 
Beschäftigten, beträgt der Anteil der Betriebe mit Einstel-
lungen im ersten Halbjahr 2007 rund 83 Prozent. In den 
anderen Größenklassen ist die Einstellungsbetriebsquote 
demgegenüber deutlich kleiner. Mit rund 15 Prozent ist 
sie am geringsten in der Gruppe der Kleinstbetriebe. An-
gesichts des starken Gewichts der Kleinstbetriebe steht 
hinter diesem verhältnismäßig kleinen Anteil jedoch eine 
deutlich höhere absolute Zahl von Betrieben mit Einstel-
lungsaktivitäten als in anderen Betriebsgrößenklassen.8

Abbildung 4: Einstellungsbetriebsquoten in den einzelnen Branchen*

* Beobachtungszeitraum: erstes Halbjahr 2007.

8 Auf Kleinstbetriebe, d. h. Betriebe mit weniger als 10 Beschäftigten, ent-
fallen rund 80 Prozent der ca. 400 Tsd. Betriebe in Nordrhein-Westfalen 
mit mindestens einem sozialversicherungspflichtig Beschäftigten.
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von Betrieben mit schrumpfender Beschäftigung kleiner 
als im übrigen Nordrhein-Westfalen (vgl. Abbildung 6). 

Die positive Entwicklung auf der Einzelbetriebsebene 
spiegelt sich auch in der Entwicklung der Beschäftigten-
zahlen insgesamt wider (vgl. Abbildung 7)

Nachdem bis 2005 Jahr für Jahr weniger Beschäfti-
gungsverhältnisse in Nordrhein-Westfalen gezählt wer-
den mussten, da die neu geschaffenen Stellen die im 
gleichen Zeitraum wegfallenden Arbeitsplätze nicht kom-
pensieren konnten, überstieg im Jahr 2006 die Zahl der 
Beschäftigten erstmals den Vorjahreswert. Dieser positi-
ve Trend setzte sich auch im Jahr 2007 fort, wobei vor al-
lem die Dynamik des aktuellen Beschäftigungswachstum 
bemerkenswert ist. Erhöhte sich die Zahl der Beschäf-
tigten im ersten Jahr der Wachstumsphase lediglich um 
rund ein Prozent gegenüber dem Vorjahr, so erreichte die 
jüngste Entwicklung im Jahr 2007 bereits einen Beschäf-
tigungszuwachs in Höhe von rund zwei Prozent.

Wenn man ebenso den Anteil der einzelnen Betriebs-
größenklassen an allen Einstellungen im ersten Halbjahr 
2007 ins Verhältnis setzt zu ihrem Anteil an allen Be-
schäftigten, dann zeigt sich, dass kleine und mittelgroße 
Betriebe in etwas stärkerem, Kleinst- und Großbetriebe 
demgegenüber in etwas geringerem Maße eingestellt 
haben. In Klein- und Mittelbetrieben arbeiten zusammen 
rund 50 Prozent aller Beschäftigten Nordrhein-Westfa-
lens. Auf Betriebe dieser beiden Größenklassen entfallen 
jedoch rund 59 Prozent aller im ersten Halbjahr 2007 
eingestellten Arbeitskräfte. Demgegenüber lag der Anteil 
der in Großbetrieben erfolgten Personaleinstellungen 
mit rund 26 Prozent deutlich unter ihrem Anteil an der 
Gesamtzahl der Beschäftigten. Die Einstellungsintensität 
im Mittelstand war somit höher als in anderen Größen-
klassen. 

Die gestiegenen Einstellungsaktivitäten der nordrhein-
westfälischen Betriebe schlagen sich nieder in einer wei-
teren Zunahme der Beschäftigtenzahlen. Im Hinblick auf 
die durchschnittliche Veränderung der Beschäftigtenzah-
len auf der Betriebsebene – Stichtag ist jeweils der 30.6. 
– zeigt sich folgendes Bild: Gegenüber dem Vorjahr ist 
die Beschäftigung in 27 Prozent der Betriebe gewachsen, 
in 53 Prozent stabil sowie in 19 Prozent gesunken. Wie 
der regionale Vergleich zeigt, ist im Ruhrgebiet sowohl 
der Anteil von Betrieben mit wachsender als auch der 

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. 
Sie sind daher nur eingeschränkt interpretierbar. Die fehlenden Prozentpunkte zu 100 entfallen auf weitere, hier nicht ausgewiesene Branchen.

Abbildung 5: Anteile der Branchen an den Beschäftigten und den Personaleinstellungen.

Abbildung 6: Entwicklung der Zahl der Beschäftigten auf der Einzelbetriebsebene im regionalen Vergleich. Abbildung 7: Entwicklung der Beschäftigtenzahl, 2000 bis 2007.
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Die beobachteten Unterschiede dürften weniger mit dem 
Einstellungsverhalten der Arbeitgeber zusammenhängen, 
als vielmehr mit dem etwas geringeren Gewicht frauen-
typischer und dem etwas höheren Gewicht männerty-
pischer Branchen, sind somit Resultat der spezifischen 
Branchenstruktur in der Region. So wurden Frauen in 
der Regel in jenen Branchen überdurchschnittlich häufig 
eingestellt, die in berufsfachlicher Hinsicht traditionell 
von Frauen geprägt und daher durch einen hohen Frau-
enanteil an den Beschäftigten charakterisiert sind. Zu 
den Bereichen mit einem überdurchschnittlich hohen 
Frauenanteil bei den Einstellungen sind vor allem die 
verschiedenen Zweige innerhalb des Dienstleistungssek-
tors zu zählen, wie z. B. Gesundheits- und Sozialwesen, 
Erziehung und Unterricht, Übrige Dienstleistungen sowie 
Kredit- und Versicherungsgewerbe. In allen genannten 
Branchen beträgt der Anteil von Frauen an den Beschäf-
tigten mindestens 55 Prozent. In traditionell männerdo-
minierten Branchen stellten die Betriebe demgegenüber 
nur in geringerem Maße auch Frauen ein. Als Beispiel 
kann hier auf das Baugewerbe verwiesen werden, dass 
durch einen extrem geringen Frauenanteil geprägt ist 
(vgl. Abbildung 9).

Frauenanteil an den Einstellungen leicht gestiegen. 

Rund 44 Prozent aller im ersten Halbjahr 2007 besetz-
ten Arbeitsplätze entfielen auf Frauen. Im Ruhrgebiet 
lag der Anteil mit rund 41 Prozent deutlich darunter, im 
übrigen Nordrhein-Westfalen mit 45 Prozent geringfügig 
über diesem Wert.9 Damit liegt der Anteil der Frauen an 
den Einstellungen nicht nur leicht über ihrem Anteil an 
den Beschäftigten. Auf Frauen entfallen 43 Prozent aller 
Arbeitsplätze in Nordrhein-Westfalen (Ruhrgebiet: 39 
Prozent, NRW ohne Ruhrgebiet: 44 Prozent). Gegenüber 
dem Vorjahr bedeutet dies auch eine leichte Steigerung 
um rund zwei Prozentpunkte (Vorjahr: 42 Prozent). Trotz 
des gewachsenen Frauenanteils an den Einstellungen 
partizipierten Frauen jedoch nach wie vor in geringerem 
Maße von den erfolgten Stellenbesetzungen. Die Mehr-
heit der Arbeitsplätze wie auch der Stellenbesetzungen in 
Nordrhein-Westfalen entfällt weiterhin auf Männer. Diese 
Verteilung lässt sich auch in anderen Bundesländern 
beobachten: Mit durchschnittlich 44 bzw. 46 Prozent fiel 
der Frauenanteil an den Beschäftigten wie auch an den 
Einstellungen im übrigen Bundesgebiet West jedoch et-
was höher aus als in Nordrhein-Westfalen. 

Hiervon entfielen rund 25 Prozent auf die Gruppe der 
Kleinstbetriebe, was innerhalb dieser Gruppe einen Zu-
wachs um knapp drei Prozent gegenüber dem Vorjahres-
wert bedeutet. Dieser Zuwachs war höher als in allen an-
deren Größenklassen. Mit rund einem Prozent verbuchte 
die Gruppe der Großbetriebe demgegenüber den gerings-
ten Zuwachs, was sich auch in einem nur geringen Anteil 
am gesamten Beschäftigungswachstum niederschlägt.

Kleine und mittelständische Betriebe – 
Träger des Beschäftigungsaufbaus. 

Wie die hochgerechneten Ergebnisse des IAB-Betrieb
spanels zeigen, haben die Betriebe der einzelnen Größen-
klassen und Branchen in unterschiedlich hohem Maße zu 
der positiven Entwicklung beigetragen (vgl. Abbildung 8).

Im Saldo aus Beschäftigungsauf- und -abbau sind rund 
150 Tsd. neue Arbeitsplätze geschaffen worden. 

Abbildung 8: Beschäftigungsentwicklung vom 30.6.2006 bis 30.6.2007 nach Betriebsgrößenklassen*

* Betriebsgrößenklasse zum 30.6.2006.

Die Betrachtung der Beschäftigungsentwicklung auf 
Branchenebene zeigt, dass fast alle Wirtschaftsbereiche 
per Saldo Beschäftigung aufbauen konnten. Lediglich 
in der Energiewirtschaft sowie im Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe wurden mehr Arbeitsplätze ab- als auf-
gebaut. Überdurchschnittlich zulegen konnten vor allem 
das Verarbeitende Gewerbe, das Baugewerbe, die Unter-
nehmensnahen Dienstleistungen und die beiden Bereiche 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung sowie Erziehung 
und Unterricht. In den genannten Bereichen lag der Be-
schäftigungszuwachs deutlich über dem nordrhein-west-
fälischen Durchschnittswert in Höhe von rund zwei Pro-
zent. Im Hinblick auf die damit verbundenen absoluten 
Größenordnungen fällt – neben den Unternehmensnahen 

Dienstleistungen – vor allem das Verarbeitende Gewer-
be ins Gewicht, in dem per Saldo mehr als 40 Tsd. neue 
Stellen geschaffen wurden und das damit wesentlich 
zum jüngsten Beschäftigungswachstum der nordrhein-
westfälischen Wirtschaft beitrug. 

 Abbildung 9: Frauenanteil am Beschäftigtenbestand und den Personaleinstellungen
 im ersten Halbjahr 2007.

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. 
Sie sind daher nur eingeschränkt interpretierbar.

9 Im betrachteten Zeitraum wurden in den Betrieben Nordrhein-West-
falens schätzungsweise 350 bis 375 Tsd. Einstellungen vorgenommen. 
Übernahmen von Auszubildenden gelten nicht als Einstellungen. 
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Tätigkeiten fällt vor allem die Branche Übrige Dienstleis-
tungen auf: Deren Anteil an den Einstellungen in einfache 
Arbeit übersteigt deutlich den Anteil dieser Branche an 
den Einstellungen insgesamt (vgl. Tabelle 4).

gesamt. Größere Abweichungen in dieser Hinsicht finden 
sich in der Branche Gesundheits- und Sozialwesen, deren 
Anteil an den Einstellungen in qualifizierte Arbeit deutlich 
höher ist als ihr Anteil an den Einstellungen insgesamt. 
Im Hinblick auf den Bedarf an Arbeitskräften für einfache 

Westfalen im betrachteten Zeitraum auf entsprechend 
qualifizierte Arbeitskräfte (Westdeutschland ohne NRW: 
57 Prozent).13 Trotz tendenziell steigender Qualifikations-
anforderungen und entsprechender Arbeitskräftenach-
frage besteht bei den Betrieben jedoch nach wie vor ein 
nicht unerheblicher Bedarf an Arbeitskräften für einfache 
Tätigkeiten. Mit rund 46 Prozent (Westdeutschland ohne 
NRW: 43 Prozent) war der Anteil an den Einstellungen im 
ersten Halbjahr, der auf Arbeitsplätze entfiel, die keine 
spezifischen beruflichen Qualifikationen erfordern, zwar 
deutlich kleiner als jener, der auf qualifizierte Stellen ent-
fiel. Er war allerdings größer als angesichts der allgemein 
geteilten Auffassung eines langfristig zunehmenden Be-
darfs an qualifizierten Arbeitskräften sowie der aktuellen 
Debatte um Fachkräfteengpässe hätte erwartet werden 
können. In regionaler Hinsicht zeigen sich deutliche Un-
terschiede zwischen dem Ruhrgebiet und dem übrigen 
Nordrhein-Westfalen. Im Ruhrgebiet wurden relativ weni-
ger Arbeitskräfte für qualifizierte Tätigkeiten eingestellt. 
Mit 49 Prozent liegt der entsprechende Anteil an den Ein-
stellungen deutlich niedriger als im übrigen Nordrhein-
Westfalen, wo er 57 Prozent beträgt und damit dem 
Durchschnitt der übrigen westdeutschen Bundesländer 
entspricht. Der für Nordrhein-Westfalen insgesamt ermit-
telte, etwas geringere Anteil von Einstellungen in quali-
fizierte Arbeit ist somit wesentlich durch die spezifische 
Struktur der Stellenbesetzungen in den Betrieben des 
Ruhrgebiets bestimmt. 

Bei einer Betrachtung der Verteilung von Einstellungen in 
qualifizierte Arbeit nach Branchen ergibt sich ein unein-
heitliches Bild. Mehr als drei Viertel aller Einstellungen in 
qualifizierte Arbeit lassen sich vier Branchen zuordnen: 
Unternehmensnahe Dienstleistungen, Verarbeitendes 
Gewerbe, Gesundheits- und Sozialwesen sowie Handel. 
Die höheren Anteile dieser Branchen entsprechen annä-
hernd deren höheren Anteilen an den Einstellungen ins-

Darüber hinaus fällt auf, dass der Frauenanteil an den 
Einstellungen in denjenigen Branchen, die einen hohen 
Anteil an den Personaleinstellungen insgesamt aufweisen 
– mit Ausnahme des Gesundheits- und Sozialwesen – un-
terdurchschnittlich war. Im Bereich der Unternehmens-
nahen Dienstleistungen beispielsweise, auf das rund jede 
vierte Neueinstellung im ersten Halbjahr 2007 entfiel, 
wurde die große Mehrheit der angebotenen Arbeitsplätze 
mit Männern besetzt; nur etwas mehr als ein Drittel aller 
neuen Stellen in diesem Bereich der Wirtschaft wurde 
mit Frauen besetzt. Umgekehrt ist der Frauenanteil an 
den Einstellungen häufig überdurchschnittlich hoch in 
Wirtschaftsbereichen mit verhältnismäßig geringem 
Einstellungsvolumen. Insgesamt betrachtet orientierte 
sich das Einstellungsverhalten der Betriebe wie auch die 
berufsfachlichen Orientierungen der Arbeit suchenden 
Frauen und Männer selbst auch weiterhin an traditionel-
len Beschäftigungsstrukturen, wodurch bestehende ge-
schlechtspezifische Trennlinien gefestigt werden.10 

Arbeitgeber stellten vor allem Fachkräfte ein – nach 
wie vor aber auch Bedarf an Arbeitskräften für An-
lerntätigkeiten. 

Die Entwicklung der Arbeitskräftenachfrage in Deutsch-
land in den letzten 30 Jahren war durch eine deutliche 
Zunahme qualifizierter zu Lasten einfacher Tätigkeiten 
geprägt. Ein Beleg hierfür ist der Anteil von Beschäftigten 
mit einem Berufabschluss bzw. einem Hoch-/Fachhoch-
schulabschluss, welcher in Westdeutschland im Zeitraum 
von 1976 bis zum Jahr 2000 von 67 auf 84 Prozent 
gestiegen ist.11 Der Anteil der Beschäftigten ohne Be-
rufsabschluss ist in den letzten 30 Jahren entsprechend 
gesunken. Die meisten Experten gehen nach dem gegen-
wärtigen Kenntnisstand davon aus, dass sich der bisheri-
ge Entwicklungstrend auf mittlere Sicht weiter fortsetzen 
wird, d. h. es ist auch für die nächsten Jahre von einer 
steigenden Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften 
auszugehen. Dennoch wird es auch zukünftig einen nen-
nenswerten Bedarf an Arbeitskräften für einfache Tätig-
keiten geben.12 

Vor dem Hintergrund der bisherigen Entwicklungen sowie 
der aktuellen Debatte um Fachkräfteengpässe wurde im 
IAB-Betriebspanel der aktuellen Befragungswelle auch 
die Verteilung der eingestellten Arbeitskräfte auf einzelne 
Qualifikationsgruppen ermittelt, wobei insgesamt zwei 
Gruppen unterschieden wurden: Einstellungen für einfa-
che Tätigkeiten, die keine Berufsausbildung erfordern, 
sowie Einstellungen für qualifizierte Tätigkeiten, die eine 
Berufsausbildung, eine vergleichbare Berufserfahrung 
oder ein Hochschulstudium erfordern. Die Ergebnisse 
des IAB-Betriebspanels zeigen, dass mehrheitlich Ar-
beitskräfte für qualifizierte Arbeit von der Wirtschaft 
nachgefragt werden. Mit einem Anteil von insge samt 
54 Prozent bezog sich die Mehrheit der insgesamt rund 
350 bis 375 Tsd. Personaleinstellungen in Nordrhein-

10 Diese Entwicklung ist nicht zuletzt auch eine Folge von Entscheidungen 
bei der Berufswahl, die ungeachtet zahlreicher Initiativen traditionellen 
Rollenmustern folgen. „Die Verteilung der Auszubildenden auf die aner-
kannten Ausbildungsberufe hat sich in den vergangenen Jahren kaum 
verändert, insbesondere die Geschlechterdifferenzen erweisen sich als 
nahezu resistent gegenüber allen Versuchen, Frauen für technische 
Berufe zu begeistern.“ (Lander, B.: Auf dem Weg in das Berufsleben: Aus-
zubildende im dualen Ausbildungssystem, in: Statistische Analysen und 
Studien NRW, Band 42, S. 20). 
11 Der Anteil von Beschäftigten mit Berufsausbildung ist allerdings nur 
bedingt ein Indikator für die Qualität der Arbeitsplätze, da nicht wenige 
qualifizierte Arbeitskräfte auf so genannten Einfacharbeitsplätzen, für die 
keine Berufsausbildung erforderlich ist, tätig sind. 
12 Vgl. u. a. Reinberg, A.; Hummel, M.: Zur langfristigen Entwicklung des 
qualifikationsspezifischen Arbeitskräfteangebots und -bedarfs in Deutsch-
land. Empirische Befunde und aktuelle Projektionsergebnisse, in: MittAB 
4/2002, S. 580-600; Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK): Zukunft von Bildung und Arbeit. Perspekti-
ven von Arbeitskräftebedarf und -angebot bis 2015, Materialien zur Bil-
dungsplanung und zur Forschungsförderung, Heft 104, Bonn, 2002.
13 Da in nicht wenigen Bereichen einfache Arbeitsplätze mit Beschäftigten 
besetzt werden, die über eine Berufausbildung verfügen, ist die Zahl von 
Einfacharbeitsplätzen nicht unbedingt identisch mit der Zahl der Beschäf-
tigten ohne Berufsabschluss in den Betrieben. Im IAB-Betriebspanel bil-
den die Anforderungen der Tätigkeit den Maßstab bei der Darstellung der 
betrieblichen Qualifikationsstruktur. Die Beschreibung einer Stelle bzw. 
Tätigkeit als „einfach“ oder „qualifiziert“ besagt daher nichts über die for-
male Qualifikation der Arbeitskräfte, die diese Tätigkeiten ausüben (vgl. 
Bellmann, Stegmaier: Einfache Arbeit in Deutschland, Restgröße oder 
relevanter Beschäftigungsbereich? In: Perspektiven der Erwerbsarbeit, S. 
10-24).

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen 
 Fehlertoleranz behaftet. Sie sind daher nur eingeschränkt interpretierbar. ** Die fehlenden Prozentpunkte zu 100 entfallen auf weitere,
 hier nicht ausgewiese Branchen.

Schwierigkeiten bei der Besetzung von Stellen für 
Fachkräfte: Jede fünfte Stelle blieb unbesetzt.

Einstellungen beschreiben erfolgreiche Stellenbesetzun-
gen. Bei der Interpretation der obigen Befunde ist daher 
zu berücksichtigen, dass die dargestellten Anteile einfa-
cher und qualifizierter Arbeitsplätze sich lediglich auf er-
folgreich realisierte Einstellungen beziehen. Diese bilden 
die Gesamtheit der Nachfrage der Betriebe nach Arbeits-
kräften in dem Maße ab, zu dem die angebotenen Stellen 
auch besetzt werden konnten. Im Falle einer hohen Zahl 
nicht besetzter Stellen kann dies zu leichten Verzerrun-
gen führen. Diese wäre der Fall, wenn sich Nichtbeset-
zungen ungleichmäßig auf die beiden Tätigkeitsgruppen 
verteilen. Könnte z. B. ein relevanter Teil von Stellen für 
Fachkräfte nicht besetzt werden, aber nahezu alle Stellen 
für einfache Arbeit, würde die Struktur der Einstellungen 
die tatsächliche Nachfrage der Betriebe nur bedingt wi-
derspiegeln. Im Rahmen der Diskussion um die Entwick-
lung des Fachkräftebedarfs sowie der Identifikation mög-
licher Engpässe sind daher jene Stellen von Bedeutung, 
die nicht besetzt werden konnten. 

In der Realität erfordert eine Stellenbesetzung immer 
eine gewisse Zeit, da die aufgrund normaler Personalfluk-
tuation immer bestehenden Bestände an offenen Stellen 
nicht sofort besetzt werden können. Dieser friktionelle 

Bestand an offenen Stellen entsteht durch den normalen 
Prozess der Personalsuche (Stellenausschreibung, War-
ten auf und Sichtung der Bewerbungen, Führung der Per-
sonalgespräche etc.). Nicht alle unbesetzten Stellen für 
Fachkräfte müssen daher als problematisch angesehen 
werden. Problematisch wird eine unbesetzte Stelle 
dann, wenn sie längere Zeit unbesetzt bleibt.14 Im Folgen-
den wird auf die im er sten Halbjahr unbesetzt gebliebe-
nen Stellen für Fachkräfte eingegangen. Die entsprechen-
de Frage lautete: „Konnten Sie im ersten Halbjahr 2007 
Stellen für qualifizierte Tätigkeiten, die eine Berufsausbil-
dung, eine vergleichbare Berufserfahrung oder ein Hoch-
schulstudium erfordern, nicht besetzen?“ 

Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels konnten 
rund ein Viertel aller Betriebe in Nordrhein-Westfalen 
mit entsprechenden Angeboten Stellen für qualifizierte 
Tätigkeiten nicht besetzen. Um das Ausmaß der in diesen 
Betrieben nicht besetzten Stellen einschätzen zu können, 
wurde eine Nichtbesetzungsquote gebildet. Diese Quote, 
die den Anteil der nicht besetzten Stellen an allen ange-

14 Rückschlüsse auf die Dauer, innerhalb derer eine angebotene Stelle be-
setzt werden konnte, lassen sich aus den vorliegenden Daten der Befra-
gung selbst nicht ableiten. Allerdings konnte in anderen Untersuchungen 
des IAB ermittelt werden, dass die Zeitspanne vom Beginn der Bewerber-
suche bis zur Besetzung einer angebotenen Stelle im Jahr 2007 durch-
schnittlich rund 10 Wochen betrug (vgl. Spitznagel, E.; Kettler, A.: 
Stellenangebot geht zurück, bleibt aber auf hohem Niveau, IAB-Kurzbe-
richt 7/2008). 
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Bereichen um relativ kleine Branchen. So betrug z. B. im 
Kredit- und Versicherungsgewerbe der Anteil an den Ein-
stellungen, der auf qualifizierte Tätigkeiten entfiel, zwar 
rund 99 Prozent. Insgesamt entsprechen diese Einstel-
lungen jedoch lediglich zwei Prozent aller Einstellungen 
in qualifizierte Arbeit im beobachteten Zeitraum. Die 
Effekte von verhältnismäßig kleinen Branchen auf die Ge-
samtnachfrage am Arbeitsmarkt sind somit relativ gering 
(vgl. Tabelle 6).

kaum Bedarf an Arbeitskräften ohne einschlägige Berufs-
ausbildung oder entsprechende Erfahrungen. Hier betrug 
der Anteil von besetzten Stellen für einfache Tätigkeiten 
an allen neu besetzten Stellen lediglich 19 Prozent. Eben-
falls gering war der Anteil im Bereich der Öffentlichen 
Verwaltung, wo sich mehr als drei Viertel der im ersten 
Halbjahr 2007 erfolgten Stellenbesetzungen auf qualifi-
zierte Tätigkeiten bezogen. Mit Ausnahme des Gesund-
heits- und Sozialwesen handelt es sich bei den genannten 

davon stellte auch ein. Die in der überdurchschnittlich 
hohen Nichtbesetzungsquote zum Ausdruck kommenden 
Probleme betreffen somit nur einen sehr kleinen Bereich 
in der Branche. Es ist zudem zu berücksichtigen, dass es 
sich bei dieser Branche um eine relativ kleine handelt, die 
Effekte somit relativ gering sind. In anderen Branchen wie 
z. B. dem beschäftigungsstarken Verarbeitenden Gewer-
be verbinden sich Stellenbesetzungsprobleme mit deut-
lich größeren Effekten, da sich schon geringe Quoten mit 
ein weit größeren Zahl von Stellen verbinden. Dies trifft 
auch auf die beiden beschäftigungs- und einstellungs-
starken Branchen Übrige Dienstleistungen und Unterneh-
mensnahe Dienstleistungen zu. Auf die zuletzt genannten 
drei Branchen entfallen fast zwei Drittel der unbesetzt 
gebliebenen Stellen für Fachkräfte (vgl. Tabelle 5).

botenen Arbeitsplätzen (vollzogene Einstellungen und 
nicht besetzte Stellen) darstellt, beträgt ca. 20 Prozent, 
d. h. auf vier besetzte Stellen für qualifizierte Tätigkeiten 
kam eine nicht besetzte Stelle. Hochgerechnet konnten 
somit schätzungsweise mehr als 50 Tsd. Stellen nicht 
besetzt werden.15 Aus Sicht der einzelnen Branchen be-
trachtet, fällt vor allem das Kredit- und Versicherungsge-
werbe auf. Knapp jeder zweite Betrieb in dieser Branche 
mit Stellenangeboten konnte alle oder einen Teil der Stel-
len für Fachkräfte nicht besetzen. Insgesamt blieb damit 
nahezu die Hälfte der angebotenen Stellen für Fachkräfte 
in dieser Branche unbesetzt. Bei der Interpretation die-
ses Befundes ist allerdings zu berücksichtigen, dass im 
Kredit- und Versicherungsgewerbe nur etwa rund 20 Pro-
zent der Betriebe Stellen angeboten hatten; die Hälfte 

15 Gegenüber dem Jahr 2005 mit lediglich bis zu 28 Tsd. unbesetzten 
Stellen bedeutet dies eine erhebliche Steigerung. Die Nichtbesetzungs-
quote betrug zu jener Zeit 17 Prozent. In der vorangegangenen Befragung 
des Jahres 2006 wurde die Zahl unbesetzt gebliebener Stellen nicht 
erhoben.
16 Koppel, O.: Ingenieurmangel in Deutschland – Ausmaß und gesamt-
wirtschaftliche Konsequenzen. Vorabdruck aus: IW-Trends – Vierteljah-
resschrift zur empirischenWirtschaftsforschung aus dem Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln, 34. Jahrgang, Heft 2/2007.

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. 
Sie sind daher nur eingeschränkt interpretierbar. ** Die fehlenden Prozentpunkte zu 100 entfallen auf weitere, hier nicht ausgewiesene Branchen.

Wenngleich die Befragungsergebnisse keine weiteren 
Informationen über die mit den unbesetzt gebliebenen 
Stellen verbundenen Berufsgruppen liefert, so dürfte es 
sich im Falle des Verarbeitenden Gewerbes sowie der Un-
ternehmensnahen Dienstleistungen zu einem nennens-
werten Anteil um Stellen für Ingenieure handeln. Hierfür 
sprechen die Ergebnisse einer Studie aus dem letzten 
Jahr, wonach jedes siebte Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen, das Ingenieure beschäftigt, erhebliche Proble-
me hatte, freie Stellen zu besetzen. Vom Ingenieurman-
gel waren der Studie zufolge vor allem Ingenieurbüros, 
die der Branche Unternehmensnahe Dienstleistungen 
zugerechnet werden, und die exportorientierten Bran-
chen des Verarbeitenden Gewerbes wie Maschinenbau, 
Elektroindustrie oder Fahrzeugbau betroffen.16 

Die bisherigen Ausführungen haben die Verteilung der 

Einstellungen nach Art der besetzten Stellen in Nord-
rhein-Westfalen insgesamt beschrieben. Im Hinblick auf 
die Bedeutung einfacher und qualifizierter Arbeit in den 
einzelnen Branchen zeigt sich, dass mehrheitlich Stellen 
für qualifizierte Tätigkeiten besetzt wurden. Im Kre-
dit- und Versicherungsgewerbe beispielsweise wurden 
im ersten Halbjahr 2007 fast ausnahmslos qualifizierte 
Arbeitskräfte eingestellt. Auch im Gesundheits- und Sozi-
alwesen bestand im beobachteten Zeitraum anscheinend 

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. Sie sind 
daher nur eingeschränkt interpretierbar. ** Beschäftigte ohne Auszubildende, Beamtenanwärter, tätige Inhaber, Vorstände, Geschäftsführer. *** Be-
schäftigte mit Tätigkeiten, für die eine Berufsausbildung, ein Hochschul- oder Fachhochschulabschluss erforderlich ist.

Ganz anders stellt sich demgegenüber die Situation in 
den zwei Dienstleistungsbranchen Unternehmensnahe 
sowie Übrige Dienstleistungen dar. Auf beide Branchen 
entfallen zusammen rund 37 Prozent aller im beobach-
teten Zeitraum erfolgten Einstellungen. Die Nachfrage-
struktur dieser Branchen beeinflusst somit in hohem 
Maße die Gesamtnachfrage auf dem Arbeitsmarkt. In 
diesen Branchen spielte die Besetzung von Einfachar-
beitsplätzen eine deutlich größere Rolle als im Durch-
schnitt. Während der Anteil einfacher Tätigkeiten an den 
Stellenbesetzungen im Bereich der Unternehmensnahen 
Dienstleistungen mit rund 52 Prozent jedoch nur unwe-
sentlich über dem qualifizierter Tätigkeiten lag, entfiel mit 
75 Prozent die große Mehrheit der Stellenbesetzungen im 
Bereich der Übrigen Dienstleistungen auf einfache Tätig-
keiten. Der vergleichsweise hohe Anteil von Einstellungen 
in einfache Arbeit im Bereich der Unternehmensnahen 
Dienstleistungen könnte u. a. auf das stark expandieren-
de Segment der Zeitarbeit zurückzuführen sein, welches 
dieser Branche zugeordnet wird. Die Zeitarbeitsunter-
nehmen – einschließlich der dort vertraglich gebundenen 
Leiharbeitnehmer – werden per Definition der Branche 
Unternehmensnahe Dienstleistungen zugerechnet. Nach 

wie vor werden Leiharbeitskräfte vor allem auf Einfachar-
beitsplätzen eingesetzt.17 

Wie der Blick auf die Struktur der Arbeitsplätze zeigt, 
entspricht die höhere Bedeutung einfacher Tätigkeiten 
für die Einstellungsaktivitäten dem in diesen Branchen 
relativ höheren Anteil von Einfacharbeitsplätzen. Der 
Bereich der Übrigen Dienstleistungen bspw., in dem 
überdurchschnittlich viele Einstellungen auf Einfachar-
beitsplätze erfolgten, weist mit rund 57 Prozent zugleich 
den höchsten Anteil von Einfacharbeitsplätzen an allen 
Arbeitsplätzen auf. Bemerkenswert ist jedoch, dass in 
nahezu allen Branchen der Anteil an den Einstellungen, 
der auf einfache Tätigkeiten entfiel – ungeachtet des 
tatsächlichen Umfangs –, über dem entsprechenden Be-
schäftigtenanteil lag. Das Einstellungsgeschehen konzen-
trierte sich somit in einem Maße auf einfache Tätigkeiten, 
welches über die eigentlich geringere Bedeutung dieser 
Tätigkeiten für die Gesamtheit der Arbeitsplätze in den 

17 Im Juni 2007 übten knapp 60 Prozent der Leiharbeitnehmer eine ein-
fache Tätigkeit aus, für die in der Regel eine Einweisung oder eine kurze 
Einarbeitung ausreichend ist (vgl. Statistisches Bundesamt: Zeitarbeit. 
Ergebnisse des Mikrozensus, 18.3.2008; DIW: Leiharbeit breitet sich ra
sant aus, in: DIW-Wochenbericht Nr. 19/2008, S. 242-252).
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im Bereich der Unternehmensnahen Dienstleistungen 
mehr als doppelt so viele Stellen zur sofortigen Beset-
zung angeboten wie im Verarbeitenden Gewerbe. Auf die 
vier genannten Branchen entfielen insgesamt knapp drei 
Viertel der mehr als 100 Tsd. offenen Stellen zum Befra-
gungszeitpunkt. 

In der folgenden Abbildung 11 werden die Anteile der ver-
schiedenen Wirtschaftszweige an der Zahl der gesuchten 
Arbeitskräfte sowie an der Zahl der Beschäftigen mitein-
ander verglichen.20

Rund ein Fünftel dieser Stellenangebote wurden von Be-
trieben im Ruhrgebiet angeboten, vier Fünftel entfielen 
auf das übrige Nordrhein-Westfalen. Gegenüber dem 
Vorjahreswert ist die Zahl der sofort zu besetzenden of-
fenen Stellen um knapp 25 Prozent gestiegen. Damit hat 
sich der positive Trend weiter fortgesetzt. 

Die meisten offenen Stellen zur sofortigen Einstellung 
standen in den vier Wirtschaftszweigen Verarbeitendes 
Gewerbe, Handel und Reparatur sowie Unternehmensna-
he Dienstleistungen und Übrige Dienstleistungen zur Ver-
fügung. Mit rund 30 bis 40 Tsd. offenen Stellen wurden 

Zahl der offenen Stellen ist weiter gestiegen. 

Im IAB-Betriebspanel Nordrhein-Westfalen wird zusätz-
lich zu den erfolgten Personaleinstellungen auch die Zahl 
der offenen Stellen ermittelt. Die Ermittlung der offenen 
Stellen erfolgt stichtagsbezogen, ist also eine Moment-
aufnahme zum Zeitpunkt der Befragung. Bei Vergleichen 
mit anderen Datenquellen ist zu berücksichtigen, dass 
nur die sofort zu besetzenden offenen Stellen erfasst 
werden. Demgegenüber handelt es sich bei den offenen 
Stellen, die z. B. in der amtlichen Statistik der Bundes-
agentur für Arbeit ausgewiesen werden, sowohl um so-
fort als auch später zu besetzende offene Stellen.19 

Die aktuellen Befunde machen deutlich, dass die jüngs-
ten Beschäftigungsimpulse erheblich kräftiger ausgefal-
len sind als im Jahr zuvor. Zum Stichtag der Befragung 
hatten rund 12 Prozent der Betriebe in Nordrhein-Westfa-
len offene Stellen. In diesen Betrieben standen insgesamt 
mehr als 100 Tsd. sofort zu besetzende offene Stellen 
zur Verfügung (vgl. Abbildung 10).

Betrieben und Verwaltungen hinausgeht. Die anhaltende 
Bedeutung von Einfacharbeitsplätzen zeigt sich auch 
in der Statistik der BA, wonach die Gruppe der Hilfsar-
beiter/Maschinisten mit plus 13 Prozent im letzten Jahr 
stärker gewachsen ist als jede andere Berufsgruppe in 
Nordrhein-Westfalen (Durchschnitt: rund zwei Prozent). 
Nordrhein-Westfalen zählt zudem zu den drei Bundeslän-
dern, in denen der Anteil von sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten ohne Berufsausbildung an allen sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten in jüngster Zeit sogar 
gestiegen ist; in allen anderen Bundesländern ist er rück-
läufig. Nordrhein-Westfalen zählt mit rund 17 Prozent 
zugleich zu den vier Bundesländern – neben Baden-Würt-
temberg, Bayern und Rheinland-Pfalz – mit den höchsten 
Anteilen von Beschäftigten ohne Berufsausbildung.18

18 Vgl. Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Arbeitsmarktreport NRW 2008. Struktur 
und Entwicklung sozialversicherungspflichtig Beschäftigung. Düsseldorf 
2008. Die in diesem Report zitierten Daten der BA beschräken sich auf 
die Gruppe der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten.
19 Die entsprechende Frage zur Ermittlung der offenen Stellen im Rahmen 
des IAB-Betriebspanels lautet: „Suchen Sie derzeit Arbeitskräfte (ohne 
Auszubildende), die sofort – also zum nächstmöglichen Einstellungs-
termin – eingestellt werden sollen?“

Abbildung 10: Entwicklung der Zahl der zum nächstmöglichem Einsellungstermin zu besetzenden Stellen 
in Nordrhein-Westfalen (jeweils zum Befragungszeitpunkt).

Abbildung 11: Anteile der Branchen an den Beschäftigten und den offenen Stellen*

* Anteil an den offenen Stellen (äußerer Kreis), Anteil an den Beschäftigten (innerer Kreis).

Dadurch können Wirtschaftszweige identifiziert werden, 
in denen – gemessen am jeweiligen Beschäftigtenanteil 
– überdurchschnittlich viele Arbeitskräfte gesucht bzw. 
offene Stellen angeboten wurden. Das in dieser Hinsicht 
größte Stellenangebot bestand in der Branche Unterneh-
mensnahe Dienstleistungen. Mit 33 Prozent ist der Anteil 
dieser Branche an allen offenen Stellen mehr als doppelt 
so hoch wie ihr Anteil an den Beschäftigten. Im Verar-
beitenden Gewerbe, in dem nach wie vor die meisten 
Beschäftigten tätig sind, lag der Anteil an der Gesamtzahl 
der gesuchten Arbeitskräfte deutlich unter seinem Anteil 
an den Beschäftigten. So entfielen auf diesen Bereich der 
Wirtschaft zwar immerhin 16 Prozent der offenen Stel-
len. Im Verarbeitenden Gewerbe sind jedoch 22 Prozent 
aller Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen tätig. Auch 
im Bereich Handel und Reparatur gab es so betrachtet – 
zumindest zum Stichtag – zu wenige offene Stellen (Be-
schäftigtenanteil: 12 Prozent, Anteil an offenen Stellen: 

16 Prozent). Am ungünstigsten war das Verhältnis von 
Beschäftigten und offenen Stellen im Bereich der öffent-
lichen Verwaltung (Beschäftigtenanteil: sieben Prozent, 
Anteil an offenen Stellen: ein Prozent). 

Rund drei Viertel der offenen Stellen wurden von klei-
nen und mittelständischen Betrieben angeboten; ein 
Viertel entfiel auf Großbetriebe. Unter Berücksichtigung 
der konkreten Anzahl der von den Betrieben gesuchten 
Arbeitskräfte sowie der Beschäftigtenanteile der jeweili-
gen Betriebsgrößenklassen zeigt sich, dass das relative 
Angebot an offenen Stellen bei Kleinstbetrieben deutlich 
höher ausfällt als bei Betrieben anderer Betriebsgrößen-
klassen (vgl. Abbildung 12). 

20 Der Branche Unternehmensnahe Dienstleistungen sind Betriebe aus 
den folgenden Bereichen zugeordnet: Grundstücks- und Wohnungswe-
sen, Rechts-, Steuer-, Unternehmensberatung, Werbung, Markt- und 
Meinungsforschung, Call Center, Arbeitnehmerüberlassung, Architektur-
büros, Ingenieurbüros, Datenverarbeitung.
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Auf beide Branchen entfielen zusammen mehr als zwei 
Drittel der für diese Arbeitskräfte angebotenen Stellen. 
Mit 19 Prozent lag der entsprechende Anteil im Bereich 
Unternehmensnahen Dienstleistungen deutlich niedriger 
als im Verarbeitenden Gewerbe, wo sich rund 28 Prozent 
aller Stellenangebote an diese Gruppe richteten. Noch 
höhere Anteilswerte weist die Öffentliche Verwaltung 
auf: Hier richteten sich fast die Hälfte aller zum Stichtag 
angebotenen Stellen an akademisch qualifizierte Arbeits-
kräfte (vgl. Tabelle 7).21

len auf Einfacharbeiten. Mit rund 48 Prozent war dieser 
Anteil fast so hoch wie die Anteil, der auf Arbeitkräfte für 
qualifizierte Tätigkeiten, die eine Berufsausbildung oder 
eine entsprechende Berufserfahrung erfordern, entfiel. 
Deutlich differenziert war auch der Bedarf der Wirtschaft 
an Arbeitskräften mit akademischen Abschlüssen. Legt 
man die absolute Zahl gesuchter Arbeitskräfte zu Grun-
de, dann stehen das Verarbeitende Gewerbe sowie die 
Unternehmensnahe Dienstleistungen an der Spitze der 
Nachfrage nach akademisch qualifizierten Fachkräften. 

Arbeitskräfte für qualifizierte Tätigkeiten, die eine 
Berufsausbildung oder eine entsprechende Berufs-
erfahrung erfordern, sowie 

Arbeitskräfte für qualifizierte Tätigkeiten, die einen 
Hochschul- oder Fachhochschulabschluss erfor-
dern. 

Insgesamt entfielen drei Viertel der aktuell angeboten 
Stellen auf Tätigkeiten, deren Ausübung eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung oder ein Fachhochschul-  bzw. 
Hochschulstudium voraussetzt. Etwa ein Viertel der 
zum Zeitpunkt der Befragung offenen Stellen entfiel auf 
Arbeitsplätze für Un- und Angelernte bzw. auf Tätig-
keiten, für deren Ausübung keinerlei Berufsausbildung 
erforderlich ist, was dem Anteil dieser Arbeitsplätze an 
allen Arbeitsplätzen in den Betrieben und Verwaltungen 
Nordrhein-Westfalens annähernd entspricht. 

Die Differenzierung der zum Stichtag angebotenen 
Stellen nach Wirtschaftszweigen zeigt, dass in allen Be-
reichen der Wirtschaft die große Mehrheit der aktuell 
angebotenen Stellen auf qualifizierte Fachkräfte entfiel. 
In einigen Bereichen, wie z. B. dem Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe oder der Öffentlichen Verwaltung, auf die 
zusammen allerdings nur eine relativ kleine Zahl von Stel-
lenangeboten entfiel, wurden zum Zeitpunkt der Befra-
gung sogar ausschließlich Arbeitskräfte mit abgeschlos-
sener Berufsausbildung gesucht. In der Branche Übrige 
Dienstleistungen entfiel im Gegensatz zu den anderen 
Wirtschaftszweigen ein erheblicher Teil der offenen Stel-

So beträgt der Anteil der Betriebe mit weniger als 10 
Beschäftigten an allen Beschäftigten in Nordrhein-West-
falen lediglich 16 Prozent. Auf Betriebe dieser Größen-
klasse entfielen jedoch 27 Prozent der insgesamt mehr 
als 100 Tsd. offenen Stellen, für die zum Zeitpunkt der 
Befragung Arbeitskräfte gesucht wurden. In Betrieben 
mit 250 oder mehr Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ar-
beiten dagegen 31 Prozent aller Beschäftigten. Der Anteil 
der Betriebe dieser Größenklasse an allen offenen Stellen 
war mit lediglich 24 Prozent jedoch deutlich geringer. 

Struktur der aktuellen Arbeitskräftenachfrage: 
Vor allem Fachkräfte gesucht. 

Die Daten des aktuellen IAB-Betriebspanels geben auch 
über die Qualifikationsstruktur der von den Betrieben 
derzeit gesuchten Arbeitskräfte Aufschluss. Während 
bei den Personaleinstellungen im Hinblick auf qualifi-
zierte Arbeitskräfte nicht differenziert werden konnte, 
ob Beschäftigte mit Berufsabschluss oder Beschäftigte 
mit Hochschulabschluss eingestellt wurden, liegt diese 
Information bei der Personalsuche zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt vor. Im Hinblick auf die gesuchten Arbeitskräf-
te können somit insgesamt drei Qualifikationsgruppen 
ausgewiesen werden: 

Arbeitskräfte für einfache Tätigkeiten, die keine Be-
rufsausbildung erfordern, 

Abbildung 12: Anteile der Betriebsgrößenklassen an den Beschäftigten und den offenen Stellen.

Ob sich die hohe Nachfrage nach Fachkräften auch im 
weiteren Einstellungsgeschehen widerspiegeln wird, 
hängt wesentlich davon ab, ob es den Betrieben künftig 
besser gelingt, die angebotenen Stellen auch vollständig 
zu besetzen. Wie die obigen Ausführungen zu bereits 
realisierten Einstellungsaktivitäten gezeigt haben, konnte 
in der jüngsten Vergangenheit ein wesentlicher Teil der 
angebotenen Stellen für Fachkräfte nicht besetzt werden. 
Da die Besetzung von Stellen für einfache Tätigkeiten 
demgegenüber anscheinend weniger Schwierigkeiten 
bereitet, unterschied sich die realisierte von der tat-
sächlichen Nachfrage der Betriebe, lag der Anteil von 
besetzten Stellen für Fachkräfte deutlich unter dem An-
teil der für Fachkräfte angebotenen Stellen. Im Ergebnis 
kann dies zu einer Unterschätzung der Nachfrage nach 
Arbeitskräften für qualifizierte Tätigkeiten bzw. zu einer 
Überschätzung einfacher Tätigkeiten führen.

Steigende Bereitschaft der Betriebe, Stellenangebote 
zu melden. 

Fast die Hälfte aller Stellenangebote (48 Prozent) wurde 
den Agenturen für Arbeit gemeldet. Im Vergleich zum 
Meldeverhalten in den vergangenen Jahren bedeutet dies 

eine Steigerung um vier Prozentpunkte. Damit haben die 
Vermittlungsdienste der Agenturen für Arbeit wieder an 
Bedeutung gewonnen, nachdem sie in früheren Maße nur 
in geringem Maße eingeschaltet wurden. Ein wachsen-
des Stellenangebot und damit verbundene, zunehmende 
Schwierigkeiten bei der Stellenbesetzung scheinen offen-
bar die Bereitschaft bei den Betrieben zu erhöhen, freie 
Stellen zu melden.22 

Die Meldebereitschaft variierte mit der Art der gesuchten 
Arbeitskräfte. Je höher die gesuchte Qualifikation, um so 
geringer war die Bereitschaft, sich an die Agenturen für 
Arbeit zu wenden. So wurden zwar rund 58 Prozent aller 
Stellenangebote für Un- und Angelernte gemeldet, aber 
nur 46 bzw. 43 Prozent aller angebotenen Stellen, die ei-
nen Berufsabschluss bzw. eine akademische Ausbildung 
voraussetzen.

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. Sie sind 
daher nur eingeschränkt interpretierbar. ** Die fehlenden Prozentpunkte zu 100 entfallen

21 Bei der Bewertung der ermittelten Ergebnisse ist folgender Aspekt 
zu berücksichtigen: Der Bedarf an Arbeitskräften ist in einigen Wirt-
schaftzweigen, wie z. B. Übrige Dienstleistungen (hier vor allem: Gaststät-
ten- und Beherbergungsgewerbe) stark saisonabhängig. Die Erfassung 
der offenen Stellen erfolgt im IAB-Betriebspanel immer im zweiten bzw. 
dritten Quartal des jeweiligen Jahres. Daher ist es vorstellbar, dass die Er-
mittlung derselben zu einem anderen Erfassungszeitpunkt, z. B. zum Jah-
resanfang oder -ende, eine Tätigkeitsstruktur des gesuchten Personals 
ergibt, die von der hier ausgewiesenen leicht abweichen könnte.
22 Vgl. Spitznagel, E.; Kettler, A.: Stellenangebot geht zurück, bleibt aber 
auf hohem Niveau, IAB-Kurzbericht 7/2008.

■

■ 

■
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zu zählen. Rund 79 bzw. 67 Prozent der Betriebe be-
gründeten anstehende Neubesetzungen auch mit dem 
Ausscheiden älterer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. In 
anderen Branchen wie z. B. dem Baugewerbe oder dem 
Gesundheits- und Sozialwesen wurde dieser Aspekt dem-
gegenüber von einem nur sehr geringen Teil der Betriebe 
angeführt. 

Jeder zweite Betriebe erwartet Probleme bei der Neu-
besetzung von Fachkräftestellen. 

Jeder zweite Betrieb – bezogen auf alle Betriebe mit 
erwarteten Stellenbesetzungen – rechnet mit Schwie-
rigkeiten bei der Besetzung eines Teils oder aller dieser 
Stellen. 39 Prozent gehen davon aus, die vorgesehen 
Stellenbesetzungen problemlos realisieren zu können. 
Die übrigen 11 Prozent der Betriebe konnten keine dies-
bezüglichen Einschätzungen abgeben. Generell gilt, dass 
kleinere Betriebe in stärkerem Maße mit Schwierigkeiten 
rechnen, geeignete Bewerber und Bewerberinnen zu fin-
den als größere Betriebe (vgl. Abbildung 13).

Im Branchenvergleich fallen das Verarbeitende Gewerbe 
durch einen weit überdurchschnittlichen Anteil von Be-
trieben mit erwarteten Schwierigkeiten auf. Knapp drei 
Viertel der Betriebe rechnen damit, keine geeigneten 
Bewerber und Bewerberinnen zu finden. Aus Sicht der 
Betriebe etwas entspannter stellt sich demgegenüber 
die Situation im Gesundheits- und Sozialwesen oder in 
der Öffentlichen Verwaltung dar (ca. 22 bis 32 Prozent). 

zent ist der Anteil jener, die sich außstande sehen, eine 
entsprechende Prognose zu treffen, bei Betrieben mit 
weniger als 10 Beschäftigten besonders hoch. Um den 
Einfluss der Betriebsgröße auf das Antwortverhalten kon-
trollieren zu können, wurden alle Betriebe mit weniger als 
10 Beschäftigten ausgeklammert und ausschließlich die 
Erwartungen der Betriebe mit mindestens 10 Beschäftig-
ten berücksichtigt. Dies ergibt folgendes Bild: In nahezu 
allen Branchen erhöht sich der Anteil von Betrieben, die 
erwarten, in den nächsten zwei Jahren Stellen für Fach-
kräfte neu besetzen zu müssen. Im Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe ist der Anteil von Betrieben mit erwarteten 
Stellenbesetzungen auch nach Ausklammerung von 
Betrieben mit weniger als 10 Beschäftigten am höchsten. 
Die Öffentliche Verwaltung bewegt sich dagegen mit 
40 Prozent nur noch im hinteren Feld. Deutlich höhere 
Anteile weisen die Branchen Übrige Dienstleistungen, 
Unternehmensnahe Dienstleistungen oder das Gesund-
heitsund Sozialwesen auf, in denen 55 bis 67 Prozent 
aller Betriebe mit mindestens 10 Beschäftigten mit Stel-
lenbesetzungen rechnen. 

Bei rund einem Drittel der Betriebe werden diese Neube-
setzungen auch deshalb notwendig, weil in den nächs-
ten zwei Jahren Fachkräfte altersbedingt ausscheiden. 
Gemessen am Anteil der Betriebe, bei denen dies eine 
Rolle spielt, ist die Bedeutung altersbedingter Abgänge 
in den einzelnen Branchen unterschiedlich groß. Zu den 
Branchen mit einem überdurchschnittlich hohem Anteil 
von Betrieben mit entsprechenden Nennungen sind die 
Öffentliche Verwaltung sowie Erziehung und Unterricht 

deutlich gestiegen ist. Gleichzeitig führte die Besetzung 
von Stellen für Fachkräfte in der Vergangenheit bei einem 
Teil der Betriebe zu Schwierigkeiten. Für die Arbeitspo-
litik ist nun die Frage relevant, wie Betriebe mit dieser 
Situation umgehen und welche Strategien sie entwickeln, 
um ihren Bedarf an Fachkräften zu decken. Im aktuellen 
IAB-Betriebspanel wurden die Betriebe daher gebeten, 
ausgehend von ihren bisherigen Erfahrungen auf die 
Entwicklung in den nächsten beiden Jahren zu schließen. 
Dabei geht es nicht darum, eine konkrete Anzahl von neu 
zu besetzenden Stellen zu ermitteln, als vielmehr um die 
Frage, ob überhaupt ein Bedarf an Fachkräften erwartet 
wird, ob Betriebe bei der Besetzung der Stellen mit Pro-
blemen rechnen und wie sie darauf reagieren. Nach den 
Ergebnissen des IAB-Betriebspanels erwarteten knapp 
ein Viertel aller Betriebe in Nordrhein-Westfalen, in den 
nächsten zwei Jahren Stellen für Fachkräfte neu beset-
zen zu müssen (vgl. Tabelle 8).23 

1.2 Betriebliche Strategien 
zur Deckung des Fachkräftebedarfs. 

Die Betrachtung des bisherigen und des aktuellen Ein
stellungsgeschehens hat verdeutlich, dass qualifizierte 
Arbeitskräfte eine wichtige und im Zeitverlauf zunehmen-
de Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit der meis-
ten Betriebe haben. Vor dem Hintergrund der jüngsten 
Entwicklungen gerät die Frage der Verfügbarkeit von 
Fachkräften wieder stärker ins Blickfeld wirtschafts- und 
arbeitspolitischer Überlegungen. Ein sichtbarer Ausdruck 
hierfür ist die von der Bundesregierung jüngst beschlos-
sene Qualifizierungsinitiative, die eine Reihe von unter-
schiedlichen Maßnahmen zur Sicherung der Verfügbar-
keit von Fachkräften umfasst. 

In den bisherigen Ausführungen wurde gezeigt, dass die 
Nachfrage nach Fachkräften gegenüber den Vorjahren 

Mit 29 Prozent lag der entsprechende Anteil für das 
Ruhrgebiet um rund fünf Prozentpunkte über dem des 
übrigen Nordrhein-Westfalen (24 Prozent). Etwa 52 Pro-
zent der Betriebe gehen demgegenüber nicht davon aus, 
dass sie neuen Personalbedarf haben werden. Rund 20 
Prozent der Betriebe konnten zum Befragungszeitpunkt 
noch keine Auskunft über den künftigen betrieblichen 
Fachkräftebedarf geben. Der Anteil von Betrieben mit 
erwartetem Fachkräftebedarf unterscheidet sich zwi-
schen den Branchen. Überdurchschnittlich hoch ist er 
im Kredit-und Versicherungsgewerbe sowie der Öffent-
lichen Verwaltung. Der vergleichsweise hohe Anteil in 
diesen Branchen dürfte zum Teil mit dem etwas höheren 
Anteil von Großbetrieben zusammenhängen. So steigt 
die Wahrscheinlichkeit der Neubesetzung von Stellen na-

turgemäß mit der Größe der Betriebe, wie die folgenden 
Befunde bestätigen. Rund drei Viertel aller Betriebe mit 
mindestens 250 Beschäftigten gehen davon aus, in den 
nächsten zwei Jahren Stellen für Fachkräfte neu beset-
zen zu müssen. Dies erwarten demgegenüber lediglich 
16 Prozent aller Betriebe mit weniger als 10 Beschäftig-
ten. Kleinere und größere Betriebe unterscheiden sich 
darüber hinaus auch bezüglich der Einschätzbarkeit des 
künftigen Personalbedarfs. Rund 14 Prozent aller Groß-
betriebe konnten zum Befragungszeitpunkt noch nicht 
einschätzen, ob sie künftig Stellen für Fachkräfte neu 
besetzen müssen. Mit abnehmender Beschäftigtenzahl 
nimmt diese Planungsunsicherheit zu. Mit ca. 21 Pro-

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. Sie sind 
daher nur eingeschränkt interpretierbar.

Abbildung 13: Anteil von Betrieben mit Problemen bei künftigen Stellenbesetzungen in einzelnen 
Betriebsgrößenklassen.

23 Der erwartete Bedarf bezieht sich hier auf Neueinstellungen, aber auch 
auf Stellenbesetzungen über interne Wechsel.
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tausch, die eigene Ausbildung sowie die Weiterbildung 
ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen setzen, um ihren 
Bedarf an Fachkräften zu decken. Für Betriebe, die nicht 
mit Schwierigkeiten bei anstehenden Neubesetzungen 
rechnen, haben die eigene Ausbildung und die Weiter-
bildung eine annähernd gleiche Bedeutung. Die eigene 
Lehrlingsausbildung hat für 35 Prozent, die betriebliche 
Weiterbildung für 37 Prozent eine hohe Priorität (vgl. Ab-
bildung 15).

Betriebe, die befürchten, keine geeigneten Bewerber und 
Bewerberinnen zu finden, setzten dagegen neben der ei-
genen Ausbildung sehr viel stärker auf die berufliche Ent-
wicklung ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Für fast 
jeden zweiten Betrieb hat die Forcierung betrieblicher 
Weiterbildungsaktivitäten eine hohe Priorität. Nachfol-
geplanungen für das Ausscheiden älterer Beschäftigter 
räumen letztere ebenso einen etwas höheren Stellenwert 
ein; allerdings ist diese Maßnahme verglichen mit den 
drei oben genannten nur für relativ wenige Betriebe von 
Bedeutung. Bei allen anderen personalpolitischen Strate-
gien sind die Unterschiede zwischen den beiden Gruppen 
von Betrieben nur minimal. Betriebe, die in den nächsten 
zwei Jahren einen Fachkräftebedarf erwarten, nutzen 
somit eine Vielzahl von innerbetrieblichen personalpoli-
tischen Maßnahmen, um diesen zu decken. Diejenigen 
Betriebe, die befürchten, wegen fehlender Bewerber 
und Bewerberinnen vakante Stellen nicht besetzen zu 
können, bilden aus und verstärken vor allem ihre betrieb-
lichen Weiterbildungsaktivitäten. Befürchtete Einschrän-
kungen hinsichtlich der Verfügbarkeit von gesuchten 
Fachkräften auf dem externen Arbeitsmarkt erhöhen 
anscheinend die Bereitschaft, die berufliche Entwicklung 
der bereits beschäftigten Mitarbeiter und Mitarbeiter zu 
forcieren. 

Eine nach Betriebsgrößenklassen differenzierte Betrach-
tung zeigt, dass der Anteil von Betrieben mit geplanter 
Forcierung betrieblicher Weiterbildungsaktivitäten unab-
hängig von erwarteten Problemen mit zunehmender Zahl 
der Beschäftigten tendenziell steigt (vgl. Abbildung 16).

In jeder einzelnen Betriebsgrößenklasse ist der Anteil von 
Betrieben, die auf Weiterbildung setzen, bei den „Prob-
lembetrieben“ leicht bis deutlich größer. Besonders groß 
fällt der Unterschied bei Kleinstbetrieben aus: Für rund 
23 Prozent aller Betriebe mit erwarteten „unproblemati-
schen“ Stellenbesetzungen hat die betriebliche Weiter-
bildung einen hohen Stellenwert, aber für 47 Prozent der 
Betriebe mit erwarteten Problemen. Im Hinblick auf die 
Bedeutung eigener Ausbildung lässt sich ebenfalls ein 

rellen Verfügbarkeit geeigneter Fachkräfte ein Problem, 
als vielmehr in den anscheinend eingeschränkten Mög-
lichkeiten, diesen Fachkräften ein adäquates Einkommen 
bieten zu können. Im Wettbewerb um knapper werdende 
Fachkräfte sehen sich insbesondere Kleinstbetriebe ge-
genüber größeren Betrieben benachteiligt, da letztere in 
der Regel deutlich bessere Konditionen bieten können. 
Neben den fehlenden Spielräumen bei der Aushandlung 
von Löhnen und Gehältern spielen weitere betriebsinterne 
Ursachen wie das Image der zu besetzenden Stellen oder 
die Attraktivität der Arbeitsbedingungen eine Rolle bei der 
Einschätzung künftiger Stellenbesetzungsprozesse. Mehr 
als ein Viertel der Betriebe konstatiert, dass es schwierig 
wird, Bewerber und Bewerberinnen zu finden, weil die 
Arbeitsbedingungen als unattraktiv empfunden werden. 
Etwa 14 Prozent verweisen auf das schlechte Image der 
zur Neubesetzung anstehenden Stellen. Die beiden zuletzt 
genannten Aspekte wurde von Betrieben des Gesund-
heits- und Sozialwesen etwas häufiger angeführt als in 
anderen Branchen, was aufgrund der in diesem Bereich 
üblichen Arbeitsbedingungen wie z. B. Schichtbetrieb und 
Arbeit an Wochenenden plausibel erscheint. 

Innerbetriebliche personalpolitische Maßnahmen zur 
Vermeidung von Fachkräfteengpässen. 

Die Frage ist nun, wie die Betriebe mit diesen Problemen 
umgehen. Da die erwarteten Probleme am häufigsten auf 
einen Mangel an Bewerbern und Bewerberinnen zurückge-
führt wurden, dürften Strategien, die darauf ausgerichtet 
sind, künftigen Personalbedarf durch verstärkte Neuein-
stellungen zu realisieren, nur eingeschränkt als Lösung in 
Erwägung gezogen werden. Als alternative Lösungsstra-
tegien bieten sich verschiedene innerbetriebliche perso-
nalpolitische Maßnahmen an, um künftigen Fachkräftebe-
darf zu decken und Personalengpässe zu vermeiden. Die 
Betriebe wurden daher gebeten, anhand einer Liste von 
verschiedenen Items zu sagen, ob sie neben Neueinstel-
lungen bestimmte innerbetriebliche personalpolitische 
Maßnahmen realisieren wollen, um ihren künftigen Fach-
kräftebedarf zu decken. Das Spektrum der abgefragten 
Maßnahmen ist breit und reicht von der Förderung des 
innerbetrieblichen Erfahrungsaustausch über die eigene 
Aus- und Weiterbildung bis hin zur Weiterbeschäftigung 
Älterer im Betrieb. Darüber hinaus hatten die Betriebe 
die Möglichkeit, die Priorität der Einzelmaßnahmen mit 
„hoch“ bzw. „gering“ einzuschätzen oder anzugeben, dass 
diese „keine Rolle spielen“. Darüber hinaus wurde analy-
siert, ob Betriebe, die Schwierigkeiten bei der zukünftigen 
Neubesetzung von Stellen für Fachkräfte befürchten, an-
dere Strategien verfolgen als Betriebe, die keine Probleme 
befürchten. 

Die Befunde zeigen zunächst, dass Betriebe mit erwarte-
ten Neubesetzungen von Stellen für Fachkräfte – unab-
hängig davon, ob sie hierbei Probleme erwarten oder nicht 
– vor allem auf den innerbetrieblichen Erfahrungsaus-

probleme erwarten. Die genannten Ursachen lassen 
sich danach unterscheiden, ob sie vorwiegend externer 
oder betriebsspezifischer Natur sind. Zu den externen 
Problemen zählt ein genereller Mangel an Bewerbern 
und Bewerberinnen für das gesuchte Berufsbild. Dies 
lässt sich nur bedingt vom Betrieb beeinflussen. Zu den 
überwiegend betriebsspezifischen Problemen können ein 
schlechtes Stellenimage, unattraktive  Arbeitsbedingun-
gen, fehlende Spielräume bei der Gestaltung von Löhnen 
und Gehältern sowie Standortnachteile gerechnet wer-
den. Auf diese Aspekte können Betriebe in den Verhand-
lungen mit Bewerberinnen und Bewerbern eher Einfluss 
nehmen als auf betriebsexterne Gründe. 

Wie die folgende Abbildung 14 zeigt, dominieren insge-
samt betriebsexterne Gründe.

Wenngleich auch in diesen beiden Bereichen teilweise 
mit Problemen gerechnet wird, dominieren jene Betriebe, 
die erwarten, geeignete Bewerber und Bewerberinnen zu 
finden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass ein Teil der 
Betriebe zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschätzen kann, 
ob in den kommenden zwei Jahren Stellen neu besetzt 
werden müssen. Im Durchschnitt erwarten 60 Prozent 
der Betriebe bei allen anstehenden Stellenbesetzungen 
Schwierigkeiten, geeignete Bewerber und Bewerberinnen 
zu finden, 40 Prozent lediglich bei einzelnen Stellen. 

Im IAB-Betriebspanel konnten diejenigen Betriebe, die 
Schwierigkeiten bei der Neubesetzung von Stellen für 
Fachkräfte erwarten, anhand einer Liste von verschie-
denen Items angegeben, warum sie Stellenbesetzungs-

Abbildung 14: Gründe für die erwarteten Probleme bei Besetzungen von Fachkräftestellen in ausgewählten Branchen 
(Mehrfachnennungen möglich).

Am häufigsten begründen Betriebe ihre pessimistische 
Einschätzung mit der Erwartung eines generellen Mangels 
an Bewerbern und Bewerberinnen, die über die von den 
Betrieben gesuchten Berufsbilder verfügen. In allen Bran-
chen nannten mindestens die Hälfte aller Betriebe mit 
erwarteten Stellenbesetzungsproblemen diesen Aspekt, 
im Verarbeitenden Gewerbe und im Gesundheits- und 
Sozialwesen noch häufiger als in anderen Branchen.24 
Andere Betriebe rechnen zwar nicht mit einem generellen 
Bewerbermangel, befürchteten aber Stellenbesetzungs-
probleme, weil man nicht damit rechnet, Bewerber und 
Bewerberinnen mit Spezialkenntnissen finden zu können. 
Diese Befürchtungen dürften sich vor allem auf solche 
beruflichen Tätigkeiten richten, in denen üblicherweise 
besondere Kenntnisse und Fähigkeiten erforderlich sind, 

die über übliche Fertigkeiten hinausgehen, wie auch 
auf so genannte Nischenberufe, in denen pro Jahr nur 
eine relativ kleine Zahl von (Hochschul-)Absolventen 
ihre Ausbildung beenden (Bsp.: Ingenieure für Gieße-
reitechnik). Auch hier sind es wieder Betriebe aus dem 
Verarbeitenden Gewerbe, die diesen Aspekt häufiger 
thematisieren.25 Deutlich seltener, aber immerhin noch 
von durchschnittlich mehr als einem Drittel der Betriebe 
angegeben, werden Fragen der Lohnfindung thematisiert. 
Die betreffenden Arbeitgeber sehen weniger in der gene-

24 Aufgrund der bei dieser Frage eingeschränkteren Fallzahlen ist eine 
branchenspezifische Auswertung der ermittelten Ergebnisse zu den Ur-
sachen der erwarteten Stellenbesetzungsprobleme nur für einige wenige 
Wirtschaftsbereiche möglich. Hierzu zählen das Verarbeitende Gewerbe 
sowie mit starken Einschränkungen die Branchen Unternehmensnahe 
Dienstleistungen, Handel und Reparatur sowie Gesundheits- und Sozial-
wesen. 

25 Der betriebliche Bedarf an solchen zusätzlichen Kenntnissen und 
Fertigkeiten könnte im Prinzip durch entsprechende Qualifizierungsmaß-
nahmen gedeckt werden. Daher bestehen aus Sicht der Betriebe hier ge-
wisse Einflussmöglichkeiten – im Gegensatz zu einem generellen Mangel 
an Fachkräften. In der Praxis dürften diese Möglichkeiten von der Art der 
gesuchten Zusatzqualifikationen sowie den betrieblichen Ressourcen, in 
entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen zu investieren, abhängen. In 
dieser Hinsicht dürften größere Betriebe gegenüber kleineren Betrieben 
über bessere Voraussetzungen verfügen. 
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problemen ist die eigene Ausbildung jeweils bei einem 
deutlich höheren Anteil von Betrieben von Bedeutung. 
Eine Ausnahme bildet lediglich die Gruppe Kleinstbetrie-
be. Hier ist der Anteil von Betrieben, die der eigenen Aus-

Zusammenhang mit der Betriebsgröße beobachten. Wie-
derum unabhängig von möglicherweise erwarteten Prob-
lemen, nimmt die Bedeutung der Lehrlingsausbildung mit 
steigender Betriebsgröße zu. Bei erwarteten Besetzungs-

Abbildung 15: Bedeutung innerbetrieblicher Maßnahmen zur Deckung des Fachkräftebedarfs für Betriebe 
mit erwarteten Stellenbesetzungen.*

* Basis: Nur Betriebe, für die genannten Maßnahmen jeweils „hohe Priorität“ haben.

Abbildung 16: Bedeutung ausgewählter innerbetrieblicher Maßnahmen zur Deckung des Fachkräftebedarfs 
für Betriebe mit erwarteten Stellenbesetzungen.

bildung eine hohe Priorität einräumen, in der Gruppe der 
„Problembetriebe“ mit 16 Prozent deutlich kleiner als bei 
jenen, die keine Probleme erwarten (28 Prozent). 

Die festgestellten Zusammenhänge lassen sich zusam-
menfassend wie folgt interpretieren. Es gibt einerseits 
Betriebe, die anscheinend ausbilden, weil sie befürchten, 
auf dem externen Arbeitsmarkt keine geeigneten aus-
gebildeten Fachkräfte zu finden. Die eigene Ausbildung 
– wie auch die Weiterbildung – dient in dieser Hinsicht 
dazu, Fachkräfteengpässe vorbeugend zu vermeiden. Es 
gibt anderseits Betriebe, die möglicherweise gerade des-
halb mit Schwierigkeiten bei der Deckung ihres Bedarfs 
an Fachkräften rechnen (müssen), weil sie selbst nicht 
ausbilden wollen oder können, was letzten Endes auch 
die Frage nach möglichen Ausbildungsvoraussetzungen 
und -hemmnissen aufwirft. 

1.3 Personalabgänge. 

Wenngleich der Anteil von Betrieben mit Personaleinstel-
lungen gegenüber dem Vorjahr zugenommen hat, sind in 
zahlreichen Betrieben auch Arbeitskräfte ausgeschieden. 
Dies war in etwa jedem vierten Betrieb der Fall. Damit 
gab es ungefähr genauso viele Betriebe mit Einstellungen 
wie solche mit Personalabgängen. Insgesamt schieden 
schätzungsweise 300 bis 310 Tsd. Arbeitskräfte im be-
obachteten Zeitraum aus ihren Betrieben aus. Damit sind 
deutlich weniger Personen ausgeschieden, als im selben 
Zeitraum eingestellt wurden. 

Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels stehen 
an erster Stelle der Gründe für die Personalabgänge in 
Nordrhein-Westfalen Kündigungen seitens der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. Insgesamt war dies die 
Ursache für 34 Prozent aller im ersten Halbjahr 2007 
erfolgten Personalabgänge. Mit 24 Prozent war der Anteil 
von Abgängen in Folge von Kündigungen seitens des Be-
triebes demgegenüber deutlich kleiner. Weitere rund 17 
Prozent der Personalabgänge waren durch das Auslaufen 
zeitlich befristeter Verträge verursacht. Die drei genann-
ten Gründe erklären mehr als drei Viertel aller Personal-
abgänge. In den übrigen Fällen spielten andere Ursachen 
eine Rolle wie z. B. altersbedingtes Ausscheiden infolge 
des Erreichens des Rentenalters (acht Prozent), einver-
nehmliche Aufhebung (fünf Prozent) oder Berufs- bzw. 
Erwerbsunfähigkeit (ein Prozent). 

Wie der Blick auf die Entwicklung der beiden häufigsten 
Abgangsgründe im Zeitverlauf zeigt, scheint der Anteil 
der Beschäftigten, die aus eigener Initiative den Arbeits-
platz wechseln, in einer engen Beziehung zur Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt zu stehen. Währen in den Jahren 
von 2000 bis 2002 arbeitnehmerseitige Kündigungen 
häufigste Ursache für Personalabgänge waren, überwo-
gen in den beiden darauf folgenden Jahren Kündigungen 
seitens der Arbeitgeber. Mit der wieder einsetzenden 
Verbesserung der Konjunkturlage haben letztere wieder 
an Bedeutung verloren, erstere demgegenüber an Be-
deutung gewonnen. Ein steigender Bedarf der Betriebe 
an Arbeitskräften und in der Folge eine wachsende Zahl 
von Stellenangeboten führen offensichtlich zu einer Erhö-
hung der Wechselbereitschaft bei beschäftigten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern (vgl. Abbildung 17).

Abbildung 17: Entwicklung der beiden häufigsten Gründe für Personalabgänge.
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rückzuführen ist, bei Großbetrieben doppelt so hoch wie 
im Durchschnitt Nordrhein-Westfalens. Bei mittelständi-
schen Unternehmen war dieser Abgangsgrund deutlich 
seltener zu beobachten; bei Kleinstbetrieben kam er im 
Prinzip nicht vor. 

Im Hinblick auf die drei häufigsten Abgangsgründe lassen 
sich zwischen den einzelnen Branchen ähnlich große Un-
terschiede wie zwischen den Betrieben unterschiedlicher 
Größenklassen feststellen. Im Hinblick auf den derzeit 
häufigsten Grund, arbeitnehmerseitige Kündigungen, 
fallen insbesondere die Übrigen Dienstleistungen sowie 
das Gesundheits- und Sozialwesen auf. Mit 49 bzw. 47 
Prozent aller Abgänge war der Anteil von arbeitnehmer-
seitigen Kündigungen in diesen beiden Branchen über-
durchschnittlich hoch, was ein Indiz für als ungünstig 
wahrgenommene Arbeitsbedingungen wie Schicht- und 
Wochenendarbeit sowie hohe körperliche Belastungen 
sein kann. Arbeitgeberseitige Kündigungen spielten vor 
allem im Baugewerbe eine herausragende Rolle. Mit 
40 Prozent war dies die häufigste Ursache für Perso-
nalabgänge in diesem Bereich der Wirtschaft. In keiner 
anderen Branche stand diese Ursache an der Spitze der 
Nennungen (vgl. Abbildung 19).

der Personalabgänge in Großbetrieben, die als „sonstige 
Gründe“ zusammengefasst wurden, verteilen sich wie 
folgt: 

Ruhestand: 15 Prozent (davon etwas mehr als die 
Hälfte vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 
für den Renteneintritt), 

einvernehmliche Aufhebung (sieben Prozent), 
Abgänge nach betrieblicher Ausbildung (vier Pro-
zent), 

Versetzung in einen anderen Betrieb des Unterneh-
mens (drei Prozent), 

Berufs/-Erwerbsunfähigkeit (ein Prozent) sowie 

weitere, nicht näher spezifizierte Gründe 
(fünf Prozent). 

Nach wie vor spielen vorzeitige Renteneintritte bei Groß-
betrieben eine deutlich größere Rolle als bei kleinen und 
mittelständischen Unternehmen. Mit acht Prozent ist der 
Anteil von Personalabgängen, der auf diese Ursache zu-

zent lediglich halb so hoch ausfällt wie im Durchschnitt 
Nordrhein-Westfalens. Von relativ hoher Bedeutung ist 
in Großbetrieben dagegen das Auslaufen von zeitlich be-
fristeten Arbeitsverträgen, was für jedes vierte beendete 
Beschäftigungsverhältnis galt und die höhere Bedeutung 
befristeter Arbeitsverhältnisse für Betriebe dieser Grö-
ßenklasse verdeutlicht. In Großbetrieben wurden insge-
samt doppelt so viele Beschäftigungsverhältnisse infolge 
des Auslaufens eines zeitlich befristeten Arbeitsvertrages 
beendet als durch Kündigung seitens des Arbeitgebers. 
Das Auslaufen befristeter Arbeitsverträge ist somit bei 
Großbetrieben mittlerweile fast genauso häufig Ursache 
für Personalabgänge wie arbeitnehmerseitige Kündigun-
gen, die derzeit noch die häufigste Ursache sind (vgl. 
Abbildung 18).

Auf Kleinstbetriebe entfielen 18, auf Kleinbetriebe 22, auf 
Mittelbetriebe 31 und auf Großbetriebe 28 Prozent der 
insgesamt rund 300 bis 310 Tsd. Abgänge im Beobach-
tungszeitraum. Die Bedeutung der einzelnen Abgangs-
gründe variiert wesentlich mit der Größe der Betriebe. 
Dies zeigt sich in besonderem Maße bei Kündigungen 
und dem Auslaufen befristeter Arbeitsverträge. Perso-
nalabgänge infolge von Kündigungen, egal ob arbeitge-
ber- oder arbeitnehmerseitig, sind in größeren Betrieben 
deutlich seltener zu beobachten als in kleinen und mit-
telständischen Betrieben. Lediglich 37 Prozent aller im 
untersuchten Zeitraum aus Großbetrieben ausgeschiede-
nen Arbeitskräfte haben selbst oder wurden vom Arbeit-
geber gekündigt. Besonders auffällig ist der vergleichs-
weise geringe Anteil arbeitgeberseitiger Kündigungen an 
allen Personalabgängen, der in Großbetrieben mit 12 Pro-

Abbildung 18: Gründe für Personalabgänge nach Betriebsgrößenklassen (erstes Halbjahr 2007).

* Sonstige Gründe = Abgänge nach betrieblicher Ausbildung, Berufs/-Erwerbsunfähigkeit, Einvernehmliche Aufhebung, Ruhestand, Versetzung in einen 
anderen Betrieb des Unternehmens, Weitere, nicht näher spezifizierte Gründe.

Die hohe Bedeutung des Auslaufens befristeter Arbeits-
verträge in Großbetrieben spricht dafür, dass Befristun-
gen dort eher genutzt werden, um die Flexibilität des 
Personaleinsatzes zu erhöhen, als neue Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen im Sinne einer verlängerten Probepha-
se ausgiebig zu testen. Die „Flexibilitätsfunktion“ von 

befristeter Arbeit scheint somit stärker ausgeprägt zu 
sein als die „Probezeitfunktion“.26 Sollte sich die ver-
stärkte Nutzung von befristeten Arbeitsverhältnissen in 
Großbetrieben auch zukünftig fortsetzen, dürfte dieser 
Abgangsgrund schon in mittelfristiger Hinsicht die Spit-
zenposition übernehmen.27 Die restlichen 35 Prozent 

Abbildung 19: Gründe für Personalabgänge in ausgewählten Branchen.*

Im Bereich der Öffentlichen Verwaltung erfolgten dem-
gegenüber kaum Abgänge infolge arbeitgeberseitiger 
Kündigungen. Mit 59 Prozent spielten dagegen „sonstige 
Gründe“ eine wesentlich bedeutendere Rolle als in den 
meisten anderen Branchen. Hierunter fallen insbeson-
dere Eintritte in den Ruhestand, auf die die Mehrheit der 

unter dieser Kategorie erfassten Abgangsgründe im Be-
reich der Öffentlichen Verwaltung entfällt. Deutlich mehr 
als die Hälfte dieser Eintritte erfolgte vor Erreichen der 
gesetzlichen Altersgrenze. In allen anderen Branchen 
war dies deutlich seltener Grund für erfolgte Personalab-
gänge.

* Personalabgänge im ersten Halbjahr 2007.

■

■ 

■

■

■

■ 

26 Vgl. Brehmer, W.; Seifert, H.: Wie prekär sind atypische Beschäftigungs-
verhältnisse? Eine empirische Analyse, WSI-Diskussionspapier Nr. 156, 
November 2007. 
27 Gemäß Kündigungsschutzgesetz (KSchG) gelten Regelungen, welche 
die personalpolitischen Handlungsspielräume bei Personalfreisetzungen 
in gewissem Maße einschränken (z. B. Sozialauswahl), erst für Betriebe 
mit mehr als 10 Beschäftigten. Diese Einteilung weicht von der im vor-
liegen Bericht verwendeten Betriebszuordnung, die der EU-Definition 
entspricht, geringfügig ab. Letztere zieht die Grenze bei der Bildung von 

Betriebsklassen bei mehr als neun Beschäftigten. Bei Berücksichtung 
der für Kündigungen relevanten Grenze ergibt sich folgende Verteilung 
der Abgangsgründe: Bei Betrieben außerhalb des Geltungsbereiches des 
KSchG entfielen von allen Abgängen 38 Prozent auf arbeitnehmerseitige 
Kündigungen, 29 Prozent auf arbeitgeberseitige Kündigungen, 12 Prozent 
auf das Auslaufen befristeter Arbeitsverträge sowie 21 auf übrige Gründe. 
Bei Betrieben, die dem KSchG unterliegen, betragen die Anteilswerte 33, 
23, 18 und 26 Prozent. Auf erstere Betriebsgruppe entfielen rund 22 Pro-
zent aller Abgänge, rund 78 Prozent auf letztere.
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weiterhin hohe Zahl von Ausbildungsplatzsuchenden ge-
genübersteht. Neben geburtenstarken Jahrgängen wird 
die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen immer stärker 
durch den wachsenden Anteil von so genannten Altbe-
werbern bestimmt.29 Vor dem Hintergrund der auch in 
den nächsten Jahren zu erwartenden hohen Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen bedarf es somit einer Verste-
tigung des hohen Ausbildungsengagements und einer 
Gestaltung hierfür förderlicher Rahmenbedingungen. 
Angesichts der anhaltenden Herausforderungen bei der 
Bereitstellung einer ausreichenden, d. h. der Nachfrage 
entsprechenden Zahl an Ausbildungsplätzen kommt vor 
allem der Ausschöpfung der vorhandenen sowie der Er-
schließung zusätzlicher betrieblicher Ausbildungspoten-
ziale eine hohe Bedeutung zu. Der Erfolg dieser Bemü-
hungen lässt sich mit dem IAB-Betriebspanel darstellen, 
welches jährlich Daten zur Ausbildungsbeteiligung der 
Betriebe in Nordrhein-Westfalen erhebt. Angesichts der 
anhaltenden Brisanz des Themas enthält die aktuelle Ar-
beitgeberbefragung „IAB-Betriebspanel“ wiederum einen 
Fragenblock, der sich speziell dem Thema „Ausbildung“ 
widmete. Im Mittelpunkt stehen in erster Linie Fragen zur 
Ausbildungsbeteiligung der Betriebe sowie zur Situation 

2.1 Ausbildungsbeteiligung. 

In der Diskussion um einen drohenden Fachkräfteman-
gel spielt die Ausbildungsbeteiligung der Betriebe eine 
wesentliche Rolle. Die demografische Entwicklung wird 
langfristig zu einer wesentlichen Verschiebung der Al-
tersstruktur, insbesondere zu einer Verringerung des 
Anteils jüngerer Menschen führen. Ausbildung ist daher 
nicht nur eine zentrale Investition in die Zukunft junger 
Menschen, sondern auch in die Zukunft wettbewerbs-
fähiger Unternehmen. Nur wer heute ausbildet, sichert 
den eigenen Fachkräftebedarf von morgen. Nur so kann 
Fachkräftemangel verhindert werden. 

Die positive konjunkturelle Entwicklung hat den Bedarf 
der Wirtschaft an Fachkräften erhöht; zahlreiche Be-
triebe haben auf die gestiegene Nachfrage mit einer 
Erhöhung ihrer Ausbildungsleistungen reagiert. Das 
Ausbildungsengagement der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaft wird nicht nur durch die wieder deutlich ge-
stiegene Ausbildungsbeteiligung der Betriebe belegt, 
sondern auch durch die Tatsache, dass die Zahl der 
neu angebotenen Ausbildungsplätze zum zweiten Mal 
in Folge höher ausfiel als im Vorjahr. Trotz der jüngsten 
positiven Entwicklungen erfordert die Gestaltung des 
Übergangs von der Schule in die Berufsausbildung auch 
weiterhin besondere Anstrengungen aller Beteiligten, 
wäre ein Nachlassen des hohen Ausbildungsengage-
ments der Wirtschaft fatal. Diese Notwendigkeit ergibt 
sich vor allem aus der Tatsache, dass einer zuletzt zwar 
steigenden Zahl von Ausbildungsplatzangeboten eine 

1.4 Fazit 

Die Arbeitskräftenachfrage der Wirtschaft Nordrhein-
Westfalens ist weiter gestiegen. Die positive wirtschaft-
liche Entwicklung hat zu einer Zunahme des Stellen-
angebots, insbesondere für qualifizierte Fachkräfte 
geführt, wobei ein Teil der gestiegenen Nachfrage nach 
Fachkräften nicht gedeckt werden konnte. Vor dem Hin-
tergrund einer anhaltenden Nachfrage nach Fachkräften 
bei gleichzeitig zunehmenden Engpässen erhöht sich die 
Bereitschaft der Betriebe, in die berufliche Entwicklung 
ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu investieren. 

Trotz der zunehmenden Bedeutung qualifizierter Arbeit 
kann von einer Marginalisierung einfacher Arbeit nicht 
gesprochen werden. Wenngleich sich die Nachfrage 
mehrheitlich auf qualifizierte Arbeitskräfte erstreckte, 
waren Besetzungen von Einfacharbeitsplätzen nicht un-
bedeutend und lagen deutlich über ihrem Anteil an der 
Gesamtheit der Arbeitsplätze. Die insgesamt relativ hohe 
Zahl von unbesetzt gebliebenen Stellen für qualifizierte 
Arbeitskräfte dürfte den relativ hohen Anteil von Ein-
stellungen in einfache Arbeit zum Teil erklären. Hätten 
alle angebotenen Stellen für qualifizierte Arbeitskräfte 
besetzt werden können, wäre der Anteil der Einstellun-
gen in qualifizierte Arbeit mit großer Wahrscheinlichkeit 
höher, in einfache Arbeit dagegen niedriger ausgefallen. 
Ob der vergleichsweise hohe Bedarf der Betriebe an Ar-
beitskräften für einfache Tätigkeiten allerdings zur einer 
Verbesserung der Beschäftigungschancen von gering 
qualifizierten Bewerbern und Bewerberinnen führt, lässt 
sich mit den vorliegenden Daten nicht beantworten. In 
dieser Hinsicht ist zumindest Skepsis angebracht, da 
in nicht wenigen Bereichen einfache Arbeitsplätze mit 
Personen besetzt werden, die über eine Berufausbildung 
verfügen.28

28 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Perspektiven der Erwerbsarbeit: 
Einfache Arbeit in Deutschland, Berlin, Juni 2007.

29 Als „Altbewerber“ lassen sich all jene, im jeweils aktuellen Berichtsjahr 
registrierten Ausbildungsplatzbewerber und -bewerberinnen beschreiben, 
die sich schon einmal für einen Ausbildungsplatz in einem früheren Jahr 
beworben haben, oder – unabhängig von konkreten Bewerbungsbe-
mühungen – die Schule bereits in früheren Jahren verlassen haben. In 
Abhängigkeit von der gewählten Definition beträgt der Altbewerberanteil 
derzeit zwischen 40 und 50 Prozent (vgl. Bundesministerium für Bildung 
und Forschung [Hrsg.]: Berufsbildungsbericht 2007, Berlin, Bonn 2007; 
Ulrich, J.; Krekel, E.: Welche Ausbildungschancen haben „Altbewerber“, 
in: BWP 2/2007, S. 11-13). 

2. Ausbildungsbeteiligung 
und Übernahmesituation.
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Bild: Rund 47 Prozent der Betriebe in Nordrhein-West-
falen mit Ausbildungsberechtigung haben von 2001 bis 
2006 kontinuierlich ausgebildet (Westdeutschland ohne 
NRW: 42 Prozent). Etwa 28 Prozent der ausbildungsbe-
rechtigten Betrieben haben im Beobachtungszeitraum 
immer wieder ausgebildet, aber auch pausiert (West-
deutschland ohne NRW: 34 Prozent). Lediglich ein Viertel 
der ausbildungsberechtigten Betriebe hat im Zeitraum 
von 2001 bis 2006 überhaupt nicht ausgebildet (West-
deutschland ohne NRW: 24 Prozent). Bei dieser Gruppe 
von ausbildungspassiven Betrieben handelt es sich fast 
ausschließend um Kleinst- und Kleinbetriebe; davon ha-
ben ca. 75 Prozent weniger als 10 Beschäftigte und ca. 25 
Prozent 10 bis 49 Beschäftigte. 

Insgesamt zeigt sich, dass der Anteil von ausbildungs-
aktiven Betrieben an allen ausbildungsberechtigten Be-
trieben mit steigender Betriebsgröße zunimmt. Während 
Großbetriebe nahezu ohne Ausnahme und mehr als 80 
Prozent aller mittelgroßen Betriebe mit 50 bis 249 Be-

Für die politische Debatte ist es also hilfreich, neben der 
stichtagsbezogenen Ermittlung einer durchschnittlichen 
Ausbildungsbeteiligung und einem Querschnittsvergleich 
der Beteiligungsquoten auch das Ausbildungsverhalten 
der ausbildungsberechtigten Betriebe auf der betriebsin-
dividuellen Ebene im Zeitverlauf zu betrachten. Nur so 
kann ermittelt werden, wie sich das zumindest rein rech-
nerisch erschließbare Ausbildungspotenzial zusammen-
setzt, und es kann differenzierter über mögliche Maß-
nahmen zur Erhöhung des Ausbildungsplatzangebotes 
diskutiert werden. 

Eine Berechnung des individuelles Ausbildungsverhalten 
der einzelnen Betriebe im Zeitverlauf ist methodisch nur 
möglich, wenn immer dieselben Betriebe befragt werden 
können. Das IAB-Betriebspanels bietet diese Möglichkeit, 
da es sich um eine Panelbefragung handelt. Im Folgen-
den wird in einer ersten Annäherung das Ausbildungs-
verhalten der ausbildungsberechtigten Betriebe für die 
Jahre 2001 bis 2006, also einen Zeitraum von insgesamt 
sechs Jahren betrachtet. Hierbei werden die Betriebe in 
die drei folgenden Betriebsgruppen gegliedert: 

Betriebe, die kontinuierlich ausbilden 
(Ausbildungsaktive), 

Betriebe, die zwar ausbilden, aber nicht immer nach 
Ende einer Ausbildung direkt eine neue anschließen 
(Ausbildungspausierer),31 

 Betriebe, die im gesamten Beobachtungszeitraum 
überhaupt nicht ausgebildet haben (Ausbildungs-
passive). 

Im Ergebnis der vorgenommenen Längsschnittanalyse32 
ergibt sich für den b eobachteten Zeitraum folgendes 

dieser Zahl ist zunächst zu berücksichtigten, dass es 
sich hierbei um eine rein rechnerische Größe handelt, die 
nicht einfach mit potenziell aktivierbaren Ausbildungs-
betrieben gleichgesetzt werden darf. Sie ist vor allem als 
Hinweis auf ungefähre Größenordnungen zu verstehen, 
wobei der ermittelte Wert die rechnerische Obergrenze 
darstellt. Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass 
sich die Ausbildungsbeteiligung auf der betriebsindividu-
ellen Ebene ganz anders darstellen kann als im Aggregat 
über alle Betriebe. Dies wäre vor allem dann der Fall, 
wenn Betriebe nach Abschluss einer Ausbildung nicht 
sofort eine neue Ausbildung anschließen, und sie im Jahr 
des „Pausierens“ als nicht-ausbildende Betriebe erfasst 
werden. Dies soll an einem fiktiven Beispiel verdeutlicht 
werden. In jedem Jahr wird zum Stichtag erhoben, wie 
viele Betriebe ausbilden. Die Grundgesamtheit besteht 
aus 10 Betrieben. Im ersten Befragungsjahr wird ermit-
telt, dass fünf dieser 10 Betriebe ausbilden. Dies ergibt 
für das erste Jahr eine Ausbildungsbetriebsquote in 
Höhe von 50 Prozent, d. h. jeder zweite Betrieb beteiligt 
sich an der Ausbildung. In den beiden Jahren darauf 
werden exakt die gleichen Werte ermittelt. Man könnte 
nun annehmen, dass Jahr für Jahr, also dauerhaft nur 
die Hälfte der Betriebe ausbildet und sich die andere 
Hälfte der Betriebe nicht an der Ausbildung beteiligt. 
Diese Feststellung wäre zutreffend, sofern es sich bei 
den ausbildenden bzw. den nicht-ausbildenden Betrieben 
stets um dieselben Betriebe handeln würde. Sie wäre un-
zutreffend, wenn die Gruppe der ausbildenden Betriebe 
aus anderen Betrieben bestehen würde, als im jeweils 
vorangegangenen Jahr. Dieser Fall ist in der folgenden 
Abbildung 20 dargestellt. Wenngleich für jedes Jahr ex-
akt die gleiche Ausbildungsbetriebsquote in Höhe von 50 
Prozent ermittelt wird, bilden in diesen drei Jahren nicht 
immer dieselben fünf Betriebe aus. Die Betriebe A und 
C bildeten in jedem Jahr aus. Die Betriebe D, F, G und J 
bildeten zwar nicht in jedem Jahr aus, beteiligten sich 
aber mindestens einmal in beobachteten Zeitraum an der 
Ausbildung. Diese Betriebe können daher nicht als ausbil-
dungspassiv im eigentlichen Sinne bezeichnet werden, da 
sie durchaus ausbilden, dies aber nicht permanent tun. 
Insgesamt bildeten kontinuierlich oder mit Pausen sieben 
der insgesamt 10 Betriebe aus. Lediglich die Betriebe B, 
H und I haben sich im Beobachtungszeitraum nie an der 
Ausbildung beteiligt und bilden somit das eigentliche, 
rein rechnerische Potenzial zur Gewinnung einer höheren 
Zahl von Ausbildungsbetrieben. 

der Auszubildenden beim Übergang von der Ausbildung 
in Beschäftigung, umgangssprachlich auch als so ge-
nannte zweite Schwelle bezeichnet. 

Ausbildungsengagement der Wirtschaft. 

Die politischen Maßnahmen zur Erhöhung des Angebotes 
an Qualifizierungsmöglichkeiten für ausbildungsinteres-
sierte und -befähigte Jugendliche versuchen zum einen, 
die Ausbildungsaktivitäten der bereits ausbildenden 
Betriebe zu erhalten oder sogar noch auszuweiten. Zum 
anderen sollen aber auch Betriebe, die bisher nicht aus-
bilden, für die betriebliche Ausbildung gewonnen werden. 
Im Hinblick auf Strategien zur Erhöhung der Ausbil-
dungsbeteiligung ist zu unterscheiden zwischen formal 
ausbildungsberechtigten Betrieben sowie Betrieben, 
die aufgrund fehlender betrieblicher oder personeller 
Voraussetzungen nicht berechtigt und in der Lage sind, 
selbst auszubilden. Zur Bestimmung der Ausbildungsbe-
teiligung wird als Indikator in der Regel die so genannte 
Ausbildungsbetriebsquote herangezogen. Diese be-
schreibt das Ausmaß der Konzentration bzw. Streuung 
von Ausbildungsleistungen und liefert damit wichtige 
Informationen über das rechnerische Ausmaß möglicher 
Potenziale zur Erhöhung der Ausbildungsbeteiligung. 
Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels engagiert 
sich aktuell etwa jeder dritte Betrieb Nordrhein-Westfa-
lens in der Ausbildung.30 Berücksichtigt man nur jene Be-
triebe, die eigenen Angaben zufolge formal ausbildungs-
berechtigt sind, beträgt die Ausbildungsbeteiligung sogar 
52 Prozent (Westdeutschland ohne NRW: 53 Prozent). 
Gegenüber dem Vorjahreswert ist dies ein Anstieg um 
zwei Prozentpunkte. In den letzten Jahren lag die Netto-
Ausbildungsbetriebsquote, als Anteil der ausbildenden 
Betriebe an allen ausbildungsberechtigten Betrieben, in 
Nordrhein-Westfalen zum jeweiligen Stichtag der Erhe-
bung immer zwischen 50 und 55 Prozent. 

Angesichts der anhaltend hohen Lehrstellennachfrage 
wird in der öffentlichen Diskussionen intensiv diskutiert, 
wie sich dieser Anteil bzw. die Zahl der Ausbildungs-
betriebe noch weiter steigern lassen könnte. Frühere 
Ergebnisse haben gezeigt, dass viele Betriebe zu ihrer 
Ausbildungsverantwortung stehen und grundsätzlich 
bereit wären, sich zu engagieren. In vielen Fällen besteht 
jedoch aktuell kein Bedarf an Nachwuchskräften, so dass 
eine Ausbildung zur Folge hätte, dass die Ausgebildeten 
im Anschluss an eine Ausbildung nicht übernommen 
werden könnten. Viele Betriebe verzichten daher von 
vornherein auf eine Ausbildung. In den letzten Jahren 
waren dies in Nordrhein-Westfalen jeweils rund 45 bis 
50 Prozent aller ausbildungsberechtigten Betriebe zum 
Erhebungsstichtag. Dieser in den letzten Jahren relativ 
stabile Anteil nicht ausbildender Betriebe könnte den 
Schluss nahe legen, dass die Beteiligung zumindest eines 
Teil dieser Betriebe zu einer Erhöhung des Ausbildungs-
platzangebotes beitragen könnte. Bei der Interpretation 

30 Die Definition von Ausbildungsbetrieben ist im Rahmen der Arbeit-
geberbefragung „IAB-Betriebspanel“ relativ weit gefasst. Es werden 
neben Angaben zu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen für das zum 
Zeitpunkt der Befragung zu Ende gehende und für das beginnende Aus-
bildungsjahr noch geplante Neuverträge, der gegenwärtige Bestand an 
Auszubildenden sowie erfolgreiche Ausbildungsabsolventen, die bereits 
in den ersten Monaten des Jahres und damit vor dem Stichtag der Befra-
gung ihre Ausbildung abgeschlossen haben, berücksichtigt.

Abbildung 20: Fiktives Beispiel zur Ermittlung der betriebsindividuellen Ausbildungsbeteiligung im Zeitverlauf.

31 Die Gruppe der Ausbildungspausierer umfasst verschiedene Be-
triebstypen: Betriebe, die im Jahr 2006, aber in keinem Jahr zuvor im 
beobachteten Zeitraum als Ausbildungsbetrieb erfasst wurden, Betriebe, 
die im Jahr 2006 sowie mindestens einmal zuvor im beobachteten 
Zeitraum als Ausbildungsbetrieb erfasst wurden, sowie Betriebe, die 
zwar nicht im Jahr 2006, aber mindestens einmal zuvor im beobachteten 
Zeitraum als Ausbildungsbetrieb erfasst wurden.
32 Die Durchführung einer Längsschnittanalyse ist an die Berechnung 
von so genannten Längsschnittfaktoren gebunden. Aus methodischen 
Gründen liegen Längsschnittfaktoren nicht für das aktuelle Befragungs-
jahr vor, sondern immer für das jeweilige Vorjahr. Aus diesem Grund 
bezieht sich die durchgeführte Längsschnittanalyse auf den Zeitraum 
2001 bis 2006. In die Untersuchung wurden alle Betriebe einbezogen, die 
von 2001 bis 2006 bestanden haben bzw. in dieser Zeit neu gegründet 
wurden und die in jedem dieser Jahre ausbildungsberechtigt waren. Für 
die Analyse wurden zudem nur die Betriebe ausgewählt, in denen in je-
dem Jahr vollständige Angaben zu den betreffenden Ausbildungsfragen 
vorlagen. Betriebe, die in den betrachteten Jahren mindestens eine der 
relevanten Fragen nicht beantwortet haben, wurden von der Analyse aus-
geschlossen. Die resultierende Betriebsbasis ist daher deutlich kleiner als 
die Basis der jährlichen Querschnittsanalysen. Die ermittelten Werte der 
Längsschnittanalyse sind somit nicht direkt mit den Ergebnissen zu Aus-
bildungsfragen der Querschnittuntersuchung vergleichbar. 

■

■ 

■
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sich ausbildende Betriebe durch eine deutlich positivere 
Beschäftigungsentwicklung auszeichnen als nichtaus-
bildende Betriebe. So sind Ausbildungsbereitschaft und 
Ausbildungsleistungen im Ergebnis sowohl ein Spiegel-
bild der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wie auch 
der wirtschaftlichen Lage des einzelnen Betriebes und 
dessen Beschäftigungsentwicklung. 

Die Ergebnisse des IAB-Betriebspanels machen deutlich, 
dass sich positive Beschäftigungserwartungen günstig 
auf die Ausbildungsbereitschaft auswirken: Fast drei 
Viertel (72 Prozent) der ausbildungsberechtigten Betrie-
be, die neue Ausbildungsverträge für das zum Zeitpunkt 
der Befragung beginnende Ausbildungsjahr abgeschlos-
sen hatten, rechnen für ihren Betrieb mit einer steigen-
den oder stabilen Beschäftigungszahl. Mit 59 Prozent ist 
der Anteil bei Betrieben ohne Neuabschlüsse deutlich 
kleiner (vgl. Abbildung 22).

Nutzung vorhandener Unterstützungsstrukturen erfor-
dern (z. B. Verbundausbildung).34 

Beschäftigungserwartungen 
und Ausbildungsbereitschaft 

Die jüngste positive Beschäftigungsentwicklung und der 
gestiegene Bedarf der Wirtschaft an Fachkräften spiegelt 
sich nicht nur einer gestiegenen Ausbildungsbeteiligung, 
sondern auch in einer Zunahme der betrieblichen Aus-
bildungsleistungen wider. Insgesamt hat in Nordrhein-
Westfalen mehr als jeder vierte Betrieb (27 Prozent) mit 
Ausbildungsberechtigung für das zum Zeitpunkt der 
Befragung zurückliegende Ausbildungsjahr 2006/2007 
selbst neue Ausbildungsverträge abgeschlossen). Bei 
Betrieben, die ihre Beschäftigtenzahl gegenüber dem 
Vorjahr steigern konnten, beträgt der Anteil sogar 41 Pro-
zent, was den Zusammenhang zwischen betrieblichem 
Arbeitskräftebedarf und betrieblichem Ausbildungsen-
gagement unterstreicht. Generell ist festzustellen, dass 

rund 75 Prozent der ausbildungsberechtigten Betriebe in 
Nordrhein-Westfalen permanent oder mit Pausen an der 
Ausbildung beteiligt. Dieser Anteil ist deutlich höher als 
die bisherigen, stichtagsbezogenen Querschnittsanaly-
sen vermuten ließen. Bei drei Viertel der ausbildungsbe-
rechtigten Betriebe geht es somit nicht darum, sie über-
haupt zur Ausbildung zu aktivieren. Bei diesen Betrieben 
ist eine Erhöhung des Ausbildungsplatzangebotes über 
eine Ausweitung bzw. Verstetigung der Ausbildungsakti-
vitäten zu erreichen. Der Anteil der Betriebe, die formal 
ausbildungsberechtigt sind, jedoch dauerhaft nicht aus-
bilden, ist mit einem Viertel hingegen deutlich kleiner als 
die Querschnittsdaten – es wurde Jahr für Jahr ein Anteil 
von ca. 45 bis 50 Prozent ermittelt – vermuten ließen. 
Diese Betriebe bilden das tatsächliche, zumindest rein 
rechnerische Potenzial; sie könnten das Ausbildungs-
platzangebot also erhöhen, wenn sie mit der Ausbildung 
beginnen würden. Durch das hohe Engagement von 
Wirtschaft, Kammern, BA und Politik ist es in den letzten 
Jahren gelungen, Tausende von Betrieben für die Ausbil-
dung zu gewinnen. Eine noch stärkere Erschließung des 
vorhandenen, rein rechnerischen Potenzials dürfte auf-
grund der eingeschränkteren personellen, technischen 
und finanziellen Voraussetzungen der überwiegend 
kleinbetrieblich strukturierten Betriebe mit vergleichs-
weise hohen Anstrengungen verbunden sein und die 

schäftigten im beobachteten Zeitraum permanent ausbil-
deten, waren die entsprechenden Anteile bei Kleinst- und 
Kleinbetriebe deutlich geringer. Bildeten bei Kleinbetrie-
ben immerhin noch mehr als die Hälfte der ausbildungs-
berechtigten Betriebe im beobachten Zeitraum perma-
nent aus, so beteiligte sich bei Kleinstbetrieben die Mehr-
heit der ausbildungsberechtigten Betriebe gar nicht oder 
nur mit Pausen an der Ausbildung (vgl. Abbildung 21). 

Wenngleich sich kleinere, ausbildungsberechtigte Betrie-
be deutlich seltener permanent an Ausbildung beteiligen 
als größere Betriebe, so ist doch deren Ausbildungsenga-
gement beachtlich und zeigt, dass es einer Vielzahl von 
Betrieben trotz der vergleichsweise eingeschränkteren 
Möglichkeiten gelingt, sich kontinuierlich an der Ausbil-
dung von jungen Frauen und Männern zu beteiligen. Im 
Prinzip könnte die Zahl ausbildungsaktiver Kleinstbe-
triebe noch höher sein, würde es ihnen genauso gut wie 
größeren Betrieben gelingen, alle angebotenen Ausbil-
dungsplätze auch zu besetzen. Wie die Ergebnisse der 
vorangegangenen Befragung gezeigt haben, blieben rund 
ein Viertel aller angebotenen Ausbildungsplätze 
in Betrieben mit weniger als 10 Beschäftigten unbe-
setzt.33

Es lässt sich zusammenfassend feststellen: Im beobach-
teten Zeitraum von insgesamt sechs Jahren haben sich 

33 Vgl. Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nor-
drhein-Westfalen (Hrsg.): Beschäftigungstrends in NRW. Betriebsbefra-
gung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB),
 Düsseldorf 2007.

34 Im Rahmen des Ausbildungskonsens fördert das Land Nordrhein-
Westfalen die Stabilisierung bzw. Erhöhung der Ausbildungskapazitäten 
durch eine Reihe von Maßnahmen (Förderung der Verbundausbildung, 
Förderung des externen Ausbildungsmanagements u.a.).

Abbildung 21: Ausbildungsbeteiligung der Betriebe im Zeitverlauf, 2001 bis 2006*

* Basis: Alle Betriebe mit Ausbildungsberechtigung.

Abbildung 22: Beschäftigungserwartungen und Ausbildungsbereitschaft, Nordrhein-Westfalen*

* Basis: Alle Betriebe mit Ausbildungsberechtigung.

Ob Betriebe neue Ausbildungsverträge abschließen, und 
in welchem Umfang sie dies tun, hängt somit u. a. mit 
künftigen Beschäftigungserwartungen und der hiermit 
verbundenen Entwicklung des Fachkräftebedarfs zu-
sammen. Darüber hinaus bestehen große Unterschiede 
zwischen beiden Gruppen hinsichtlich des Anteils von Be-
trieben, die die weitere Beschäftigungsentwicklung noch 
nicht abschätzen können. Demnach nimmt mit steigen-
der Sicherheit über die zukünftige und den zukünftigen 

Personalbedarf anscheinend auch die Bereitschaft zu, 
entsprechende Ausbildungsangebote bereitzustellen. 

Für das zum Zeitpunkt der Befragung beginnende Aus-
bildungsjahr 2007/2008 hatten durchschnittlich rund 
23 Prozent der ausbildungsberechtigten Betriebe neue 
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Unsicherheiten bei der Einschätzung der Lage auf dem 
Ausbildungsmarkt und erschwert die Abschätzung even-
tueller Handlungserfordernisse.36 Um die tatsächliche 
Zahl an verfü gbaren Ausbildungsplätzen ermitteln zu 
können, enthält der Fragebogen des IAB-Betriebspanels 
eine entsprechende Frage. Diese lautete: „Wie viele Aus-
bildungsplätze hatten Sie insgesamt für das Ausbildungs-
jahr 2006/2007 angeboten? Denken Sie dabei bitte auch 
an die Plätze, die Sie nicht besetzen konnten! Und wie 
viele Ausbildungsplätze waren der Agentur für Arbeit ge-
meldet?“ Die Ergebnisse des IAB-Betriebspanels zeigen, 
dass rund die Hälfte der Betriebe (49 Prozent) darauf 
verzichtet hat, ihr Ausbildungsplatzangebot den Agentu-
ren für Arbeit zu melden (vgl. Abbildung 24). 

Ob Betriebe ihre Lehrstellen melden, hängt in hohem 
Maße von der Betriebsgröße ab. Je größer ein Betrieb 
ist, umso wahrscheinlicher ist es, dass er sein Ausbil-
dungsplatzangebot den Agenturen für Arbeit mitteilt. 
Während bei den Großbetrieben lediglich eine Minderheit 
auf diese Option verzichtet, scheint dies für die Mehrheit 
der Kleinstbetriebe üblich zu sein. Die jedes Jahr wieder 
zu beobachtende Unsicherheit hinsichtlich der Frage, wie 
hoch das Angebot an Lehrstellen ausfallen wird, ist somit 
in erster Linie dem „Meldeverhalten“ der Betriebe mit 

be mit weniger als 10 Beschäftigten sowie Betriebe mit 
10 bis 49 Beschäftigten entfallen 16 bzw. 26 Prozent aller 
Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen. Der Auszubilden-
denanteil, der auf beide Gruppen entfällt, ist mit 18 bzw. 
28 Prozent jeweils etwas höher. Bei den Großbetrieben 
ist das Verhältnis genau umgekehrt: Auf diese entfallen 
31 Prozent der Beschäftigten und 28 Prozent der Aus-
zubildenden. Bei Mittelbetrieben stimmen beide Anteile 
überein. Gemessen an den jeweiligen Beschäftigten-
zahlen sind die Ausbildungsleistungen von Kleinst- und 
Kleinbetrieben somit etwas höher einzuschätzen als die 
von Großbetrieben. 

Unsicherheit bei Abschätzung des Ausbildungsplatz-
angebotes von Kleinstbetrieben. 

Es ist bekannt, dass den Agenturen für Arbeit lediglich 
ein Teil des Gesamtangebotes an Ausbildungsstellen 
gemeldet wird, was regelmäßig zu einer Untererfassung 
des Ausbildungsstellenangebotes in den Statistiken 
der Bundesagentur für Arbeit führt. Dagegen herrscht 
weitgehend Unklarheit bezüglich der Frage, wie hoch die 
Zahl der nicht erfassten Ausbildungsstellenangebote 
konkret ist. Diese Intransparenz führt zu erheblichen 

und Sozialwesen zu den Hauptstützen der Ausbildung in 
Nordrhein-Westfalen. In den drei genannten Wirtschafts-
bereichen werden mehr als die Hälfte der insgesamt rund 
300 Tsd. Auszubildenden ausgebildet.35 Dies ist insofern 
nicht überraschend, da in den genannten Branchen auch 
die meisten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen tätig 
sind. Um die tatsächliche Ausbildungsleistung der einzel-
nen Branchen einschätzen zu können, muss daher die so 
genannte Ausbildungsintensität ermittelt werden. Hierzu 
wird die Zahl der Auszubildenden ins Verhältnis zur Zahl 
der Beschäftigten gesetzt. Letztere bildet somit einen 
Maßstab zur Gewichtung der Ausbildungsleistungen (vgl. 
Abbildung 23).

Verträge abgeschlossen. In einigen Branchen wie Öffent-
liche Verwaltung, Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe, 
Übrige Dienstleistungen sowie Gesundheits- und Sozial-
wesen lagen die Anteile deutlich über dem Durchschnitt, 
in anderen Branchen wie Handel/Reparatur, Kredit- und 
Versicherungswesen sowie Unternehmensnahe Dienst-
leistungen weit unter dem Durchschnitt. 

Struktur und Umfang der Ausbildungsleistungen. 

Im Hinblick auf die absolute Zahl der Auszubildenden, 
also den Bestand an Auszubildenden, gehören das Ver-
arbeitende Gewerbe, der Handel sowie das Gesundheits- 

Abbildung 23: Ausbildungsintensität in einzelnen Branchen, Nordrhein-Westfalen (Stand: 30.6.2007).

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. 
Sie sind daher nur eingeschränkt interpretierbar.

35 Bei einem Vergleich der hier ermittelten Werte mit Angaben aus ande-
ren Quellen müssen die unterschiedlichen Erfassungskriterien beachtet 
werden. Im IAB-Betriebspanel werden auch Auszubildende berücksich-
tigt, die nicht nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) und der Handwerks-
ordnung (HwO) ausgebildet werden, wie z. B. Beamtenanwärter. Andere 
Statistiken, wie etwa die des BIBB oder Statistischen Bundesamtes, 
zählen als Auszubildende dagegen lediglich solche Personen, die einen 
Ausbildungsvertrag im Sinne des BBiG oder der HwO abgeschlossen ha-
ben. Darüber hinaus sind die unterschiedlichen Erhebungszeitpunkte zu 
beachten. Das IAB-Betriebspanel weist den Bestand an Auszubildenden 
zum Stichtag 30.6., die Statistik des BIBB dagegen zum 30.9. und die des 

In dieser Hinsicht zeigt sich, dass bspw. im Verarbei-
tenden Gewerbe zwar mehr junge Frauen und Män-
ner ausgebildet werden als in jeder anderen Branche 
Nordrhein-Westfalens, der Anteil an den Auszubildenden 
aber letztlich exakt dem Anteil an den Beschäftigten ent-
spricht. Ein deutlich höhere Ausbildungsintensität weisen 
demgegenüber die beiden anderen großen Ausbildungs-
branchen Handel/Reparatur sowie Gesundheits- und So-
zialwesen auf. Hier liegt der Anteil an den Auszubildenden 
leicht über dem Anteil an den Beschäftigten. Die mit Ab-
stand höchste Ausbildungsintensität weist wie schon seit 
Jahren das Baugewerbe auf, in dem zwar „nur“ 10 Pro-
zent aller Auszubildenden ausgebildet werden, das aber 
damit – gemessen an seiner Beschäftigtenzahl – einen 
überproportionalen Beitrag zur Nachwuchsqualifizierung 

leistet. Im Baugewerbe beteiligen sich somit nicht nur 
mehr Betriebe an der Ausbildung, sondern ist die relative 
Ausbildungsleistung auch deutlich höher als in anderen 
Branchen. 

Bei der Betrachtung der Ausbildungsintensität nach Be-
triebsgrößenklassen zeigt sich folgendes Bild: Auf Betrie-

36 Weil für beide Seiten Betriebe mit Ausbildungsplatzangeboten sowie 
Lehrstellenbewerber und -bewerberinnen – keine Meldepflicht besteht, 
können Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsstellenmarkt durch 
die Berufsberatungsstatistik der Bundesagentur nur unvollständig erfasst 
werden.

Abbildung 24: Meldeverhalten von Betrieben (Anteil an allen Betrieben mit Ausbildungsplatzangeboten 
für das Ausbildungsjahr 2006/2007).
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Erforderlich ist selbstverständlich auch ein auswahlfähi-
ges Angebot an ausbildungsgeeigneten Bewerbern und 
Bewerberinnen. Frühere Untersuchungen haben gezeigt, 
dass es gerade kleinere Betriebe bei einem Fehlen der 
geforderten Eignung vorziehen, angebotene Ausbildungs-
plätze nicht zu besetzen.40 

2.2 Verbleib von Absolventen 
im Ausbildungsbetrieb. 

Die Übernahme von Ausbildungsabsolventen in ein Be-
schäftigungsverhältnis beim Ausbildungsbetrieb gewähr-
leistet den Ausgebildeten einen adäquaten Einstieg in das 
Erwerbsleben. Während die Zahl der Lehrstellenbewerber 
und das Lehrstellenangebot in der Regel relativgut in der 
Ausbildungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit erfasst 
werden, fehlen entsprechende Angaben zum Verbleib der 
Ausbildungsabsolventen nach der Ausbildung. Informa-
tionen zum Übergang von Ausbildung in Beschäftigung 
werden seit Jahren mit dem IAB-Betriebspanel erhoben, 
womit eine wichtige Datenquelle für die Untersuchung von 
Übergangsprozessen an der „zweiten Schwelle“ geschaf-
fen wurde. Mit Hilfe der jährlich erhobenen Daten des 
IAB-Betriebspanels können die Anteile der von ihren Aus-
bildungsbetrieben in ein Beschäftigungsverhältnis über-
nommenen Ausbildungsabsolventen abgebildet werden. 

Mehr Absolventen von ihren Ausbildungsbetrieben 
übernommen. 

Die gestiegene Fachkräftenachfrage der Betriebe hat die 
Chancen der Auszubildenden, im Anschluss an ihre Aus-
bildung vom Ausbildungsbetrieb übernommen zu werden, 
deutlich erhöht. Die noch in den letzten Jahren zu beob-
achtende Tendenz einer sinkenden Übernahmequote41 hat 
sich nicht fortgesetzt. Von den Auszubildenden in Nord-
rhein-Westfalen, die ihre Ausbildung im Befragungsjahr 
2007 erfolgreich beendet hatten, wurden rund 64 Prozent 
in ein Beschäftigungsverhältnis in ihrem Ausbildungsbe-

weniger als 10 Beschäftigten geschuldet. Im Vergleich 
hierzu ist der Umfang der von den größeren Betrieben 
angebotenen Lehrstellen relativ gut einschätzbar. Be-
rücksichtigt man die Zahl der angebotenen Ausbildungs-
plätze, die in den beiden Gruppen – „Melder“ und „Nicht-
Melder“ – insgesamt angeboten wurden, dann ergibt sich 
folgende Verteilung. Rund 40 Prozent aller angebotenen 
Lehrstellen wurden den Agenturen nicht gemeldet. Der 
Anteil nicht gemeldeter Ausbildungsplatzangebote ist 
erwartungsgemäß deutlich kleiner als der Anteil von Be-
trieben ohne Meldungen, da nicht-meldende Betriebe in 
der Regel nur eine einzige Lehrstelle, meldende dagegen 
mehrere Stellen anbieten. Mit und 60 Prozent meldeten 
die Betriebe zuletzt einen etwas höheren Anteil der Aus-
bildungsplatzangebote als im vorangegangenen Jahr (58 
Prozent).37 Der wieder leicht gestiegene Anteil gemelde-
ter Ausbildungsplätze könnte ein Indiz dafür sein, dass 
ein Teil der Betriebe, die sich bislang auf traditionelle 
Wege der Bewerberfindung verlassen haben, ihre Such-
optionen ausweiten. Über die Gründe, warum insbeson-
dere Kleinstbetriebe ihre freien Ausbildungsstellen nicht 
melden, liegen keine Erkenntnisse vor. Möglicherweise 
befürchten diese Betriebe, keine geeigneten Bewerber 
von den Agenturen für Arbeit vermittelt zu bekommen, 
oder scheuen den möglicherweise hiermit verbundenen 
Aufwand.38 Eine andere Erklärung kön nte sein, dass viele 
Betriebe ke ine Notwendigkeit sehen, neben den bereits 
genutzten Wegen bei der Besetzung von Ausbildungs-
plätzen, insbesondere persönliche Kontakte, zusätzlich 
noch die Dienste der Agenturen für Arbeit einzuschalten. 
Angesichts des Bewerberüberschusses in vielen Regio-
nen und Berufen war es für viele Betriebe bislang relativ 
einfach, freie Ausbildungsplätze zu besetzen. Dagegen 
spricht allerdings der Befund, wonach insbesondere 
Kleinstbetriebe in den vergangenen Jahren in deutlich 
höherem Maße als größere Betriebe Schwierigkeiten hat-
ten, angebotene Ausbildungsplätze auch zu besetzen. 

Vor dem Hintergrund der offensichtlichen Probleme 
eines Teils der Kleinst- und Kleinbetriebe, geeignete Be-
werber und Bewerberinnen für vorhandene Ausbildungs-
plätze zu gewinnen, könnte eine Erweiterung der bislang 
genutzten Wege zur Rekrutierung von Auszubildenden 
sinnvoll sein. Dies könnte dazu beitragen, das Spektrum 
potenzieller Bewerberinnen und Bewerber sowie die 
Auswahlmöglichkeiten zu erweitern, und damit die Wahr-
scheinlichkeit der Besetzung angebotener Lehrstellen zu 
erhöhen. Dies erfordert nicht nur auf Seiten der Betriebe 
eine stärkere Öffnung, sondern auch eine stärkere Be-
rücksichtigung der Spezifika von Kleinstbetrieben seitens 
der Arbeitsagenturen, was angesichts der oftmals sehr 
begrenzten Kapazitäten und der daraus resultierenden 
Konzentration auf mittelständische und größere „Kun-
den“ sicherlich nicht einfach umzusetzen ist. Damit 
könnten sich jedoch die Chancen erhöhen, die Zahl vor-
handener, letztlich aber unbesetzt bleibender betriebli-
cher Ausbildungsplätze weiter zu verringern.39 In dieser 
Hinsicht sind jedoch nicht nur die Betriebe gefordert. 

37 Es ist darauf hinzuweisen, dass sich der Anteil gemeldeter Lehrstellen 
auf die Zahl der angebotenen Ausbildungsplätze bezieht. Letztere sind 
nicht gleichzusetzen mit der Zahl der besetzten Ausbildungsplätze. Da ein 
Teil der angebotenen Ausbildungsplätze nicht besetzt wird, ist die Sum-
me aus gemeldeten und nicht gemeldeten Lehrstellen somit stets höher 
als die Zahl der besetzten Ausbildungsplätze. 
38 Es wäre auch möglich, dass „nicht-meldende“ Betriebe durchaus über 
ihr Lehrstellenangebot informieren, dies allerdings an anderer Stelle tun, 
z. B. bei den Fachberatern der Kammern. 
39 Eine höhere Meldung betrieblicher Ausbildungsplätze würde zugleich 
die Transparenz über die betrieblichen Bedarfe erhöhen, was letztlich 
die Möglichkeiten der beruflichen Orientierung Jugendlicher erhöht und 
damit zu einer Verbesserung des Übergangs an der „ersten Schwelle“ 
beiträgt. Mit dieser Zielsetzung fördert das MAGS verschiedene Projekte 
im Rahmen des Programms „Regionales Übergangsmanagement Schule 
– Beruf“. 
40 Bei der Suche nach geeigneten Jugendlichen stehen den Betrieben 
– neben den Agenturen für Arbeit – eine Vielzahl weiterer Akteuren un-
terstützend zur Verfügung.Exemplarisch kann hier auf den Service der 
Fachberater der Kammern in Nordrhein-Westfalen verwiesen werden, wel
cher durch Mittel des Landes und der EU im Rahmen des Ausbildungs-
konsens gefördert wird. 
41 Übernahmequote = Anteil der vom Ausbildungsbetrieb übernommenen 
Auszubildenden an allen Auszubildenden mit erfolgreichem Abschluss 
(in Prozent)

Abbildung 25: Übernahme von Absolventen im Ausbildungsbetrieb (Anteil der übernommenen an allen 
erfolgreichen Absolventen).

trieb übernommen. Gegenüber dem Vorjahreswert ist 
dies eine Steigerung um acht Prozentpunkte. Insgesamt 
ist damit knapp zwei Drittel der Auszubildenden, und 
damit so vielen wie seit Jahren nicht mehr, ein nahtloser 
Einstieg in die Berufswelt gelungen. Wie der regionale 
Vergleich zeigt, verlief die aktuelle Entwicklung in Nord-
rhein-Westfalen günstiger als im Durchschnitt der übri-
gen westdeutschen Bundesländer (Abbildung 25).

In den einzelnen Wirtschaftszweigen waren die Aussich-
ten für junge Fachkräfte, legt man die Übernahmequote 
zu Grunde, unterschiedlich gut. Die besten Chancen 
bestanden wie bereits in den vorangegangenen Jahren 
mit Abstand im Kredit-und Versicherungsgewerbe, wo 
weit mehr als 80 Prozent der erfolgreichen Absolventen 
von ihren Ausbildungsbetrieben in ein Beschäftigungs-
verhältnis übernommen wurden. Ebenfalls hohe Quoten 
weist das Verarbeitende Gewerbe auf: Hier mündeten 
mehr als drei Viertel der Ausbildungsabsolventen nach 
ihrer Ausbildung in eine Beschäftigung im Ausbildungs-
betrieb ein. Mit Ausnahme des Verarbeitenden Ge-
werbes ist der Anteil der genannten Branchen an allen 
Ausbildungsabsolventen jedoch relativ gering. Während 
auf das Verarbeitende Gewerbe immerhin mehr als ein 
Fünftel aller Ausbildungsabsolventen im Befragungsjahr 
entfallen, beträgt der entsprechende Anteil der übrigen 
drei Branchen zusammen deutlich weniger als 10 Pro-
zent. Abgesehen vom Verarbeitenden Gewerbe profitiert 
von den überdurchschnittlich hohen Übernahmequoten 
in einigen Teilen der Wirtschaft somit nur eine relativ 

geringe Zahl von Ausbildungsabsolventen. Schlusslicht 
bei der Übernahme ist die Branche Erziehung und Unter-
richt. Hier muss jedoch berücksichtigt werden, dass ein 
nennenswerter Teil der Auszubildenden außerbetrieblich 
ausgebildet wird.42 Im Gegensatz zu betrieblich ausgebil-
deten Jugendl ichen wird der Ausbildungsvertrag bei au-
ßerbetrieblich ausgebildeten Jugendlichen zwischen Aus-
zubildenden und Bildungsträger abgeschlossen. In diesen 
Fällen ist eine Übernahme durch die ausbildenden Ein-
richtungen somit nicht möglich. Dies erklärt auch die mit 
26 Prozent äußerst niedrige Übernahmequote der Bran-
che Erziehung und Unterricht, auf die der größte Teil von 
außerbetrieblichen Ausbildungsverhältnissen entfällt. Die 
Einbeziehung dieser Branche in die Ermittlung der durch-
schnittlichen Übernahmequote wirkt sich mindernd aus. 
Unter Ausklammerung der genannten Branche ergäbe 
sich eine gegenüber dem ursprünglichen Wert um einen 
Prozentpunkt höhere durchschnittliche Übernahmequote 
von 65 Prozent. Zu den Bereichen, in denen weniger als 
die Hälfte der Absolventen von ihren Ausbildungsbetrie-
ben übernommen wurden, ist auch die Branche Übrige 
Dienstleistungen zu zählen (Abbildung 26). 

42 Bundesweit rund 10 Prozent (Westdeutschland: ca. fünf Prozent; Ost-
deutschland: ca. 25 Prozent). 



42 43

IAB-Betriebspanel Nordrhein-Westfalen2. Ausbildungsbeteiligung und Übernahmesituation. 

2.3 Fazit 

Ausbildungsbereitschaft und Ausbildungsleistungen sind 
im Ergebnis sowohl ein Spiegelbild der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung wie auch der wirtschaftlichen Lage 
des einzelnen Betriebes und dessen Beschäftigungsent-
wicklung. Die anhaltend positive Konjunkturlage spiegelt 
sich folgerichtig in einem gestiegenen Ausbildungsenga-
gement der nordrhein-westfälischen Betriebe wider. In 
einer Längsschnittbetrachtung des Ausbildungsverhal-
tens für den Zeitraum von 2001 bis 2006 konnte gezeigt 
werden, dass drei Viertel der Betriebe mit Ausbildungs-
berechtigung sich entweder permanent oder mit Pausen 
an der Ausbildung beteiligen, wobei der Anteil von ausbil-
dungsaktiven, d. h. permanent ausbildenden Betrieben, 
mit steigender Betriebsgröße zunimmt. Die jüngste posi-
tive Beschäftigungsentwicklung und der gestiegene Be-
darf der Wirtschaft an Fachkräften zeigt sich nicht nur ei-
ner wieder gestiegenen Ausbildungsbeteiligung, sondern 
hat auch die Chancen der Auszubildenden, im Anschluss 
an ihre Ausbildung vom Ausbildungsbetrieb übernom-
men zu werden, deutlich erhöht. Die noch in den letzten 
Jahren zu beobachtende Tendenz einer sinkenden Über-
nahmequote, nicht zuletzt eine Folge der Ausbildung 
über Bedarf, konnte gestoppt werden. Insgesamt wurden 
knapp zwei Drittel der Ausbildungsabsolventen in ein 
Beschäftigungsverhältnis in ihrem Ausbildungsbetrieb 
übernommen; gegenüber dem Vorjahreswert ist dies eine 
Steigerung um acht Prozentpunkte. Damit verlief die ak-
tuelle Entwicklung in Nordrhein-Westfalen günstiger als 
im Durchschnitt der übrigen westdeutschen Bundeslän-
der. Vor dem Hintergrund einer auch weiterhin bestehen-
den hohen Nachfrage nach Ausbildungsplätzen gilt es, 
diese positiven Entwicklungen zu verstetigen. Angesichts 
der Ergebnisse der Längsschnittbetrachtung zur Ausbil-
dungsbeteiligung sollten Maßnahmen zur Stabilisierung 
bzw. zur Steigerung der Ausbildungsbeteiligung nicht 
nur auf Betriebe zugeschnitten sein, die nicht ausbilden, 
sondern auch auf Betriebe, die nicht jedes Jahr ausbil-
den. Hierbei handelt es sich eher um kleinere Betriebe. 
Bei mittleren und größeren Betrieben dürften zusätzli-
che Ausbildungskapazitäten demgegenüber kaum noch 
über die Gewinnung von mehr Ausbildungsbetrieben zu 
erschließen sein. Diese Betriebe könnten vor allem durch 
ein größeres Angebot an Ausbildungsplätzen zur Verbrei-
terung des Ausbildungsplatzangebots beitragen. 

schiedlichen Übernahmequoten zwischen den Branchen 
zu erklären. Warum der Anteil von Absolventen, die im 
Ausbildungsbetrieb verbleiben, gerade bei Kleinstbetrie-
ben so gering ausfällt, kann mit den aktuellen Daten des 
IAB-Betriebspanels allerdings nicht beantwortet werden. 
Für eine Einordnung der hierzu ermittelten Befunde 
sowie der Ableitung von möglichen Schlussfolgerungen 
wäre zu ermitteln, ob der Nicht-Verbleib der Absolventen 
freiwillig erfolgte oder auf Betreiben des Ausbildungsbe-
triebes zustande kam. In früheren Befragungswellen des 
IAB-Betriebspanels wurde ermittelt, dass eine fehlende 
Übernahme von Ausbildungsabsolventen in erster Linie 
auf Gründe zurückgeführt werden muss, die im Zusam-
menhang mit der Bedarfslage der Betriebe an ausge-
bildeten Fachkräften stehen. In rund der Hälfte der Be-
triebe, die ihre Ausbildungsabsolventen nicht bzw. nicht 
vollständig übernommen hatten, erfolgte die Ausbildung 
von vornherein über Bedarf. Bei der Interpretation der 
ermittelten Befunde muss somit berücksichtigt werden, 
dass die Bereitschaft der Betriebe, über den eigenen 
Bedarf hinaus auszubilden – unter ansonsten unverän-
derten Rahmenbedingungen – naturgemäß zu geringen 
Verbleibs- bzw. Übernahmequoten führen muss. Der 
insgesamt deutlich gestiegene Anteil von übernomme-
nen Ausbildungsabsolventen könnte in diesem Sinne ein 
Indiz für eine zunehmend stärkere Bedarfsorientierung 
der Ausbildungsleistungen der Wirtschaft und eine ten-
denzielle Verringerung der Bedeutung der Über-Bedarfs-
Ausbildung sein. 

Die unterschiedlich hohen Übernahmequoten in den ein-
zelnen Branchen dürften u. a. mit der Größe der Ausbil-
dungsbetriebe zusammehängen. Wie die Differenzierung 
der Ergebnisse nach Betriebsgrößenklassen zeigt, waren 
die Übernahmechancen für Auszubildende in größeren 
Betrieben wie schon in den Vorjahren deutlich besser als 
in kleineren Betrieben. So wurden in Betrieben mit 250 
oder mehr Beschäftigten deutlich mehr als zwei Drittel 
der Auszubildenden im Anschluss an die Ausbildung 
übernommen, in Betrieben mit weniger als 10 Beschäf-
tigten demgegenüber deutlich weniger als die Hälfte der 
Auszubildenden. Eine zusätzliche Betrachtung der Über-
nahmesituation innerhalb der Gruppe der Kleinstbetrie-
be zeigt Unterschiede zwischen Betrieben mit weniger 
als fünf Beschäftigten und Betrieben mit fünf bis neun 
Beschäftigten. Bei ersteren wurden durchschnittlich 
weniger als ein Viertel der Ausbildungsabsolventen über-
nommen, bei letzteren verblieben dagegen fast zwei Drit-
tel im Ausbildungsbetrieb. Dieser Zusammenhang könnte 
zum Teil erklären, warum der Anteil der im Ausbildungs-
betrieb verbliebenen jungen Frauen und Männern in der 
Branche Übrige Dienstleistungen deutlich unter dem all-
gemeinen Durchschnitt liegt. Auf die genannte Branche 
entfallen zwar 12 Prozent aller Betriebe, aber lediglich 
sechs Prozent aller Beschäftigten. Es handelt sich somit 
in der Regel um sehr kleine Betriebe. 

Die Tatsache, dass kleinere Betriebe seltener ihre Absol-
venten übernehmen kann zwar dazu beitragen, die unter-

Abbildung 26: Übernahme von Absolventen in einzelnen Branchen.

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. Sie sind 
daher nur eingeschränkt interpretierbar.
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Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels unterstüt-
zen rund 44 Prozent der Betriebe in Nordrhein-Westfalen 
aktiv die berufliche Weiterbildung ihrer Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen entweder durch Freistellung oder Kos-
tenübernahme. Der Anteil der Betriebe, die die berufliche 
Weiterentwicklung ihrer Beschäftigten fördern, ist damit 
um rund zwei Prozentpunkte gegenüber dem Vergleichs-
jahr gestiegen (vgl. Abbildung 27).

terbildung teilnehmenden Beschäftigten gestellt. Das 
IAB-Betriebspanel ist somit eine wichtige Datenquelle in 
der aktuellen Diskussion um Weiterbildung.45 

Bereitschaft der Arbeitgeber, berufliche Weiterbil-
dung von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen zu unter-
stützen, nimmt zu .

Wie auch in anderen westdeutschen Bundesländern ist 
in Nordrhein-Westfalen seit Jahren ein kontinuierlicher 
Anstieg weiterbildungsaktiver Betriebe zu beobachten. 

informelles, nichtorganisiertes Lernen am Arbeitsplatz 
ebenso zum Erwerb von neuen Kenntnissen bzw. zur An-
passung und Erweiterung der individuellen Qualifikation 
führen, wie der Besuch von organisierten Lehrgängen. 
Im Rahmen des IAB-Betriebspanels werden im Fragen-
komplex „Berufliche Weiterbildung“ daher sowohl orga-
nisiertes Lernen als auch informelle Formen des Erwerbs 
beruflichen Wissens abgebildet. Hierzu ist anzumerken, 
dass bereits die Zuordnung der einzelnen Formen beruf-
licher Weiterbildung zu einer der beiden Hauptgruppen 
in der Forschungspraxis unterschiedlich gehandhabt 
wird. So gilt z. B. in dem vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung herausgegebenen „Integrierten 
Gesamtbericht zur Weiterbildungssituation in Deutsch-
land“ (Berichtssystem Weiterbildung) der Besuch von 
Lehrgängen, Seminaren u. ä. als formale Weiterbildung, 
der Besuch von kurzzeitig stattfindenden Veranstaltun-
gen wie Vorträge oder Tagungen dagegen als informelle 
Weiterbildung.44 
 
Im IAB-Betriebspanel wird in regelmäßigen Abständen 
danach gefragt, ob Betriebe Weiterbildung fördern, wie 
viele Mitarbeiter an Weiterbildung teilnehmen und welche 
konkreten Formen der Weiterbildung genutzt werden. 
Darüber hinaus werden Fragen zur Struktur der an Wei-

3.1 Inner- und außerbetriebliche 
Weiterbildung. 

Vor dem Hintergrund des Strukturwandels der Arbeit, 
der Globalisierung und des demografischen Wandels 
ist die Bedeutung von Weiterbildung unbestritten. Die 
berufliche Erstausbildung allein reicht oftmals nicht aus, 
Beschäftigung und Einkommen dauerhaft zu sichern. 
Beispielsweise sind im Zusammenhang mit neu einge-
setzten Technologien seitens der Beschäftigten Anpas-
sungsleistungen erforderlich, die in vielen Fällen nur mit 
betrieblicher Weiterbildung ermöglicht werden. Neben 
der betrieblichen Ausbildung gehört die betriebliche 
Weiterbildung daher zu den wichtigsten Strategien zum 
Erhalt und zur Weiterentwicklung der Humanressourcen 
und damit zur Deckung des Fachkräftebedarfs. Über Wei-
terbildung wird nicht nur die Qualifikation der Beschäf-
tigten an die sich entwickelnden Herausforderungen an-
gepasst und damit die Weiterentwicklung der Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen unterstützt. Diese spielt auch eine 
zentrale Rolle bei innerbetrieblichen Veränderungen, die 
durch technische Neuerungen oder Umstrukturierungen 
ausgelöst werden. 

Mit Weiterbildung sind gemeinhin alle Lernprozesse ge-
meint, in denen Beschäftigte ihre fachlichen Fähigkeiten 
und Kenntnisse anpassen bzw. erweitern, um so neue 
Entwicklungen im Beruf zu meistern.43 Eine stärkere 
begriffliche Eingrenzung ist zwangsläufig mit gewissen 
Schwierigkeiten verbunden, weil in der betrieblichen 
Praxis vielfältige Formen des Lernens auftreten. So kann 

3. Betriebliche Weiterbildung.

43 Der Begriff Fortbildung wird häufig in der gleichen Bedeutung wie 
Weiterbildung gebraucht. Oft bezeichnet der Begriff Fortbildung Maßnah-
men, die der Verbesserung der Qualifikation am Arbeitsplatz dienen, also 
berufliche Weiterbildung meinen. Im SGB III wurde der Begriff Fortbil-
dung dagegen durch den Begriff Weiterbildung abgelöst. 
44 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.): Berichts-
system Weiterbildung IX. Integrierter Gesamtbericht zur Weiterbildungs-
situation in Deutschland, Bonn, 2006.

45 Bei der Interpretation der nac hfolgenden Befunde sowie bei Verglei-
chen dieser mit Befunden anderer Untersuchungen ist zu berücksich-
tigen, dass sich sämtliche Angaben zur Weiterbildung auf das erste 
Halbjahr 2007 beziehen. Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass 
ausschließlich betrieblich unterstützte Weiterbildung erfasst wird. Weiter-
bildungsaktivitäten, die von den Betrieben nicht unterstützt werden – im 
Sinne einer Kostenübernahme oder Freistellung –, wie z. B. individuell 
getragene Weiterbildung von Beschäftigten in der Freizeit und auf eigene 
Kosten, sind nicht Bestandteil der Befragung.
46 Im Durchschnitt der übrigen westdeutschen Bundesländer fielen die 
Anteilszuwächse gegenüber 2005 weniger stark aus bzw. verringerten 
sich sogar. Bei Kleinstbetrieben stieg der Anteil von Betrieben mit Förde-
rung von Weiterbildung von 34 auf 35 Prozent, bei Kleinbetrieben von 62 
auf 63 Prozent und bei Mittelbetrieben fiel er von 84 auf 83 Prozent.

Abbildung 27: Entwicklung des Anteils von Betrieben mit Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen, 2001 bis 2007 
(jew. erstes Halbjahr).

Die Differenzierung der Ergebnisse nach Wirtschafts-
zweigen zeigt folgendes Bild. An der Spitze steht das 
Kredit- und Versicherungsgewerbe: Rund 80 Prozent 
der Betriebe in diesem Bereich der Wirtschaft förderten 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen. Überdurchschnitt-
lich hohe Anteile waren auch in den beiden Bereichen 
Gesundheits- und Sozialwesen sowie Erziehung und 
Unterricht zu beobachten. Einen demgegenüber unter-
durchschnittlichen Anteil weisen das Baugewerbe sowie 
die Übrigen Dienstleistungen auf. Im Hinblick auf die 
verschiedenen Betriebsgrößenklassen zeigt sich, dass 
Betriebe aller Größenklassen ihre Aktivitäten tendenziell 
verstärkt haben, wobei vor allem Kleinstbetriebe und Mit-
telbetriebe auffallen. In beiden Gruppen ist der Anteil von 
Betrieben mit Weiterbildungsaktivitäten in den letzten 
sieben Jahren zum Teil deutlich gestiegen. Generell gilt, 
dass der Anteil der Betriebe, die Weiterbildungsmaßnah-

men unterstützen, mit der Betriebsgröße zunimmt (vgl. 
Abbildung 28).46
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Weiterbildungsformen, die vor allem auf die betriebliche 
Praxis in Großbetrieben zugeschnitten sind, wie z. B. 
Jobrotation oder Qualitätszirkel, spielen in kleineren Be-
trieben erwartungsgemäß ebenfalls eine deutliche kleiner 
Rolle als bei größeren Betrieben.

kleinere Betriebe haben interne Weiterbildungsangebote 
dagegen eine tendenziell geringere Bedeutung als für 
größere Betriebe. Dies erscheint plausibel, da die Umset-
zung solcher internen Maßnahmen im eigenen Betrieb 
entsprechende räumliche und personelle Kapazitäten vo-
raussetzt, und somit erst ab einer bestimmten Betriebs-
größe sinnvoll möglich ist (vgl. Abbildung 29).

Lernformen der Vorzug gegeben wird. An der Spitze ste-
hen Angebote von externen Bildungsträgern: 83 Prozent 
der befragten Betriebe mit Weiterbildungsaktivitäten stell-
ten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für die Teilnahme an 
solchen externen Kursen, Seminaren, Lehrgängen u. ä. frei 
bzw. übernahmen ganz oder teilweise die Kosten dafür. 
Mit deutlichem Abstand folgen an zweiter Stelle die traditi-
onelle Unterweisung und Einarbeitung am Arbeitsplatz (56 
Prozent) sowie Vorträge, Fachtagungen und Messever-
anstaltungen, deren Besuch von 51 Prozent der Betriebe 
unterstützt wurde. Rund 46 Prozent boten interne Kurse, 
Lehrgänge oder Seminare an. Eine nach Betriebsgrö-
ßenklassen differenzierte Betrachtung der unterstützten 
Formen beruflicher Weiterbildung zeigt folgende Zusam-
menhänge: Je größer ein Betrieb, desto größer ist auch 
die Vielfalt der genutzten Weiterbildungsformen durch 
den einzelnen Betrieb. Für kleinere Betriebe sind vor allem 
externe Möglichkeiten der Weiterbildung von Bedeutung, 
wie Kurs- und Seminarangebote von externen Anbietern, 
ebenso wie der Besuch von Fachtagungen, Vorträgen oder 
Messen. Diese Formen der Weiterbildung sind zwar auch 
für größere Betriebe von relativ hoher Bedeutung. Diese 
haben jedoch auf Grund der umfangreicheren Kapazitäten 
im Betrieb weit mehr Möglichkeiten, die Nutzung externer 
Weiterbildungsangebote auch durch interne Aktivitäten zu 
ergänzen. Die Befunde zeigen z. B., dass bei Großbetrie-
ben die Durchführung von internen Lehrgängen genauso 
häufig verbreitet ist wie die Freistellung von Beschäftigten 
für den Besuch externer Weiterbildungslehrgänge. Für 

Betriebe mit hohem Anteil von qualifizierten Beschäf-
tigten engagieren sich stärker in Weiterbildung. 

Ob Betriebe sich für die berufliche Weiterentwicklung ih-
rer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen engagieren, hängt u. 
a. mit der Struktur der Arbeitsplätze, konkret mit der Be-
deutung von Qualifikation für die Erstellung des betrieb-
lichen Produktangebots bzw. des betrieblichen Dienst-
leistungsangebots zusammen. Insgesamt gibt es rund 
ein Drittel der Betriebe, bei denen mindestens 25 Prozent 
der Beschäftigten einfache Tätigkeiten ausüben.47 Zu den 
Branchen mit einer relativ h ohen Zahl von „Einfach-Be-
schäftigern“, also Betrieben mit einem Anteil von mindes-
tens 25 Prozent Einfacharbeitsplätzen, können das Ver-
arbeitende Gewerbe sowie die beiden Branchen Verkehr/
Nachrichtenübermittlung und Übrige Dienstleistungen 
gezählt werden. Die jeweiligen Anteile reichen hier von 37 
Prozent im Verarbeitenden Gewerbe bis zu 56 Prozent bei 
den Übrigen Dienstleistungen. Während im Durchschnitt 
rund 44 Prozent aller Betriebe die Weiterbildung ihrer Be-
schäftigten förderten, waren hierzu nur rund 33 Prozent 
der „Einfach-Beschäftigten“ bereit. Je geringer der Anteil 
qualifizierter Arbeitsplätze im Betrieb, umso geringer ist 
anscheinend auch die Bereitschaft, in die berufliche Wei-
terbildung der Beschäftigten zu investieren. 

Traditionelle Lehr- und Lernformen bevorzugt .

Die Betrachtung der unterstützten Formen beruflicher 
Weiterbildung zeigt, dass den traditionellen Lehr- und 

Abbildung 28: Entwicklung des Anteils von Betrieben mit Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen in einzelnen 
Betriebsgrößenklassen, 2001 bis 2007 (jew. Hj. 2007).

47 Die ermittelten Anteilswerte beziehen sich jeweils auf die Zahl aller Be-
schäftigten abzüglich Auszubildender bzw. Beamtenanwärter.

Abbildung 29: Inner- und außerbetriebliche Weiterbildungsmaßnahmen (Mehrfachnennungen möglich).

3.2 Struktur der Weiterbildungs-
teilnehmer und -teilnehmerinnen 

Nach der Ermittlung der Zahl der Betriebe, die Weiterbil-
dungsmaßnahmen förderten, wurden im aktuellen IAB-
Betriebspanel auch Angaben zur Zahl der Mitarbeiter, 
die an betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen im defi-
nierten Sinn (d. h. Freistellung bzw. Kostenübernahme) 
teilgenommen haben, erhoben. Dies ermöglicht den Aus-
weis einer Weiterbildungsquote, die im vorliegenden Be-
richt als Anteil der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die 
im Untersuchungszeitraum an Weiterbildungsmaßnah-
men teilgenommen haben, an allen Beschäftigten defi-
niert wird. Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels 
lag die so bestimmte Weiterbildungsquote bei 27 Pro-
zent, d. h. mehr als jeder vierte Beschäftigte in Nordrhein
Westfalen wurde in diesem Zeitraum von seinem Betrieb 
für den Besuch einer Weiterbildungsmaßnahme freige-
stellt bzw. erhielt eine vollständige oder teilweise Erstat-
tung von entstandenen Weiterbildungskosten. Wie die 
Ergebnisse der aktuellen Welle des IAB-Betriebspanels 
zeigen, partizipieren Frauen in etwa gleichem Maße von 
Maßnahmen beruflicher Weiterbildung wie ihre männli-
che Kollegen. So entsprach die Weiterbildungsquote der 

weiblichen Beschäftigten mit rund 28 Prozent in etwa der 
Quote ihrer männlichen Kollegen (26 Prozent). 

Zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen in Nord-
rhein-Westfalen gibt es wesentliche Abweichungen zum 
ermittelten Durchschnittswert, wobei die Werte von rund 
20 bis 35 Prozent reichen. Die höchsten Weiterbildungs-
quoten verzeichneten das Gesundheits- und Sozialwe-
sen, das Kredit- und Versicherungsgewerbe sowie die 
Branche Erziehung und Unterricht. In diesen Branchen 
nahmen jeweils rund 35 Prozent aller in diesen Bereichen 
der Wirtschaft beschäftigten Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen an mindestens einer der oben genannten Weiter-
bildungsaktivitäten teil. Mit Quoten von jeweils rund 20 
Prozent lagen das Verarbeitende Gewerbe, die Branche 
Übrige Dienstleistungen sowie die Öffentlich Verwaltung 
am unteren Ende des Spektrums. 

Unterdurchschnittliche Partizipation
gering qualifizierter Beschäftigter. 

Die aus zahlreichen Untersuchungen bekannte Erkennt-
nis, wonach sich vor allem jene Personen beruflich wei-
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4.1 Befristete Beschäftigung. 

Die vorangegangene Befragung hatte gezeigt, dass zu 
Beginn des Aufwärtstrends zahlreiche Betriebe noch zö-
gerten, ihren wieder gestiegenen Personalbedarf durch 
eine dauerhafte Verstärkung und Einbindung neuer Ar-
beitskräfte zu befriedigen. Obwohl zahlreiche Betriebe 
einstellten, wurden in vielen Fällen lediglich befristete 
Arbeitsverträge abgeschlossen. Dieses Einstellungsver-
halten wurde mit der Unsicherheit über die zukünftige 
Beschäftigungsentwicklung begründet. Angesichts der 
anhaltend guten Auftragslage zahlreicher Unternehmen 
konnte für die aktuelle Befragung vermutet werden, dass 
sich der Anteil von unbefristeten Einstellungen wieder 
verringert. Wie die Ergebnisse der aktuellen Befragung 
zeigen, hat sich diese Vermutung nicht bestätigt. Der An-
teil der lediglich befristet eingestellten Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen hat sich weiter erhöht. Insgesamt er-
hielten 46 Prozent aller neu eingestellten Personen einen 
zeitlich befristeten Arbeitsvertrag, wobei in den einzelnen 
Branchen von der Möglichkeit befristeter Einstellungen 
in sehr unterschiedlichem Maße Gebrauch gemacht wird. 
Überdurchschnittlich stark verbreitet waren befristete 
Einstellungen vor allem in der Branche Erziehung und 

Flexible, vom so genannten klassischen Normalarbeits-
verhältnis abweichende Beschäftigungsverhältnisse 
gewinnen zunehmend an Bedeutung. Diese Abweichun-
gen können sich beziehen auf die Beschäftigungsdauer 
(Befristung), den Beschäftigungsumfang (Teilzeitarbeit), 
den Verdienst (geringfügige Beschäftigung) oder die 
Flexibilität des Arbeitseinsatzes (Leiharbeit). Flexible Be-
schäftigungsverhältnisse werden kontrovers diskutiert, 
die damit verbundenen Chancen und Risiken ambivalent 
bewertet.49 Einerseits bieten sie den Betrieben einen 
größeren Gestaltungsspielraum beim Einsatz von Arbeit. 
Indem sie spezifischen betrieblichen Flexibilitätsbedürf-
nissen entgegenkommen, werden Zugangsbarrieren in 
Beschäftigung abgesenkt, was im Effekt zu mehr Be-
schäftigung führen kann. Beschäftigte können insofern 
profitieren, als diese besonderen Beschäftigungsformen 
wie z. B. Teilzeitarbeit in bestimmten Lebenslagen und 
gegebenen Rahmenbedingungen zu einer besseren Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie bzw. Freizeit beitragen 
können. Andererseits sind solche Beschäftigungsverhält-
nisse oftmals mit vergleichsweise ungünstigeren Arbeits-
bedingungen, geringerer Beschäftigungsstabilität und 
sozialer Sicherheit verbunden.50 

Im Folgenden wird die betriebliche Nutzung von flexiblen 
Beschäftigungsverhältnissen genauer untersucht: befris-
tete Beschäftigung, Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäf-
tigung sowie Leiharbeit. 

3.3 Fazit. 

Der Anteil der Betriebe, die die berufliche Weiterentwick-
lung ihrer Beschäftigten fördern, ist gestiegen, womit 
sich der bereits in den letzten Jahren zu beobachtende 
Trend eines Anstiegs weiterbildungsaktiver Betriebe 
fortgesetzt hat. Insgesamt wurden rund ein Viertel aller 
Beschäftigten von ihren Betrieben für den Besuch einer 
Weiterbildungsmaßnahme freigestellt bzw. erhielten eine 
vollständige oder teilweise Erstattung von entstandenen 
Weiterbildungskosten. Ob sich Betriebe für die berufliche 
Weiterentwicklung ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
engagieren, hängt u. a. mit der Struktur der Arbeitsplät-
ze, konkret mit der Bedeutung von Qualifikation für die 
Erstellung des betrieblichen Produktangebots bzw. des 
betrieblichen Dienstleistungsangebots zusammen. Be-
triebe mit einem überdurchschnittlich hohen Anteil von 
qualifizierten Beschäftigten unterstützen die berufliche 
Entwicklung ihrer Beschäftigten in höherem Maße und 
engagieren sich stärker in der Weiterbildung als Betriebe 
mit einem überdurchschnittlich hohem Anteil von Ein-
facharbeitsplätzen. Betriebe unterstützen insbesondere 
jene Personen, die bereits zu den überdurchschnittlich 
gut qualifizierten Arbeitskräften zählen. Demgegenüber 
profitieren un- und angelernte Arbeitskräfte in einem 
deutlich geringeren Maße von betrieblich unterstützen 
Weiterbildungsaktivitäten. Ihr Anteil an den Weiterbil-
dungsteilnehmern ist noch nicht einmal halb so hoch wie 
ihr Anteil an den Beschäftigten. Die einzelnen Beschäftig-
tengruppen profitierten somit in unterschiedlich hohem 
Maße von der Bereitschaft der Betriebe, die berufliche 
Weiterbildung ihrer Beschäftigten zu unterstützten.

terbilden, die bereits zu den überdurchschnittlich gut 
qualifizierten Arbeitskräften zählen, wird durch die Er-
gebnisse des IAB-Betriebspanels bestätigt. Beschäftigte 
mit abgeschlossener Berufsausbildung stellen zwar nur 
63 Prozent aller Beschäftigten, aber 72 Prozent aller von 
den Betrieben unterstützen Weiterbildungsteilnehmer. 
Demgegenüber profitieren un- und angelernte Arbeits-
kräfte in einem deutlich geringeren Maße von betrieblich 
unterstützen Weiterbildungsaktivitäten. Ihr Anteil an den 
Weiterbildungsteilnehmern ist mit lediglich 11 Prozent 
noch nicht einmal halb so hoch wie ihr Anteil an den Be-
schäftigten (vgl. Abbildung 30).48 

Diese ungleiche Teilhabe zeigt sich auch, wenn die Wei-
terbildungsaktivitäten separat für jede einzelne Qualifi-
kationsgruppe ermittelt wird. Die hierfür zu untersuchen-
de Frage lautet: Wie viele Einfachqualifizierte wurden, 
gemessen an der Gesamtzahl dieser Personen, in ihrer 
beruflichen Entwicklung durch ihre Arbeitgeber unter-
stützt. Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels 
haben innerhalb der zahlenmäßig kleinsten Qualifikati-
onsgruppe der Einfachqualifizierten – diese stellen rund 
ein Viertel aller Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen 
– lediglich 14 Prozent von betrieblichen gestützten Wei-
terbildungsaktivitäten profitieren können. Mit rund 33 
Prozent ist der Anteil bei der Gruppe von Beschäftigten 
mit Berufsausbildung mehr als doppelt so hoch. Mit Ab-
stand am stärksten partizipierten Beschäftigte mit einem 
Hochschulabschluss. Knapp 40 Prozent wurden von ihren 
Arbeitgebern durch Freistellung oder Kostenübernahme 
unterstützt. Der Anteil von Weiterbildungsteilnehmern 
war bei Beschäftigten mit Hochschulabschluss somit fast 
drei Mal so hoch wie bei den Einfachbeschäftigten. 

48 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.): Berichts-
system Weiterbildung IX. Integrierter Gesamtbericht zur Weiterbildungs-
situation in Deutschland, Bonn, 2006; G.I.B. (Hrsg.): Zwischenbilanz zur 
Umsetzung des Förderinstruments „Bildungsscheck NRW“, Materialien 
zum Programm-Monitoring, Juni 2008.

Abbildung 30: Struktur der von den Betrieben unterstützten Beschäftigten nach 
Qualifikationsgruppen Beschäftigte.

4. Entwicklung von flexiblen 
Beschäftigungsverhältnissen.

49 Vgl. Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen (Hrsg.): Sozialbericht NRW 2007. Armuts- und Reich-
tumsbericht, April 2007. 
50 Vgl. Pfeifer, C.: Beschäftigungswirkungen von befristeten Arbeitsverträ-
gen und Leiharbeit: Theoretische Überlegungen und empirische Evidenz, 
In: Beschäftigungsanalysen mit den Daten des IAB-Betriebspanels. Ta-
gungsband. Beiträge zum Workshop des IAB und IWH 2005. Halle 
2006. 
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befristet beschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitne-
hmer an der Gesamtzahl der gegenwärtig Beschäftigten. 
Dieser ist mit gegenwärtig rund sieben Prozent aller 
Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen zwar nach wie vor 
noch vergleichsweise gering. Der Blick auf die Entwick-
lung der letzten Jahre zeigt allerdings, dass der Anteil 
befristet Beschäftigter und damit der Stellenwert solcher 
Beschäftigungsverhältnisse in Nordrhein-Westfalen wie 
auch im übrigen Bundesgebiet weiter zunimmt (vgl. Ab-
bildung 32).51

Die Ergebnisse der Befragung machen deutlich, dass 
beim Einsatz von Befristungen nicht nur große Unter-
schiede zwischen Betrieben, die dem KSchG unterliegen 
und solchen, für die dies nicht der Fall ist, bestehen, 
sondern ebenso zwischen Mittelbetrieben und Großbe-
trieben, die entsprechenden Regelungen gleichermaßen 
unterliegen. 

Die gestiegene Bedeutung befristeter Arbeitsverträge bei 
Neueinstellungen blieb nicht ohne Einfluss auf den Anteil 

ten bestehende rechtliche Regelungen sein, die einem 
flexiblen Personaleinsatz gewisse Grenzen setzen. So 
können mit befristeten Einstellungen verschiedene, mit 
dem KSchG verbundene Restriktionen umgangen wer-
den. Hierfür spricht zunächst der Befund, dass der Anteil 
befristet Eingestellter an allen Eingestellten bei Betrieben 
mit mehr als 10 Beschäftigten, die den Regelungen des 
KSchG unterliegen, mit 48 Prozent deutlich höher ausfiel 
als bei Betrieben mit bis zu 10 Beschäftigten, für die dies 
nicht der Fall ist. Trotz der deutlichen Unterschiede zeigt 
der mit 29 Prozent keinesfalls unbedeutende Anteil von 
befristeten Einstellungen bei Betrieben, die dem KSchG 
nicht unterliegen, dass größere personalpolitische Hand-
lungsspielräume nicht zwangsläufig mit einem völligen 
Verzicht auf Befristungen einhergehen müssen, was 
insofern gegen den oben vermuteten Zusammenhang 
spricht. Generell gilt, dass das Instrument befristeter 
Einstellungen mit zunehmender Betriebsgröße an Bedeu-
tung gewinnt, dass Befristungen vor allem von mittleren 
und großen Betrieben genutzt werden. Insbesondere 
bei Großbetrieben, also Betrieben mit mindestens 250 
Beschäftigten, scheinen befristete Einstellungen immer 
mehr zur Regel zu werden: Fast zwei Drittel aller Perso-
naleinstellungen waren lediglich befristet (vgl. Abbildung 
31).

Unterricht, in der Land- und Forstwirtschaft sowie der 
Öffentlichen Verwaltung. In den drei genannten Branchen 
erhielten mindestens drei Viertel der neu eingestellten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer lediglich einen 
befristeten Vertrag. Überdurchschnittlich häufig wurde 
von Befristungen auch im Verarbeitenden Gewerbe sowie 
im Gesundheits- und Sozialwesen Gebrauch gemacht. 
Am seltensten nutzten demgegenüber die Arbeitgeber im 
Kredit- und Versicherungsgewerbe sowie im Baugewerbe 
die Möglichkeit, nur befristet einzustellen. Hier entfiel 
maximal ein Viertel der vorgenommenen Einstellungen 
auf befristete Arbeitsverhältnisse. Von vergleichsweise 
untergeordneter Bedeutung ist dieses Instrument auch in 
den beiden beschäftigungsstarken Dienstleistungsbran-
chen Unternehmensnahe sowie Übrige Dienstleistungen. 
Der unterschiedlich starke Einsatz von Befristungen in 
den einzelnen Branchen dürfte – neben unterschiedlich 
ausgeprägten Erwartungen hinsichtlich der weiteren wirt-
schaftlichen Entwicklung – mit generell unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen des Einsatzes von Arbeitskraft 
zusammenhängen. Im Fall der Land- und Forstwirtschaft 
bspw. kommt dem saisonalen Einsatz von Arbeitskräften 
eine deutlich höhere Bedeutung zu als in anderen Bran-
chen, was den vergleichsweise hohen Anteil dieser Art 
von Beschäftigungsverhältnissen in diesem Bereich der 
Wirtschaft erklären kann. Ebenfalls von Bedeutung dürf-

Abbildung 31: Anteil befristeter Einstellungen an allen Neueinstellungen nach Betriebsgrößenklassen 
(erstes Halbjahr 2007).

51 Die Entwicklung der Zahl befristet beschäftigter Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen kann auch vom Ausmaß des Einsatzes arbeitsmarkt-
politischer Maßnahmen durch Bund, Land, Kommunen und Bundesagen-
tur für Arbeit beeinflusst werden – sofern deren Teilnehmer statistisch 
als Beschäftigte gelten. In Abhängigkeit vom beschäftigungspolitischen 
Gewicht solcher Maßnahmen kann die Ausweitung der Teilnehmerzahlen 
solcher Programme auch zu einem Anstieg befristeter Arbeitsverhält-
nisse beitragen. Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels können 
schätzungsweise sieben Prozent der befristeten Arbeitsverhältnisse auf 
solche zurückgeführt werden, die im Rahmen von öffentlich geförderter 
Beschäftigung begründet wurden.

Abbildung 32: Entwicklung des Anteil befristet beschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
an allen Beschäftigten.

Bedeutung befristeter Arbeitsverhältnisse in den ein-
zelnen Bereichen der Wirtschaft unterschiedlich hoch. 

Die Bedeutung befristeter Arbeitsverhältnisse nimmt 
zwar zu, gleichzeitig konzentrieren sich solche Beschäfti-
gungsformen jedoch auf bestimmte Teile der Wirtschaft. 
Die Trennlinie verläuft dabei zwischen Produzierendem 
Gewerbe und Dienstleistungssektor. Mit Werten zwi-
schen drei und vier Prozent liegt der Beschäftigtenanteil 
befristet Beschäftigter in allen Bereichen des Produzie-
renden Gewerbes (Energiewirtschaft, Verarbeitendes 
Gewerbe, Baugewerbe) deutlich unter den Anteilswerten 
der einzelnen Bereiche des Dienstleistungssektors. In 
den beiden beschäftigungsstarken Branchen Gesund-
heits- und Sozialwesen sowie Unternehmensnahe Dienst-
leistungen bspw. ist der Anteil befristet Beschäftigter mit 
rund neun bis 12 Prozent um ein Vielfaches größer. 

Wie bereits bei den Einstellungen zeigen sich auch zwi-
schen den Betriebsgrößenklassen Unterschiede. Bei 

einer Einteilung der Betriebe entsprechend den Geltungs-
grenzen des KSchG ergibt sich folgende Verteilung: Bei 
Betrieben mit bis zu 10 Beschäftigten betrug der Anteil 
befristet Beschäftigter an allen Beschäftigten rund drei 
Prozent, bei Betrieben mit mehr als 10 Beschäftigten 
lag der Anteil bei sieben Prozent, war also etwa mehr 
als doppelt so hoch. Wiederum gilt, dass Befristete Be-
schäftigung mit steigender Betriebsgröße deutlich an 
Bedeutung gewinnt. Insgesamt reicht der Anteil befristet 
beschäftigter Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen an 
allen Beschäftigten von drei Prozent in Kleinstbetrieben 
bis neun Prozent in Großbetrieben. Damit ist der Anteil 
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Umwandlungen konnte die Zahl der Beschäftigten gegen-
über dem Vorjahr steigern. Dies war in der Gruppe der 
„Nicht-Umwandler“ nur bei rund 43 Prozent der Fall (vgl. 
Abbildung 33).

in solchen Betrieben erfolgten, in denen eine steigende 
Arbeitskräftenachfrage und somit eine positive Beschäf-
tigungsentwicklung zu verzeichnen war. Als Indikator 
wurde hierzu die Veränderung der Zahl der Beschäftigten 
im Jahresvergleich herangezogen. Die aufgeworfenen 
Vermutung wird durch die Daten der aktuellen Befragung 
bestätigt. Deutlich mehr als die Hälfte der Betriebe mit 

tungen an den Einstellungen von 45 auf 48 Prozent, bei 
Männern von 42 auf 45 Prozent gestiegen. Nach wie vor 
wurden Frauen etwas häufiger nur befristet eingestellt 
als Männer; der Abstand zwischen Frauen und Männern 
beträgt unverändert drei Prozentpunkte. 

Die Wahrscheinlichkeit für Frauen, lediglich befristet ein-
gestellt zu werden, war in den einzelnen Branchen – ge-
messen am Verhältnis des Frauenanteils an den Einstel-
lungen insgesamt sowie an den befristeten Einstellungen 
– unterschiedlich hoch (vgl. Tabelle 9).

befristet Beschäftigter in Großbetrieben dreimal so hoch 
wie in Kleinstbetrieben. Bei Kleinbetrieben und Mittel-
betrieben betragen die entsprechende Anteilswerte fünf 
bzw. acht Prozent. 

Frauen etwas häufiger befristetet eingestellt 
als Männer. 

Von dem insgesamt gestiegenen Anteil von Befristungen 
an den Neueinstellungen waren Frauen und Männer glei-
chermaßen betroffen. Bei Frauen ist der Anteil der Befris-

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. Sie sind 
daher nur eingeschränkt interpretierbar.

Personalnachfrage zunächst durch eine Aufstockung 
der Randbelegschaften. Dies drückt sich in der hohen 
Zahl von befristeten Einstellungen aus, die sich, wie oben 
dargestellt, weiterhin auf hohem Niveau bewegen. Wenn-
gleich immer noch viele Arbeitgeber bei der Verstärkung 
ihrer Stammbelegschaften zögern, wurden in zahlreichen 
Betrieben Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die zunächst 
lediglich befristet eingestellt wurden, im Verlauf des ers-
ten Halbjahres 2007 in ein unbefristetes Beschäftigungs-
verhältnis übernommen.52 Dies war in mehr als jedem 
vierten Betrieb mit befristet beschäftigten Arbeitskräften 
der Fall. Bezogen auf die in diesen Betrieben insgesamt 
befristet beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen lag der Anteil der Übernommenen bei rund 10 
Prozent (Westdeutschland ohne NRW: 10 Prozent). 

Es kann vermutet werden, dass Umwandlungen von 
befristeten in unbefristete Arbeitsverhältnisse vor allem 

So betrachtet wurden Frauen überdurchschnittlich häu-
fig in den Branchen Handel und Reparatur, Verkehr und 
Nachrichtenübermittlung, Unternehmensnahe Dienst-
leistungen sowie in der Öffentlichen Verwaltung lediglich 
befristet eingestellt. In diesen vier Branchen lag der 
Frauenanteil an den befristeten Einstellungen signifikant 
über ihrem Anteil an den Einstellungen insgesamt. In 
den beiden Branchen, in denen mehrheitlich Frauen ein-
gestellt wurden – Gesundheits- und Sozialwesen sowie 
Übrige Dienstleistungen – entsprach der Frauenanteil 
an den befristeten Einstellungen dagegen ihrem Anteil 
an den Einstellungen insgesamt oder lag sogar deutlich 
darunter. 

Übernahme von Beschäftigten aus einem befristeten
 in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis. 

In zahlreichen Betrieben erfolgte die Deckung des in
folge der verbesserten Konjunktur wieder gestiegenen 

52 Die Übernahme von Auszubildenden im Anschluss an ihre Ausbildung 
ist hiermit nicht gemeint.

Abbildung 33: Umwandlung von befristeten in unbefristete Arbeitsverhältnisse und Beschäftigungsentwicklung 
im Zeitraum vom 30.6.2006 bis 30.6.2007.

Zu den Branchen, in denen vergleichsweise häufig be-
fristete Arbeitskräfte in eine unbefristete Beschäftigung 
übernommen wurden, zählen das Verarbeitende Gewer-
be, das Baugewerbe und der Handel, wobei der Anteil von 
Wechslern in kleinen und mittelständischen Betrieben 
deutlich verbreiteter war als in Großbetrieben. Aufgrund 
der zum Zeitpunkt der Einstellung bestehenden Unsicher-
heiten hinsichtlich der künftigen Auftragslage haben die 
betreffenden Betriebe anscheinend zunächst auf befris-
tete Einstellungen zurückgegriffen. Die verbesserte bzw. 
stabilere Auftragslage dürfte dann in den betreffenden 
Unternehmen dazu geführt haben, auf die mit befris-
teten Einstellungen verbundenen Flexibilitätsvorteile 
bei der Gestaltung des Personalbestandes zu Gunsten 
der Absicherung des gestiegenen Fachkräftebedarfs zu 
verzichten und die Stammbelegschaften aufzustocken. 
In der Land- und Forstwirtschaft sowie der Branche 
Übrige Dienstleistungen waren Übernahmen befristet 
Beschäftigter demgegenüber relativ wenig verbreitet. Ein 
wachsender Arbeitskräftebedarf führt in diesen Branchen 
anscheinend in deutlich geringerem Maße zu einer Aus-
weitung der Stammbelegschaften. Dies könnte damit zu-

sammenhängen, dass der Arbeitskräfteeinsatz in diesen 
beiden Branchen deutlich stärker von saisonalen Effekten 
beeinflusst wird als in anderen Branchen, eine Übernahme 
befristeter Beschäftigter somit auch bei verbesserter Auf-
tragslage nur bedingt angestrebt wird. 

4.2 Teilzeitbeschäftigung. 

Die positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt infolge der 
Ausweitung der Beschäftigung in den letzten Jahren war 
zu einem nicht unerheblichen Umfang auf die deutliche 
Zunahme von Teilzeitstellen zurückzuführen.53 Diese Ent-
wicklung war bundesweit zu beobachten und führte dazu, 
dass die Teilzeitquote, d. h. der Anteil der Teilzeitbeschäf-

53 Die dem IAB-Betriebspanel zugrunde liegende Definition von Teilzeitar-
beit bezeichnet alle diejenigen Beschäftigten als Teilzeitarbeitskräfte, de-
ren Arbeitszeit unter der betrieblich vereinbarten (Voll-)Arbeitszeit liegt. 
Bei der Erfassung wird nicht zwischen „klassischer“, d. h. sozialversiche-
rungspflichtiger Teilzeitbeschäftigung einerseits und so genannten Mini-
Jobs andererseits unterschieden. Die im Rahmen des IAB-Betriebspanels 
erfasste Teilzeitbeschäftigung beinhaltet somit auch Arbeitsverhältnisse 
mit geringer Stundenzahl, sprich geringfügige Beschäftigung bzw. Mini-
Jobs.
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gewerbe) wenig verbreitet. Hier liegen die Teilzeitquoten 
mit Werten zwischen sechs und 12 Prozent deutlich unter 
dem Durchschnittswert anderer Branchen. Teilzeitbe-
schäftigung ist somit vor allem in jenen Branchen relativ 
stark verbreitet, in denen Frauen einen hohen Anteil an 
den Beschäftigten ausmachen. Neben dem Gesundheits- 
und Sozialwesens zählen hierzu u. a. die Branchen Erzie-
hung und Unterricht sowie Übrige Dienstleistungen (vgl. 
Abbildung 35).

Wie bereits angedeutet, unterscheiden sich die einzel-
nen Branchen im Hinblick auf den Einsatz von Teilzeit-
beschäftigung deutlich voneinander. Diese Form der 
Beschäftigung wird vor allem in einzelnen Bereichen des 
Dienstleistungssektors intensiv genutzt, insbesondere im 
Gesundheits- und Sozialwesen: Mehr als 40 Prozent der 
Beschäftigten in dieser Branche arbeiten auf einer Teil-
zeitstelle. Demgegenüber ist der Einsatz von Teilzeitbe-
schäftigung in den Branchen des Produzierenden Gewer-
bes (Energiewirtschaft, Verarbeitendes Gewerbe, Bau-

fortgesetzt. Während im Jahr 2006 bereits rund jeder 
vierte Beschäftigte auf einer Teilzeitstelle tätig war (25 
Prozent), lag der entsprechende Anteil im letzten Jahr 
mit rund 24 Prozent erstmals geringfügig unter dem Vor-
jahreswert (vgl. Abbildung 34).

tigten an allen Beschäftigten, in Nordrhein-Westfalen 
wie auch im übrigen Bundesgebiet deutlich gestiegen 
ist. Wenngleich die Bedeutung von Teilzeitbeschäftigung 
in den letzten Jahren tendenziell zunahm, hat sich der 
bisherige Trend einer Ausweitung von Teilzeitbeschäf-
tigung zumindest in der jüngsten Vergangenheit nicht 

54 Aufgrund der unterschiedlichen Erfassungskriterien können die Zahlen 
des IAB-Betriebspanels nicht mit denen der offiziellen Statistik der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) verglichen werden. Von der BA werden nur 
jene Beschäftigten als Teilzeitarbeitskräfte eingestuft, die sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt sind und 15 oder mehr Wochenstunden, aber 
weniger als die volle tarifliche Stundenzahl arbeiten. Arbeitskräfte, die 
weniger als 15 Wochenstunden beschäftigt sind, werden demnach in der 
Statistik der Bundesagentur nicht zu den Teilzeitkräften gezählt 
55 Die seit den 80er Jahren kontinuierlich zunehmende Teilzeitbeschäfti-
gung wurden von einigen Arbeitsmarktforschern u.a. mit der anhaltend 
hohen Arbeitslosigkeit und damit fehlenden Vollzeit-Beschäftigungsoptio-
nen erklärt (vgl. z. B. Hoffmann, E.; Walwei, U.: Erosion oder Renaissance 
der Normalarbeit? IAB-Kurzbericht Nr. 16/2000). 
56 Im Hinblick auf erfolgte Einstellungen wird lediglich erfasst, ob es sich 
um befristete oder unbefristete Stellen handelt. Eine Unterscheidung 
nach dem Umfang der Wochenarbeitszeit erfolgt demgegenüber nicht, 
weshalb eine Teilzeitquote zwar für die Beschäftigten insgesamt, nicht 
jedoch für die vorgenommenen Einstellungen berechnet werden kann.

Abbildung 34: Entwicklung der Teilzeitquote von 2000–2007.

Trotz des jüngsten Rückgangs der Teilzeitbeschäftigung 
muss berücksichtigt werden, dass der aktuelle Wert 
allerdings allerdings immer noch deutlich über den Quo-
ten der vergangenen Jahre – mit Ausnahme des Jahres 
2006 – liegt.54 Ob die leicht g esunkene Bedeutung von 
Teilzeitstellen auf die verbesserte Arbeitsmarktlage und 
die damit verbundenen, umfangreicheren (Vollzeit-)
Beschäftigungsmöglichkeiten in Nordrhein-Westfalen 
zurückgeführt werden kann, lässt sich nicht belegen.55 
Dagegen spricht, dass die Teilzeitquote auch in sol-
chen Jahren gesunken ist, wie z. B. 2004 und 2005, die 
durch Beschäftigungsabbau und hohe Arbeitslosigkeit 
gekennzeichnet waren. Von größerem Einfluss dürfte 
der Strukturwandel der Wirtschaft sein, in dessen Folge 
teilzeitferne Branchen wie das Verarbeitende Gewerbe 
tendenziell an Bedeutung verlieren, teilzeitnahe Branchen 
wie das Gesundheitswesen an Bedeutung gewinnen. Dies 
hätte nun eher eine weitere Steigerung der Teilzeitquote 
erwarten lassen müssen. Eine Besonderheit des jüngsten 
Aufschwungs ist allerdings, dass der Beschäftigungs-
zuwachs in hohem Maße von klassischen Branchen des 
Produzierenden Gewerbes getragen wurde. Wenngleich 
bei den vorgenommenen Einstellungen nicht der Umfang 
der Arbeitszeit ermittelt wurde, ist aufgrund der gege-
benen Beschäftigtenstrukturen anzunehmen, dass z. B. 

im Verarbeitenden Gewerbe vor allem Vollzeitstellen 
geschaffen wurden.56 Ob mit der jüngsten Entwicklung 
eine Abkehr vom bisherigen Trend ve r-bunden ist oder 
dieser sich weiter fortsetzt, lässt sich anhand der ak-
tuellen Daten zwar nicht sicher beantworten. Da der 
geringfügige Rückgang der Teilzeitquote im letzten Jahr 
möglicherweise mit den jüngst wieder gestiegenen Ein-
stellungsaktivitäten in jenen Branchen zusammenhängen 
könnte, in denen der Einsatz von Teilzeitbeschäftigung 
eine vergleichsweise untergeordnete Rolle spielt, dürfte 
die weitere Entwicklung in hohem Maße vom Gewicht 
der zukünftigen Einstellungsaktivitäten in den einzelnen 
Branchen abhängen. 

Abbildung 35: Frauenanteil an den Beschäftigten und Teilzeitquote in einzelnen Branchen. 

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. Sie sind 
daher nur eingeschränkt interpretierbar.

Insgesamt entfallen 82 Prozent aller Teilzeitstellen in 
Nordrhein-Westfalen auf Frauen (2006: 80 Prozent). 
Demnach wird lediglich rund eine von fünf Teilzeitstellen 
von einem Mann besetzt. Während von allen beschäf-
tigten Frauen fast die Hälfte in Teilzeit arbeitet, sind es 
bei Männern deutlich weniger als 10 Prozent: Lediglich 
sieben vH männlichen Beschäftigten arbeiten auf einer 
Teilzeitstelle. Wenngleich Teilzeitarbeit damit weiterhin 
eine Domäne der weiblichen Beschäftigten bleibt, gibt 
es einige wenige Branchen, in denen der Anteil von Teil-
zeitstellen, der auf Männer entfällt, deutlich über dem 
allgemeinen Durchschnitt liegt. In der Branche Verkehr 
und Nachrichtenübermittlung bspw. entfallen mehr als 
ein Drittel aller Teilzeitstellen auf Männer. Ähnlich hoch 
ist der Anteil in der Land- und Forstwirtschaft, wo rund 
31 Prozent aller Teilzeitstellen mit Männern besetzt sind. 
Demgegenüber stehen die beiden Branchen Kredit- und 
Versicherungsgewerbe sowie Gesundheits- und Sozial-
wesen, wo mit 93 bzw. 92 Prozent nahezu alle Teilzeit-
stellen mit Frauen besetzt sind. 

Geringfügige Beschäftigung – Mini-Jobs. 

Die geringfügige Beschäftigung ist eine explizit geregelte 
besondere Form der Teilzeitbeschäftigung.57 Geringfügi-
ge Beschäftigungsverhältnisse haben in den letzten Jah-
ren, nicht zuletzt befördert durch das vor einigen Jahren 
in Kraft getretene Zweite Gesetz für Moderne Dienstleis-

57 Die Geringfügigkeit solcher Beschäftigungsverhältnisse kann sich 
zum einen daraus ergeben, dass das monatliche Arbeitsentgelt des Be-
schäftigten eine bestimmte Entgeltgrenze regelmäßig nicht übersteigt. 
Zum anderen kann die Geringfügigkeit aus der (kurzen) zeitlichen Dauer 
der Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres resultieren. Solche 
„Mini-Jobs“ liegen demnach vor, wenn das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht 
übersteigt oder die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf 
längstens zwei Monate oder 50 Arbeitstage begrenzt ist. Konsequenz 
der Einordnung einer Tätigkeit als geringfügig ist, dass in der Beschäfti-
gung grundsätzlich Versicherungsfreiheit besteht. Der Vorteil, dass das 
Arbeitsentgelt ohne Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen verbleibt, 
kann zugleich als Nachteil der Geringfügigkeit einer Beschäftigung ange-
sehen werden. Geringfügig Beschäftigte sind – mit Ausnahme der Unfall-
versicherung – in allen Versicherungszweigen einschließlich der Arbeits-
losenversicherung versicherungsfrei und genießen somit grundsätzlich 
nicht den Schutz der Sozialversicherung. Aufgrund der Versicherungsfrei-
heit stehen ihnen keine Ansprüche auf Leistungen aus der Arbeitslosen-, 
Kranken- oder Pflegeversicherung zu. 
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Im Verarbeitenden Gewerbe oder im Baugewerbe liegt 
der Anteil dieser Art von Beschäftigungsverhältnissen 
deutlich unter dem Durchschnitt. 

Im Hinblick auf den Anteil vollzeitbeschäftigter Midi-Job-
ber an den Midi-Jobbern insgesamt sind die Unterschie-
de zwischen den Branchen noch größer. Bemerkenswert 
ist insbesondere der Bereich der Übrigen Dienstleistun-
gen (u. a. Hotel und Gaststättengewerbe, Friseur- und 
Kosmetikgewerbe), wo der Anteil vollzeitbeschäftigter 
Midi-Jobber deutlich höher ausfällt als in allen anderen 
Branchen. Hier sind insgesamt drei Prozent der Beschäf-
tigten als Midi-Jobber beschäftigt; von diesen arbeiten 
26 Prozent in Vollzeit. Unterschiede bestehen auch 
zwischen den einzelnen Betriebsgrößenklassen. Wäh-
rend in Großbetrieben der Anteil vollzeitbeschäftigter 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen mit einem Brutto-
Monatsverdienst zwischen 400,01 und 800 Euro an allen 
Beschäftigten relativ gering ist, trifft dies auf rund 20 
Prozent aller Midi-Jobber in Kleinstbetrieben zu. 

Es lässt sich festhalten: Geringfügige Beschäftigung wird 
zwar in vielen Wirtschaftsbereichen genutzt, konzentriert 
sich aber – gemessen an der beschäftigungspolitischen 
Bedeutung dieser Art von Arbeitsverhältnissen – auf eini-
ge wenige Branchen des Dienstleistungssektors und wird 
dort vor allem von kleineren Betrieben genutzt. 

4.3 Leiharbeit. 

Leiharbeit soll Schwankungen bei der Auftragslage 
oder beim Personalbestand (Mutterschaft, Krankheit, 
Urlaub usw.) der entleihenden Firma ausgleichen. Die 
mit dem Kündigungsschutz verbundenen Kündigungs-
(Entlassungs-)kosten bei permanent Beschäftigten sowie 
die Rekrutierungs-(Such-)kosten nach geeignetem Per-
sonal entfallen.59 Die Nutzung dieser Beschäftigungsform 
wird nach wie vor kontrovers diskutiert. Während von den 
Befürwortern vor allem der Beitrag zur Flexibilisierung 
des betrieblichen Arbeitseinsatzes, des Arbeitsmarktes 
und zum Abbau von Arbeitslosigkeit herausgestellt wird, 
befürchten Kritiker eine Schlechterstellung der Leihar-
beitskräfte gegenüber traditionell beschäftigten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern und ein Unterlaufen 
von Sozialstandards.60 

In den letzten Jahren hat die Zahl der Leiharbeitskräfte in 
Nordrhein-Westfalen wie auch in Deutschland insgesamt 
zugenommen, nicht zuletzt begünstigt durch entspre-
chende gesetzliche Veränderungen im Hinblick auf die 

chenspezifischen Anteil geringfügiger Beschäftigungsver-
hältnisse an den in den jeweiligen Branchen beschäftigten 
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen ergibt sich folgen-
de Verteilung (vgl. Abbildung 36).

Die mit Abstand meisten Mini-Jobber sind im Dienstleis-
tungssektor tätig. Auf den ersten vier Plätzen rangieren 
ausschließlich Branchen dieses Sektor. Mit deutlichem 
Abstand auf die weiteren Plätze rangiert die Branche 
Handel und Reparatur ganz oben. Mehr als jeder vierte 
Mini-Jobber ist in diesem Bereich der Wirtschaft tätig. 
Es folgen die Übrigen sowie die Unternehmensnahen 
Dienstleistungen und das Gesundheits- und Sozialwesen. 
Zusammen beschäftigen diese Branchen fast drei Viertel 
aller Mini-Jobber. 

Im Vergleich der Betriebsgrößenklassen fällt der höhere 
Beschäftigtenanteil geringfügig Beschäftigter bei klei-
neren Betrieben auf. So liegt der Anteil geringfügiger 
Beschäftigter an den Beschäftigten bei Betrieben mit 
weniger als 10 bzw. weniger als 50 Beschäftigten mit 21 
bzw. 20 Prozent deutlich über, bei Betrieben mit mindes-
tens 50 bzw. mindestens 250 Beschäftigten mit acht bzw. 
fünf Prozent deutlich unter dem Durchschnitt Nordrhein-
Westfalens. Dementsprechend entfallen rund 70 Prozent 
aller geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse auf Klein-
stund Kleinbetriebe, lediglich 30 Prozent auf mittlere und 
größere Betriebe. Der Anteil der kleineren Betriebe an den 
Mini-Jobbern verhält sich damit umgekehrt proportional 
zu den Anteilen derselbigen an der Gesamtbeschäftigung 
in Nordrhein-Westfalen. 

Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse zwischen 
400,01 und 800 Euro. 

Als geringfügig Beschäftigte gelten auch Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen mit einem Brutto-Monatsver-
dienst zwischen 400,01 und 800 Euro (Midi-Jobber). Im 
Gegensatz zu den oben beschriebenen geringfügigen Be-
schäftigungsverhältnissen bis 400 Euro werden Beschäf-
tigungsverhältnisse im Einkommensbereich ab 400,01  
individuell besteuert. Dadurch genießen die betreffenden 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen den gesamten 
Schutz aller Sozialversicherungszweige. 

Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels beträgt 
der Anteil von Beschäftigten mit einem Brutto-Monatsver-
dienst zwischen 400,01 und 800 Euro an allen Beschäftig-
ten in Nordrhein-Westfalen rund drei Prozent. Mit einem 
Anteil von rund 88 Prozent arbeitet die große Mehrheit 
dieser Beschäftigten auf einer Teilzeitstelle. Rund 12 Pro-
zent dieser Beschäftigten arbeiten auf Vollzeitstellen. Ent-
sprechend der bereits oben dargestellten Unterschiede 
zwischen Produzierendem Gewerbe einerseits und Dienst-
leistungssektor andererseits hinsichtlich der Bedeutung 
von Teilzeitstellen finden sich Mini-Jobs erwartungsge-
mäß vor allem in den einzelnen Dienstleistungsbranchen. 

der einen und dem Dienstleistungssektor auf der anderen 
Seite verläuft. In den drei Branchen des Produzierendes 
Gewerbes – Energiewirtschaft, Verarbeitendes Gewerbe 
Baugewerbe – setzen zwischen 24 und 50 Prozent aller 
Betriebe Mini-Jobber ein. In den einzelnen Branchen des 
Dienstleistungssektors – mit Ausnahme der Öffentlichen 
Verwaltung und des Kredit- und Versicherungsgewer-
bes – werden Mini-Jobber demgegenüber von einer zum 
Teil deutlich höheren Zahl von Betrieben eingesetzt. An 
der Spitze steht das Gesundheits- und Sozialwesen: Hier 
beschäftigten zum Stichtag 30.6.2007 rund 79 Prozent 
der Betriebe Mini-Jobber. Auch in den Branchen Handel 
und Reparatur, Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
sowie Übrige Dienstleistungen setzen zahlreiche Betriebe 
auf diese Beschäftigungsverhältnisse. Die Anteilswerte 
reichen in diesen Branchen von 58 bis 63 Prozent. In 
Bezug auf den Anteil der Mini-Jobber an der Gesamtzahl 
der Beschäftigten sind die Unterschiede zwischen den 
einzelnen Branchen noch offensichtlicher. Mit 29 Prozent 
ist der Anteil von Mini-Jobbern in der Branche Übrige 
Dienstleistungen fast dreimal so hoch wie im Verarbei-
tenden Gewerbe, wo dieser lediglich 10 Prozent beträgt. 
Neben den Übrigen Dienstleistungen finden sich über-
durchschnittlich hohe Anteile auch im Handel (Beschäf-
tigtenanteil der Mini-Jobber: 20 Prozent), in der Branche 
Verkehr und Nachrichtenübermittlung (16 Prozent), im 
Gesundheits- und Sozialwesen (14 Prozent) sowie in der 
Land- und Forstwirtschaft (24 Prozent). 

Im Ergebnis der Verbindung aus dem generellen Beschäf-
tigungsgewicht der einzelnen Branchen und dem bran-

tungen am Arbeitsmarkt, an Bedeutung gewonnen. Aus 
Sicht der Betriebe dürften vor allem personalpolitische 
Erwägungen eine Rolle beim Einsatz dieser Beschäfti-
gungsform spielen. Geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse tragen zur Schaffung flexiblerer Strukturen bei, 
in deren Rahmen der Mitarbeitereinsatz einem schwan-
kenden Arbeitsaufkommen angepasst werden kann. 
Geringfügige Beschäftigung bietet also die Möglichkeit, 
einem saisonalen oder stoßzeitbedingten Mehrbedarf 
an Arbeitskräften zu begegnen oder Krankheits- und Ur-
laubszeiten zu überbrücken. In Bezug auf die Verteilung 
ihrer Arbeitszeiten sind Mini-Jobber – bei oftmals ge-
ringeren Personalkosten – in der Regel flexibler als ihre 
sozialversicherungspflichtig beschäftigten Kollegen und 
Kolleginnen einsetzbar. 

Wie die Ergebnisse des IAB-Betriebspanels belegen, ist 
der Anteil von Betrieben mit geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen auch im letzten Jahr wieder gestie-
gen und beträgt mittlerweile 56 Prozent, was eine Stei-
gerung um rund fünf Prozentpunkte gegenüber dem Vor-
jahreswert bedeutet (Westdeutschland ohne NRW 2007: 
52 Prozent, 2006: 49 Prozent). Demgegenüber ist der 
Anteil der geringfügig Beschäftigten an allen Beschäftig-
ten nicht weiter angestiegen und beträgt wie bereits im 
vorangegangenen Jahr rund 12 Prozent (Westdeutsch-
land ohne NRW 2007: 13 Prozent, 2006: 12 Prozent).58 
In den einzelnen Bereichen der Wirtschaft werden die 
Möglichkeiten des Einsatzes geringfügiger Beschäftigung 
in unterschiedlich starkem Maße genutzt, wobei die 
Trennlinie zwischen dem Produzierendem Gewerbe auf 

58 Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die eine geringfügige Beschäf-
tigung ausüben, sind Teilzeitbeschäftigte nach dem Teilzeit- und Befri-
stungsgesetz (§ 2 Abs. 2 TzBfG). Die dargestellten Zahlen dürfen somit 

Abbildung 36: Verteilung der geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen auf die 
einzelnen Branchen.

59 Hagen, T.; Boockmann, B.: Determinanten der Nachfrage nach be-
fristeten Verträgen, Leiharbeit und freier Mitarbeit, In: Bellmann, L.; 
Kölling, A.: Betrieblicher Wandel und Fachkräftebedarf, Beiträge zur Arbe-
itsmarkt- und Berufsforschung Nr. 257, Nürnberg, 2002. 
60 Vgl. Promberger, M. u.a.: Leiharbeit im Betrieb. Strukturen, Kontexte 
und Handhabung einer atypischen Beschäftigungsform, Nürnberg Juli 
2006. 

nicht zu den weiter vorne präsentierten Angaben zur Teilzeitbeschäfti-
gung hinzugezählt werden.
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4.4 Fazit. 

Die Erwerbstätigkeit ist durch einen starken Wandel ge-
kennzeichnet. Das traditionelle Normalarbeitsverhältnis 
in Form einer abhängigen Vollzeitbeschäftigung von un-
befristeter Dauer verliert immer mehr an Bedeutung, die 
Flexibilität des Arbeitseinsatzes nimmt zu. Der Bedeu-
tungsverlust klassischer Erwerbsformen wird zwar durch 
das Vordringen des Dienstleistungssektors besonders 
verstärkt, dieser Trend ist jedoch weit verbreitet und 
zeigt sich – wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß – 
inzwischen in nahezu allen Branchen. Wenngleich flexible 
Beschäftigungsverhältnisse wie Teilzeitarbeit, geringfügi-
ge und befristete Beschäftigung sowie Zeitarbeit immer 
mehr an Bedeutung gewinnen, war die jüngste Entwick-
lung mit differenzierten Effekten verbunden. Während 
der Anteil geringfügig Beschäftigter auf dem Niveau des 
Vorjahres verharrte und die Teilzeitquote sogar leicht 
gesunken ist, ist die Bedeutung befristeter Arbeitsver-
hältnisse sowie von Leiharbeit weiter gestiegen. Ob mit 
der jüngsten Entwicklung eine Abkehr vom bisherigen 
Trend verbunden ist oder dieser sich weiter fortsetzt, 
lässt sich anhand der aktuellen Daten daher nicht sicher 
beantworten. Die Entwicklung der letzten Jahre spricht 
jedoch eher für eine weitere Flexibilisierung der Beschäf-
tigungsverhältnisse. Ob mit der größeren Vielfalt der Er-
werbsformen Probleme für die betroffenen Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen, insbesondere für ihre soziale 
Absicherung resultieren, hängt zwar von vielen unter-
schiedlichen Faktoren ab. Es kann aber davon ausgegan-
gen werden, dass sich mit der abnehmenden Bedeutung 
traditioneller Arbeitsverhältnisse nicht nur weit reichende 
soziale Risiken für die Betroffenen verbinden – je länger 
während der Erwerbsbiografie bspw. Niedrigeinkommen 
bezogen werden, desto geringer sind die zu erwartenden 
Rentenansprüche –, sondern auch für die sozialen Siche-
rungssysteme. Angesichts der engen Kopplung letzterer 
an klassische Formen der Arbeit wirft dies die Frage nach 
der zukünftigen institutionellen Ausgestaltung der Sozial-
versicherungssysteme auf. 
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betrieben zeigt sich folgende Struktur: Bei rund sechs 
Prozent aller Großbetriebe in Nordrhein-Westfalen liegt 
der Leiharbeiteranteil zwischen 11 bis 20 Prozent. Bei 
zwei Prozent stellen Leiharbeitskräfte sogar mehr als 20 
Prozent der Beschäftigten. Der Anteil solcher Intensiv-
nutzer ist bei Großbetrieben damit doppelt so hoch wie 
Durchschnitt Nordrhein-Westfalens. Betriebe mit einer 
vergleichsweise geringen Leiharbeiterquote setzen Leih-
arbeit vermutlich ein, um kurzfristige Auftragsschübe 
abzuarbeiten. Dagegen scheint der Einsatz von Leiharbeit 
bei Intensivnutzern auf eine gezielte Personalstrategie 
zu deuten, welche über das Ziel, Auftragsspitzen abzu-
federn, hinausgeht.63 Leiharbeit konzentriert sich nicht 
nur auf Großbetriebe, so ndern auf ganz bestimmte 
Segmente der Betriebslandschaft. Das typische Einsatz-
feld der Leiharbeit liegt im Verarbeitenden Gewerbe, wo 
der Beschäftigtenanteil von Leiharbeitskräften mit rund 
vier Prozent doppelt so hoch ist wie im Durchschnitt 
Nordrhein-Westfalens. Fast zwei Drittel aller zum Be-
fragungsstichtag erfassten Leiharbeitskräfte wurden in 
Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes eingesetzt. In 
den verschiedenen Bereichen des Dienstleistungssektors 
ist die Bedeutung von Leiharbeit demgegenüber deutlich 
geringer (vgl. Abbildung 37).

Die durchschnittliche Einsatzdauer von Leiharbeits-
kräften ist in der Regel sehr kurz. Die durchschnittliche 
Verweildauer von Leiharbeitern und Leiharbeiterinnen 
im Betrieb liegt bei etwa vier Monaten. Das bedeutet, 
dass die Betriebe über den Einsatz von Leiharbeit vor-
rangig kurzfristig bestehende Engpässe ausgleichen und 
Auftragsspitzen abfangen.64 In früheren Befragungen im 
Rahmen des IAB-Betriebspanels konnte zudem ermittelt 
werden, dass der Anteil un- und angelernter Arbeiter 
an den Leiharbeitern etwa dreimal so hoch war wie am 
Personal bestand insgesamt.65 Vor dem Hintergrund 
eines tendenziell wachsenden Bedarfs der Wirtschaft an 
qualifizierten Fachkräften dürfte die weitere Entwicklung 
von Leiharbeit auch davon abhängen, ob es den Verleih-
firmen künftig gelingt, neben den bislang dominierenden 
geringer Qualifizierten mehr Fachkräfte anzuwerben und 
einzusetzen.

Dadurch wurde es für Betriebe deutlich attraktiver, Be-
dürfnisse nach flexiblem Arbeitseinsatz über Leiharbeit 
zu decken. Die Zunahme von Leiharbeit erfolgte von 
einem sehr geringen Niveau aus, so dass trotz der deutli-
chen Zuwächse die Bedeutung dieser flexiblen Beschäfti-
gungsverhältnisse – etwa im Vergleich zur Teilzeitarbeit 
oder befristeter Beschäftigung – noch vergleichsweise 
gering ist (vgl. Tabelle 10). 

Einsatzdauer von Leiharbeit.61 Dazu zählten die Aufhe-
bung des genannten Synchronisationsverbot, welches 
bis dahin untersagte, die Beschäftigung beim Verleiher 
zugleich mit der Beschäftigung in einem Entleihbetrieb 
zu beenden, sowie der Wegfall der Befristung von Leihar-
beitseinsätzen in einem Unternehmen auf maximal zwei 
Jahre. 

Leiharbeitskräfte werden in rund vier Prozent aller Be-
triebe beschäftigt. Der Einsatz von Leiharbeit ist in erster 
Linie ein Großbetriebsphänomen. Während nur ein gerin-
ger Teil der Betriebe mit weniger als 50 Beschäftigten auf 
diese Form der Beschäftigung zurückgreift, waren in 22 
Prozent aller Betriebe mit 50 bis 249 sowie in 43 Prozent 
aller Betriebe mit mindestens 250 Beschäftigten entspre-
chende Arbeitskräfte im Einsatz. Rund 77 Prozent der 
zum Zeitpunkt der Befragung erfassten Leiharbeitskräf-
te entfielen auf Betriebe dieser beiden Größenklassen. 
Großbetriebe setzen Leiharbeit nicht nur häufiger, son-

dern auch – gemessen am Anteil der Leiharbeitskräfte an 
der Gesamtzahl von Beschäftigten und Leiharbeitskräf-
ten – deutlich intensiver ein. 

Im Durchschnitt Nordrhein-Westfalens beträgt der Anteil 
von Leiharbeitskräften an den Beschäftigten (Beschäf-
tigte und Leiharbeitskräfte) derzeit rund zwei Prozent.62 
In rund zwei Prozent aller Betriebe beträgt der Anteil von 
Leiharbeitskräften bis zu 10 Prozent, in einem Prozent 
der Betriebe bereits 11 bis 20 Prozent, bei einem Pro-
zent der Betriebe sogar mehr als 20 Prozent. Bei Groß-

61 Seit 2003/2004 ist der unbeschränkte Einsatz von Leiharbeitern 
möglich. Dies hat nach Meinung von Experten die Nachfrage der Unterne-
hmen nach dieser Art von Beschäftigung begünstigt und damit zu einer 
Zunahme dieser Beschäftigungsformen geführt (Walwei, U.: Der harte 
Kern, in: Personalmagazin 07/2007, S. 14-17). 
62 Leiharbeitskräfte zählen lt. Definition und Fragespiegel des IAB-Be-
triebspanels nicht zu den Beschäftigen der Betriebe, wie sie bisher ana-
lysiert wurden. Sie gehen somit über die bisher im vorliegenden Bericht 
für Nordrhein-Westfalen ausgewiesenen Gesamtzahlen an Beschäftigten 
hinaus.
63 Diese Vermutung wird durch Ergebnisse aktueller Untersuchungen 
bestätigt (vgl. Bellmann, L.; Kühl, A.: Weitere Expansion der Leiharbeit? 
Eine Bestandsaufnahme auf Basis des IAB-Betriebspanels, Studie im Auf-
trag der Hans-Böckler-Stiftung, 2007).
64 Vgl. Jahn, M.: Arbeitnehmerüberlassung, Boomende Branche mit hoher 
Fluktuation. In: IAB Kurzbericht, Ausgabe Nr. 14/19.9.2006; S. 5.
65 Vgl. Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen der Bundesanstalt für Ar-
beit (Hrsg.): IABBetriebs–panel NRW 2003, Düsseldorf 2004.

Abbildung 37: Verteilung der Leiharbeitskräfte auf die einzelnen Branchen (Stichtag: 30.6.2007).

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. Sie sind 
daher nur eingeschränkt interpretierbar.



60 61

IAB-Betriebspanel Nordrhein-Westfalen5. Betriebliche Innovationsaktivitäten.

war der Anteil bei Großbetrieben mit rund 23 Prozent um 
ein Vielfaches höher. Diese Innovationsstrategie erfor-
dert in der Regel eigene Forschungs- und Entwicklungs-
kapazitäten sowie umfangreiche Markt- und Absatzaktivi-
täten. Die Voraussetzungen hierfür sind in größeren eher 
gegeben als in kleineren Betrieben (vgl. Tabelle 11).

auch innovativ ist. Dies trifft ebenso zu für die Art der 
verfolgten Innovationsstrategie. So steigt der Anteil von 
Betrieben, die sich in der Entwicklung und Einführung 
völlig neuer Produkte bzw. Leistungen bestätigen, mit der 
Betriebsgröße. Während sechs Prozent aller Kleinstbe-
triebe in den letzten beiden Jahren neue Produkte bzw. 
Leistungen entwickelt und in ihr Angebot aufgenommen, 

es sich hierbei um eine Erweiterung seines Sortiments. 
Rund sieben Prozent aller Betriebe gaben an, ein völlig 
neues Produkt bzw. eine völlig neue Leistung entwickelt 
und eingeführt zu haben. 

Eine nach Wirtschaftszweigen differenzierte Betrachtung 
der Ergebnisse zeigt, dass in allen Bereichen der Wirt-
schaft Verbesserungen bzw. Weiterentwicklungen von 
bereits bestehenden Produkten bzw. Leistungen sowie 
Erweiterungen der bestehenden Produkt- bzw. Leistungs-
palette dominieren. Der Anteil von Betrieben, die völlig 
neue Produkte und Leistungen entwickelt und eingeführt 
haben ist demgegenüber deutlich geringer und beträgt 
in keinem Bereich der Wirtschaft mehr als zehn Prozent. 
Eine Ausnahme bildet das Kredit- und Versicherungsge-
werbe; hier haben rund 20 Prozent der Betriebe eigenen 
Angaben zufolge völlig neue Produkte bzw. Leistungen in 
den letzten beiden Jahren entwickelt und eingeführt (vgl. 
Abbildung 38).

Die Differenzierung der Befunde nach Betriebsgrößen-
klassen zeigt erwartungsgemäß erhebliche Unterschiede 
zwischen kleineren und größeren Betrieben. Je größer 
ein Betrieb ist, um so wahrscheinlicher ist es, dass er 

5.1 Struktur und Umfang 
der Innovationsbeteiligung. 

Betriebliche Innovationen gelten als zentrale Voraus-
setzung für Produktivitätsfortschritte und damit für die 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit. Gerade unter zu-
nehmendem internationalem Wettbewerbsdruck ist die 
Innovationsorientierung von Unternehmen ein entschei-
dender Erfolgsfaktor und bestimmt Exportchancen und 
Produktivitätsentwicklung. Diese wiederum beeinflussen 
wesentlich die Nachfrage der Betriebe nach Arbeitskräf-
ten.66 

(a) Produktinnovationen 

Bei Produktinnovationen lassen sich insgesamt drei Ty-
pen unterscheiden, die sich vor allem durch das Ausmaß 
ihrer Radikalität bzw. ihres Neuheitsgrades voneinander 
unterscheiden: Weiterentwicklungen bereits vom Betrieb 
angebotener Produkte bzw. Leistungen, Erweiterung des 
eigenen Angebots durch Entwicklung von Produkten bzw. 
Leistungen, die anderenorts bereits eingeführt wurden 
sowie Entwicklung völlig neuer Produkte bzw. Leistun-
gen. Etwa jeder dritte Betrieb in Nordrhein-Westfalen 
hat in den letzten zwei Jahren ein bestehendes Produkt 
bzw. eine bereits vorher angebotene Leistung verbessert 
bzw. weiterentwickelt. Rund jeder fünfte Betrieb hat ein 
Produkt bzw. eine Leistung, welches bereits von anderen 
Betrieben angeboten wurde, neu in sein Angebotsport-
folio aufgenommen – für den jeweiligen Betrieb handelt 

5. Betriebliche Innovationsaktivitäten.

66 Im Rahmen des IAB-Betriebspanels werden als Innovation neues Wis-
sen, ein neues Verfahren oder ein neues Produkt bezeichnet. Es werden 
Produktinnovationen und Prozess- bzw. Verfahrensinnovationen unter-
schieden. Die Innovation kann neu für das betreffende Unternehmen sein 
(„subjektive Innovation“), es muss sich dabei nicht notwendigerweise um 
eine Marktneuheit („objektive Innovation“) handeln. Wesentlich ist die 
Beurteilung aus der Sicht des Unternehmens. Es ist auch unerheblich, 
ob die Innovation vom Unternehmen alleine oder in Zusammenarbeit mit 
anderen Unternehmen entwickelt worden ist.

* In den gekennzeichneten Branchen sind die Werte wegen geringer Besetzungszahlen mit einer gewissen statistischen Fehlertoleranz behaftet. Sie sind 
daher nur eingeschränkt interpretierbar.

Abbildung 38: Betriebe mit Produktinnovationen in den letzten zwei Jahren in den einzelnen Branchen 
(Stand 30.6.2007).

Es lässt sich festhalten: Die mit hohen betrieblichen 
Aufwendungen verbundene Einführung echter Marktneu-
heiten, für die ein völlig neuer Absatzmarkt geschaffen 
werden muss, ist weniger verbreitet als so genannte in-
krementelle Innovationen. Produktinnovation bedeutet in 

der Praxis also für die große Mehrheit der Betriebe, dass 
vor allem bestehende Produkte weiterentwickelt wurden 
oder bestehende Sortimente um weitere, anderenorts 
bereits entwickelte Produkte bzw. Leistungen ergänzt 
wurden.
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Kosten-/ Ergebnisermittlung. Personalpolitische Innova-
tionen sind zumeist für größere Betriebe ein bedeuten-
des Instrument zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit. 
Kleinere Betriebe haben häufig weder die zeitliche noch 
die finanzielle Kapazität um Reorganisationen durchzu-
führen und zudem fehlt ihnen meist das fachspezifische 
Know-how zu deren Umsetzung. Die Vermutung der be-
triebsgrößenspezifischen Reorganisationsaktivität wird 
durch die Befragungsergebnisse bestätigt. Während die-
se Maßnahmen für Kleinstbetriebe relativ unbedeutend 
sind, steigt der Anteil der reorganisierenden Betriebe mit 
steigender Beschäftigtenzahl (vgl. Abbildung 40).

Die Neugestaltung der Beschaffungs- und Vertriebswege 
liegt mit knapp 11 Prozent vor Initiativen zur Verlagerung 
von Verantwortung und Entscheidung an nachgelagerte 
Hierarchieebenen. Rund acht Prozent haben angegeben, 
ihren Eigenanteil an den angebotenen Produkten bzw. 
Leistungen erhöht zu haben. Dem gegenüber haben mit 
sechs Prozent fast ebenso viele Betriebe bislang beste-
hende Fertigungsschritte reduziert. Von den verschiede-
nen Maßnahmen können vier als arbeitsorganisatorische 
und personalpolitische Innovationen im engeren Sinne 
betrachtet werden. Es handelt sich hierbei um Reorgani-
sation von Abteilungen, Verlagerung von Verantwortung 
nach unten, Gruppenarbeit und Einheiten mit eigener 

der Großbetriebe haben entsprechend Verfahren entwi-
ckelt oder eingeführt. Mit einem Anteil von rund 25 Pro-
zent waren Verfahrensinnovationen im Verarbeitenden 
Gewerbe am verbreitetsten. 

(c) Organisatorische Veränderungen 

Neben der Ermittlung von Produkt- und Verfahrensin-
novationen wurde auch das Ausmaß der Durchführung 
betriebsorganisatorischer Innovationen erfragt.68 Rund 
ein Drittel der nordrhein-westfälischen Betriebe haben 
eine oder mehrere organisatorische Veränderungen in 
den letzten zwei Jahren durchgeführt. Mit Abstand am 
häufigsten gaben die Betriebe an, Maßnahmen zur Ver-
besserung der Qualitätssicherung ergriffen zu haben (vgl. 
Abbildung 39).

(b) Verfahrensinnovationen 

Neben der Ermittlung der Verbreitung von Produkt- bzw. 
Leistungsinnovationen wurden die Betriebe auch danach 
gefragt, ob sie in den letzten zwei Jahren Verfahren 
entwickelt oder eingeführt haben, die den Produktions-
prozess bzw. das Bereitstellen von Dienstleistungen 
wesentlich verbessert haben.67 Nach den Angaben des 
IAB-Betriebspanels haben rund 16 Prozent der Betriebe 
in Nordrhein-Westfalen merklich verbesserte Fertigungs- 
oder Verfahrenstechniken sowie neue oder merklich ver-
besserte Verfahren zur Erbringung von Dienstleistungen 
und zum Vertrieb von Produkten entwickelt oder einge-
führt. Erwartungsgemäß steigt der Anteil von Betrieben 
mit entsprechenden Innovationen mit der Betriebsgröße: 
11 Prozent der Kleinstbetriebe, 24 Prozent der Kleinbe-
triebe, 40 Prozent der Mittelbetriebe sowie 57 Prozent 

67 Das Resultat soll sich merklich auf Produktionsniveau, Produkt- oder 
Dienstleistungsqualität oder Produktions- oder Vertriebskosten aus-
wirken. Die Innovation soll neu für das Unternehmen sein, sie muss nicht 
notwendigerweise vom Unternehmen als erstes eingeführt worden sein. 
Wesentlich ist nur die Beurteilung aus der Sicht des Unternehmens. Es 
ist auch unerheblich, ob die Innovation vom Unternehmen alleine oder in 
Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen entwickelt worden ist. Rein 

Abbildung 39: Organisatorischen Veränderungen in den Betrieben (Zeitraum: 2006 bis 2007)

Abbildung 40: Verbreitung ausgewählter organisatorischer Veränderungen in den Betrieben der einzelnen 
Größenklassen (Zeitraum 2006 bis 2007).

Innovative Betriebe 
mit günstigerer Beschäftigungsentwicklung? 

Im Hinblick auf die Beschäftigungswirkungen von Pro-
duktinnovationen sowie organisatorischen Änderun-
gen wurden in der Forschung folgende theoretische 
Überlegungen entwickelt: Produktinnovationen „wirken 
unmittelbar auf der Nachfrageseite der Märkte für Gü-
ter und Dienstleistungen, so dass auf der Ebene des 
innovierenden Betriebes zunächst positive Beschäfti-
gungseffekte auftreten sollten. Falls die neuen Güter 
aus der Sicht der Nachfrager lediglich die bereits vor-
handenen Güter ersetzen, werden sie für sich betrachtet 
nur geringe Beschäftigungswirkung zeigen. Schließlich 
können sogar Produktinnovationen negative Beschäfti-
gungseffekte haben, wenn zu ihrer Durchführung neue 
Maschinen und Anlagen erforderlich sind, mit der Folge 
der Kapitalintensivierung.“69 Organisatorische Ve rände-

rungen wie z. B. die Reorganisation von Abteilungen oder 
Funktionsbereichen werden zu Kostensenkungen genutzt 
und können in der Folge zu Personaleinsparungen führen. 
Da die Produkte bzw. Dienstleistungen mit einem gerin-
geren Einsatz des Produktionsfaktors Arbeit und damit 
zu geringen Kosten erstellt werden, können organisato-
rische Änderungen jedoch ebenso zu “Preissenkungen 
und diese zu einer größeren Nachfrage mit einer entspre-
chenden Beschäftigungsausweitung führen.“70 

Die kurz skizzierten Zusammenhänge machen deutlich, 
dass Produktinnovationen sowie organisatorische Ände-

69 Bellmann, L.; Kohaut, S.; Lahner, M.: Betriebliche Beschäftigungsent-
wicklung und Innovationsaktivitäten, in: Kleinhenz, G. (Hrsg.): IAB-Kom-
pendium Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Beiträge zur Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung, BeitrAB 250, S. 246. 
70 Bellmann, L.; Kohaut, S.; Lahner, M.: Betriebliche Beschäftigungsent-
wicklung und Innovationsaktivitäten, in: Kleinhenz, G. (Hrsg.): IAB-Kom-
pendium Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Beiträge zur Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung, BeitrAB 250, S. 243f, Nürnberg, 2001.

organisatorische Veränderungen oder die Einführung von neuen Manage-
menttechniken gelten nicht als Prozess- oder Verfahrensinnovationen. 
68 Die Fragestellung, mit der die Verbreitung organisatorischer Änderun-
gen in den Betrieben ermittelt wurde, lautete: „Sind in Ihrem Betrieb/ 
Ihrer Dienststelle in den letzten zwei Jahren eine oder mehrere der folgen-
den organisatorischen Änderungen vorgenommen worden?“ Den Betrie-
ben wurde hierzu eine Liste mit 10 verschiedenen Maßnahmen vorgelegt.
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zess bestimmen. Mögliche Nachteile kleinerer Betriebe, 
wie etwa in Bezug auf verfügbare personelle und mate-
rielle Ressourcen oder Fragen des Zugangs zu Finanzie-
rungsmöglichkeiten, können oftmals durch verschiedene 
Arten der Kooperation kompensiert werden. 

Kooperation bei Forschung und Entwicklung 
die Regel. 

Effektive Forschungskooperationen zwischen Betrieben 
und wissenschaftlichen Institutionen bilden, so wird in ei-
nem aktuellen Positionspapier von Wirtschaftsverbänden 
und führenden Forschungsgesellschaften festgestellt, 
eine entscheidende Grundlage für die Sicherung und 
Steigerung der Innovationsleistung und damit für die 
Wettbewerbsfähigkeit der zunehmend wissenschaftsba-
sierten deutschen Volkswirtschaft.71 Wie die Ergebnisse 
der Befragung zeigen, unterhält mit einem Anteil von 89 
Prozent die große Mehrheit der Betriebe, die sich mit FuE 
befassen, Kooperationsbeziehungen zu Dritten. Ledig-
lich 11 Prozent der Betriebe mit FuE greifen nicht auf die 
Unterstützung externer Kooperationspartner zurück. Bei 
der Entwicklung von neuen Produkten und Verfahren ist 
somit der Rückgriff auf Kooperationspartner die Regel, 
Nicht-Kooperation die Ausnahme. Wenngleich es für die 
große Mehrheit der Betriebe üblich ist, bei der Durchfüh-
rung von Forschungsund Entwicklungsvorhaben auf die 
Unterstützung von Kooperationspartnern zurückzugrei-
fen, bestehen im Hinblick auf die Frage nach den Koope-
rationspartnern allerdings deutliche Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Betriebstypen (vgl. Abbildung 42). 

dings deutlich höheren Werten in einzelnen Branchen. 
Mit 11 bis 12 Prozent liegen die entsprechenden Werte vor 
allem in den beiden Wirtschaftszweigen Verarbeitendes 
Gewerbe und Unternehmensnahe Dienstleistungen deut-
lich über dem Durchschnitt. Im Verarbeitenden Gewerbe 
sind – bezogen auf alle Betriebe und Beschäftigte dieser 
Branche – rund drei Prozent der Beschäftigten mit FuE-
Aufgaben betraut, wobei die große Mehrheit dieser Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen sich kontinuierlich mit FuE 
beschäftigt. Im Bereich der Unternehmensnahen Dienst-
leistungen beträgt der Anteil von FuE-Beschäftigten neun 
Prozent. Auch hier werden Forschung und Entwicklung 
von der Mehrheit der betreffenden Fachkräfte kontinuier-
lich betrieben. Die Ergebnisse zeigen auch, dass der An-
teil von Betrieben, die sich mit FuE befassen mit zuneh-
mender Betriebsgröße steigt. Das Spektrum beginnt mit 
rund zwei Prozent bei Kleinstbetrieben und endet mit 31 
Prozent bei Betrieben mit 250 und mehr Beschäftigten. 
Wenn sich Kleinst- und Kleinbetriebe in Forschung und 
Entwicklung engagieren, dann ist der Anteil der betref-
fenden Forscher an den Beschäftigten insgesamt in der 
Regel kleiner als in größeren Betrieben, konzentriert sich 
somit auf einige wenige Personen. Anders als in Großbe-
trieben wird Forschung in kleineren Betrieben überwie-
gend diskontinuierlich betrieben. In mittelständischen 
Betrieben und in Großbetrieben bestehen demgegenüber 
spezielle FuE-Abteilungen; die mit der Forschung und 
Entwicklung betrauten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
betreiben diese in der Regel kontinuierlich. Ob größere 
Betriebe damit grundsätzlich besser für solche Aufgaben 
geeignet wären als kleinere Betriebe lässt sich nicht ohne 
Kenntnis der Art der Forschungsaktivitäten sowie der 
Funktion des betreffenden Betrieben im Forschungspro-

gungsabbau gibt. Maßgeblich ist hierbei die Entwicklung 
der Zahl der Beschäftigten zwischen dem 30.6.2006 und 
30.6.2007. Im Hinblick auf die jeweiligen Anteile der Be-
triebe mit bzw. ohne Beschäftigungswachstum lässt sich 
feststellen, dass innovative Betriebe – unabhängig vom 
Innovationstyp – zu einem größeren Anteil an Beschäf-
tigung zugelegt haben als Betriebe ohne entsprechende 
Innovationen. Am höchsten ist der Anteil von beschäfti-
gungsaufbauenden Betrieben in jener Gruppe, die völlig 
neue Produkte oder Leistungen entwickelt und eingeführt 
haben. Rund 39 Prozent der Betriebe konnten ihren Be-
schäftigtenbestand innerhalb des Beobachtungszeitrau-
mes ausbauen. Bei Betrieben ohne Entwicklung von neu-
en Produkten oder Leistungen traf dies nur in 26 Prozent 
aller Fälle zu (vgl. Abbildung 41).

rungen theoretisch betrachtet sowohl Gründe für einen 
Abbau der Beschäftigung im Betrieb als auch einen Auf-
bau zulassen. Im Hinblick auf die aufgeworfene Frage, ob 
sich innovative Betriebe durch eine günstigere Beschäfti-
gungsentwicklung gegenüber nicht innovativen Betrieben 
auszeichnen, ist zu berücksichtigen, dass die vermuteten 
Zusammenhänge an dieser Stelle lediglich anhand kurz-
fristiger Entwicklungen geprüft werden können, wie etwa 
der Veränderung der Beschäftigtenzahl im Vergleich zum 
Vorjahresniveau. Signifikante Beschäftigungseffekte von 
Produktinnovationen können teilweise erst mittelbis lang-
fristig zur Geltung kommen. Im Gegensatz hierzu dürften 
mögliche Effekte organisatorischer Änderungen bereits 
kurzfristig messbar sind. Es zeigt sich zunächst, das es 
in allen unterschiedenen Innovationsgruppen sowohl 
Betriebe mit Beschäftigungsaufbau wie auch Beschäfti-

Insgesamt betrachtet entwickelte sich somit die Be-
schäftigung in Betrieben mit Innovativen günstiger als in 
Betrieben, die in den letzten zwei Jahren keine Innovatio-
nen durchgeführt haben. Der vermutete Zusammenhang 
zwischen Innovationsaktivitäten und Beschäftigungs-
entwicklung konnte damit bestätigt werden. Etwas we-
niger eindeutig stellt sich Situation dar, betrachtet man 
lediglich die Ebene organisatorischer Veränderungen. 
Hier zeigt sich, dass Betriebe, die in den letzten zwei Jah-
ren organisatorische Änderungen durchgeführt haben, 
zwar etwas häufiger Beschäftigung aufgebaut haben als 
Betriebe ohne entsprechende Änderungen. Gleichzeitig 
weisen aber Betriebe mit organisatorischen Änderungen 
einen höheren Anteil von Betrieben mit einer ungünstigen 
Beschäftigungsentwicklung auf als jene Betriebe ohne 
solche Maßnahmen. Dieses Ergebnis scheint die Vermu-

tung zu bestätigen, dass organisatorische Änderungen 
teilweise vor allem zu Kostensenkungen genutzt werden 
und in der Folge zu Personaleinsparungen führen. 

Forschung und Entwicklung – 
Voraussetzung für Innovation. 

Eine Reihe von Untersuchungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) hat gezeigt, dass die 
Wahrscheinlichkeit, dass Betriebe Innovationen durch-
führen, in starkem Maße von dem Vorhandensein eigener 
Forschung und Entwicklung (FuE) abhängt. Wie die Er-
gebnisse der Befragung zeigen, befassen sich gegenwär-
tig fünf Prozent aller Betriebe in eigenen Angaben zufolge 
mit Forschungs- und Entwicklungsaufgaben – bei aller-

Abbildung 41: Innovationsaktivitäten, organisatorische Veränderungen und Beschäftigungsentwicklung.

71 BDA, BDI u. a. : Innovation durch Kooperation. Maßnahmen für eine 
effektive Nutzung des Forschungspotentials von Wissenschaft und Wirt-

Abbildung 42: Art der Kooperationspartner bei der Enztwicklung von Produkten oder Verfahren in den einzelnen 
Betriebsgrößenklassen.

schaft. Positionspapier, Berlin 12. November 2007. 
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5.3 Fazit. 

In Nordrhein-Westfalen engagiert sich eine hohe Zahl 
von Betrieben in der Entwicklung von Innovationen. Das 
Verarbeitende Gewerbe sowie die Unternehmensnahen 
Dienstleistungen konnten als Hauptträger des Innovati-
onsgeschehens identifiziert werden. Innovationen werden 
in der Regel in Kooperation mit Dritten erbracht. Eine 
bedeutende Rolle spielen hierbei u. a. Partner aus dem 
akademischen Bereich. Die Verfügbarkeit einer entspre-
chenden Infrastruktur ist damit eine der wesentlichen 
Voraussetzung für den Wettbewerbserfolg. Es konnte ge-
zeigt werden, dass innovative Betriebe im Durchschnitt 
eine günstigere Beschäftigungsentwicklung aufweisen 
als Betriebe ohne Innovationen. Innovative Betriebe 
leisten somit nicht nur einen zentralen Beitrag für die Er-
haltung der Wettbewerbsfähigkeit ihrer Region, sondern 
beeinflussen auch positiv die regionale Nachfrage nach 
Arbeitskräften.

Im Hinblick auf letzteren Aspekt fällt z. B. der Unter-
schied zwischen dem Ruhrgebiet und dem übrigen 
Nordrhein-Westfalen auf. Während die Verfügbarkeit von 
Fachkräften von den Betrieben im Ruhrgebiet nur selten 
als Erklärung für gescheiterte Innovationsvorhaben von 
den Befragten hervorgebracht wurde, war ein Mangel 
an Fachkräften im übrigen Nordrhein-Westfalen – auch 
im Vergleich mit dem übrigen Bundesgebiet – weitaus 
häufiger für das Scheitern geplanter Innovationen ver-
antwortlich. Von den Arbeitgebern im Ruhrgebiet wurde 
demgegenüber überdurchschnittlich häufig die Länge der 
für die Durchführung von Innovationsvorhaben erforderli-
chen Genehmigungsverfahren problematisiert. In diesem 
Zusammenhang dürften auch die von den Betrieben aus 
dem Ruhrgebiet häufiger vorgetragenen Nennungen von 
organisatorischen Probleme bei der Durchführung der 
geplanten Innovationsvorhaben stehen. 

Umständen noch höher hätte sein können. So hatte ein 
Teil der Betriebe in Nordrhein-Westfalen in den letzten 
zwei Jahren Produktinnovationen bzw. organisatorische 
Änderungen zwar geplant, konnte diese letztlich aber 
nicht durchführen. Dies betraf insgesamt rund sieben 
Prozent aller Betriebe mit geplanten Innovationen. 
Mangel an Fachkräften gewinnt als Innovationshemmnis 
an Bedeutung 

Der wesentliche Grund für nicht realisierte Innovationen 
muss in den hiermit verbundenen Investitionskosten 
gesehen werden. Für rund 38 Prozent der betroffenen 
Betriebe war dies die Ursache für das Scheitern des ge-
planten Innovationsvorhabens (vgl. Abbildung 43).

Während die große Mehrheit der Großbetriebe bei der 
Entwicklung von neuen Produkten und Verfahren mit 
Kooperationspartnern aus dem akademischen Umfeld 
zusammenarbeitet, ist diese Option bei kleineren Betrie-
ben weniger stark ausgeprägt. Kleinere Betriebe setzen 
stattdessen stärker auf die Unterstützung anderer Be-
triebe. Nur etwas mehr als ein Drittel der forschenden 
Kleinstbetriebe unterhält Kooperationsbeziehungen zu 
akademischen Einrichtungen. Für Großbetriebe sind letz-
tere demgegenüber häufiger Partner als andere Betriebe. 

5.2 Innovationshemmnisse. 

Die Ergebnisse des IAB-Betriebspanels zeigen, dass die 
Innovationsbeteiligung der Betriebe unter bestimmten 

Im Vergleich zum Jahr 2004, als dieser Schwerpunkt 
im Rahmen des IAB-Betriebspanels zuletzt abgefragt 
wurde, ist dieser Grund damit zwar immer noch Haupt-
ursache für gescheiterte Innovationen. Der Stellenwert 
dieses Aspektes ist jedoch deutlich kleiner geworden. 
An Bedeutung gewonnen haben demgegenüber Fragen, 
die mit der Verfügbarkeit von qualifizierten Fachkräften, 
der Durchführung und organisatorischen Gestaltung 
von Innovationsvorhaben zusammenhängen ebenso wie 
Probleme, die sich auf rechtliche Regelungen im Rahmen 
von erforderlichen Genehmigungsverfahren beziehen. 
Anders als noch vor einigen Jahren stehen somit nicht 
mehr ausschließlich finanzwirtschaftliche Einflussgrößen 

als hemmende Faktoren geplanten Innovationsvorhaben 
entgegen. 

Im regionalen Vergleich zeigen sich einige interessante 
Unterschiede sowohl zwischen Nordrhein-Westfalen und 
dem übrigen Bundesgebiet als auch innerhalb Nordrhein- 
Westfalens. Dies betrifft vor allem Fragen der Kostenbe-
lastung, Genehmigungsfragen, organisatorische Aspekte 
sowie die Verfügbarkeit von qualifizierten Fachpersonal 
(vgl. Abbildung 44).

Abbildung 43: Gründe für die geplante Nicht-Durchführung geplanter Innovationen, 2004 und 2007 
(Mehrfachnennungen möglich).

Abbildung 44: Gründe für die Nicht-Durchführung geplanter Innovationen im regionalen Vergleich
(Mehrfachnennungen möglich).
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Betrachtet man sich die Tarifbindung in den einzelnen 
Branchen, dann fällt folgender Zusammenhang auf: Eine 
überdurchschnittlich hohe Tarifbindung ist in der 
Regel in kleinen Branchen – gemessen an deren Anteil 
an Betrieben und Beschäftigten – zu beobachten (vgl. 
Tabelle 12).

Der Druck auf das System der kollektiven Aushandlung 
von Arbeitsbedingungen ist somit trotz der jüngsten po-
sitiven Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt nicht geringer 
geworden. Wenngleich die „Tarifflucht“ anhält, ist die 
Bindungskraft von tarifvertraglichen Regelungen – be-
zieht man diese auf die Zahl der erfassten Beschäftigten 
– nach wie vor hoch. So arbeiten knapp zwei Drittel der 
nordrheinwestfälischen Beschäftigten in tarifgebundenen 
Betrieben; aber auch dieser Anteil ist im Vergleich zum 
Vorjahreswert nochmals zurückgegangen. 

den, gab es wenige Jahre später, im Jahr 2004, erstmals 
mehr Betriebe ohne Tarifbindung als tariflich gebundene 
Betriebe. Der tarifliche Deckungsgrad – bezogen auf die 
erfassten Betriebe – beträgt aktuell nur noch rund 38 
Prozent, womit sich der bisherige Trend weiter fortge-
setzt hat (vgl. Abbildung 45).

6.1 Tarifbindung und Interessenvertretung. 

Die Ergebnisse des IAB-Betriebspanels belegen, dass 
die Tarifbindung in Nordrhein-Westfalen wie auch im 
übrigen Bundesgebiet von Jahr zu Jahr an Bedeutung 
verliert. Waren im Jahr 1998 noch deutlich mehr als die 
Hälfte aller Betriebe in Nordrhein-Westfalen tarifgebun-

6. Tarifbindung, Interessenvertretung und 
Öffnungsklauseln.

Abbildung 45: Entwicklung der Tarifbindung von Betrieben und Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen, 1998-2007.
Auf die zwei Branchen mit der höchsten Tarifbindung – 
Öffentliche Verwaltung sowie Erziehung und Unterricht – 
entfallen zusammen nur rund drei Prozent aller Betriebe 
bzw. acht Prozent aller Beschäftigten. Aus der Gegen-
überstellung dieser beiden Anteilswerte wird zugleich 
deutlich, dass in diesen Bereichen der Wirtschaft in der 
Regel mehr Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen pro Betrieb 
bzw. Dienststelle beschäftigt werden als im Durchschnitt 
Nordrhein-Westfalens, es sich somit um tendenziell 
größere Betriebe handelt. Diese sind erfahrungsgemäß 
mehrheitlich tarifgebunden. Der Zusammenhang zwi-
schen Betriebsgröße und Tarifbindung überrascht nicht, 
da insbesondere große Betriebe von Flächentarifverträ-
gen profitieren. Für sie entfallen unter anderem aufwän-
dige Verhandlungen, die bei Abschluss von individuellen 
Arbeitsverträgen notwendig würden.72 

Eine vergleichsweise niedrige Tarifbindung ist vor al-
lem für beschäftigungspolitisch bedeutende Teile des 
Dienstleistungssektors charakteristisch. Ein tendenziell 
niedrigere Tarifbindung geht hier einher mit einem hohen 
Gewicht von Beschäftigtengruppen, die traditionell weni-
ger häufig gewerkschaftlich organisiert sind (Angestellte, 
Akademiker). Die mit deutlichem Abstand niedrigste Ta-

rifbindung weist die Branche Unternehmensnahe Dienst-
leistungen auf. Bei einem Deckungsgrad von rund 13 Pro-
zent sind tarifgebundene Betriebe in diesem Bereich der 
Wirtschaft eher selten. Gerade diese Branche gehört nun 
zu denen, die sich in den letzten Jahren durch deutliche 
Beschäftigungsgewinne ausgezeichnet hat. Die von Jahr 
zu Jahr sinkende Tarifbindung ist somit nicht nur Folge 
einer Abkehr ehemals tarifgebundener Betriebe aus dem 
System kollektiver Regelungen, sondern auch einer Zu-
nahme des Gewichts traditionell tarifferner Branchen, 
Betriebstypen und Beschäftigtengruppen geschuldet. 

Zahlreiche tarifungebundene Betriebe orientieren 
sich an Branchentarifverträgen. 

Trotz der abnehmenden Bindekraft kollektiver Regelun-
gen zur Gestaltung von Arbeitsbedingungen dürfen jene 
Betriebe nicht übersehen werden, die eigenen Angaben 
zufolge nicht tarifgebunden sind, sich aber freiwillig an 
einem Branchenbzw. Flächentarifvertrag orientieren. Um 

72 Vgl. Kohaut, S.; Schnabel, C.: Zur Erosion des Flächentarifvertrags: 
Ausmaß, Einflussfaktoren und Gegenmaßnahmen, In: Industrielle Bezie-
hungen 2/2003, S. 193-219.
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Informationen über die Art der Anpassung vor. Die voran-
gegangene Befragung hatte hierzu allerdings detaillierte 
Befunde ermitteln können. Danach spielte die Verlänge-
rung der Arbeitszeit ohne Anpassung der Entlohnung die 
wichtigste Rolle, gefolgt von der Einführung, Ausweitung 
bzw. Neuregelung von Arbeitszeitkonten sowie dem Ab-
bau von Mehrarbeit. Demgegenüber war eine Verkürzung 
der Arbeitszeit nur in wenigen Fällen vereinbart worden. 
Die Ergebnisse zeigten damit, dass die Verlängerung der 
Arbeitszeiten eine herausragende Rolle spielt. 

6.3 Fazit. 

Die Reichweite von Flächentarifverträgen geht zurück. 
Immer mehr Betriebe organisieren sich ohne Tarifbin-
dung, immer weniger Beschäftigte werden von tarifver-
traglichen Regelungen erfasst. Dies ist nicht nur, aber 
auch auf den Strukturwandel der Wirtschaft zurück-
zuführen, in dessen Folge traditionelle Tarifbereiche 
tendenziell an Bedeutung verlieren, der Anteil eher tarif-
ferner Bereiche an Betrieben und Beschäftigten dagegen 
zunimmt. Die bestehenden Flächentarifverträge verlieren 
zugleich durch Öffnungsklauseln zunehmend die Funk-
tion, Arbeits- und Einkommensstandards übergreifend 
verbindlich festzulegen. Solche, in immer mehr Tarifver-
trägen enthaltene Möglichkeiten zur Abweichung von 
geltenden Standards gewinnen an Bedeutung, konzent-
rieren sich in der Praxis jedoch noch auf bestimmte, von 
größeren Betrieben dominierte Segmente der Wirtschaft. 
Die tendenziell sinkende Bedeutung von Tarifverträgen 
setzt die Funktionsfähigkeit sozialpartnerschaftlicher 
Standards zur Aushandlung von Arbeitsbedingungen 
und einkommen zunehmend unter Druck und führt zu 
einer Intensivierung der Diskussionen um die Einführung 
von per Rechtsordnung fixierten gesetzlichen Mindest-
löhnen. Die zukünftige Geltungskraft tarifvertraglicher 
Regelungen für Betriebe und Beschäftigte wird somit 
davon abhängen, ob es den Tarifvertragsparteien gelingt, 
die fortschreitende Erosion des Tarifvertragssystems zu 
stoppen. 

heit sagen konnten, ob ihr Tarifvertrag überhaupt Öff-
nungsklauseln enthält. Der ermittelte Wert zur Bestim-
mung der Verbreitung von Öffnungsklauseln stellt somit 
die Untergrenze dar, der tatsächliche Wert dürfte ver-
mutlich etwas höher ausfallen. Das Vorhandensein von 
Öffnungsklauseln in Tarifverträgen sagt nun noch nichts 
darüber aus, ob diese auch tatsächlich Anwendung fin-
den. Diejenigen Betriebe, die mit Sicherheit sagen konn-
ten, dass ihre Tarifverträge Öffnungsklauseln enthalten, 
wurden daher gefragt, ob sie diese derzeit in Anspruch 
nehmen. Enthalten die Tarifverträge Öffnungsklauseln, 
so macht fast jeder zweite Betrieb auch davon Gebrauch. 
Dies zeigt, dass zahlreiche Betriebe die vorhandenen 
Möglichkeiten einer dezentraleren Aushandlung nutzen, 
wenn die entsprechenden Bedingungen gegeben sind. 
Hieran anschließend stellt sich die Frage, ob sich die 
beiden Gruppen von einander unterscheiden. Steht die 
Nutzung von Öffnungsklauseln z. B. in einem Zusammen-
hang mit der betrieblichen Beschäftigungsentwicklung? 
Eine Gegenüberstellung von Nutzern und Nicht-Nutzern 
bestätigt diese Vermutung. So ist der Anteil von Betrie-
ben mit einer ungünstigen Beschäftigungsentwicklung – 
gemessen an der Art der Personalbewegungen im ersten 
Halbjahr des Befragungsjahres sowie der Entwicklung der 
Beschäftigtenzahl – in der Gruppe der Nutzer signifikant 
höher als bei den Nicht-Nutzern. Bei letzteren mussten 
rund 13 Prozent im ersten Halbjahr Personal abbauen. 
Mit 30 Prozent war der entsprechende Anteil bei den 
Nutzern mehr als doppelt so hoch. Diese, auf einen kür-
zen Zeitraum bezogenen Unterschiede zeigen sich auch 
bei der Betrachtung eines längeren Zeitraumes. Bei den 
Nicht-Nutzern mussten im Zeitraum vom 30.6.2006 
bis zum 30.6.2007 rund 17 Prozent einen Rückgang der 
Beschäftigtenzahl verbuchen. Bei den Nutzern betrug 
der entsprechende Anteil rund 27 Prozent und fiel somit 
deutlich höher aus.74 Die ermittelten Befunde we r-den 
durch Ergebnisse ähnlicher Untersuchungen gestützt. 
So wurde festgestellt, dass Betriebe mit einer sehr guten 
oder guten Ertragslage deutlich seltener Gebrauch von 
Öffnungsklauseln jeder Art machten als vergleichbare 
andere Betriebe.75 

Nutzung von Öffnungsklauseln vorwiegend 
zur Anpassung von Arbeitszeiten. 

In den betroffenen Betrieben werden Öffnungsklauseln 
überwiegend zur Anpassung von Arbeitszeiten genutzt. 
81 Prozent aller Betriebe machen hiervon Gebrauch. Die 
Nutzung tariflicher Öffnungsmöglichkeiten im Entgeltbe-
reich war demgegenüber vergleichsweise weniger stark 
ausgeprägt. Bei 36 Prozent aller Betriebe bezieht sich 
die Nutzung von Öffnungsklauseln auch oder ausschließ-
lich auf Lohn- und Gehaltsaspekte. Bei der Entlohnung 
nahmen die Beschäftigten vor allem Abstriche bei Son-
derzahlungen wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld sowie 
bei Überstundenzuschlägen in Kauf. Im Hinblick auf den 
Bereich der Arbeitszeiten liegen zwar keine aktuellen 

tarifvertraglichen Vereinbarungen durch zusätzliche Ver-
einbarungen auf betrieblicher Ebene erlauben. 

Öffnungsklauseln können sich auf verschiedene Aus-
handlungsgegenstände beziehen: 

Arbeitszeiten: Öffnungsklauseln hinsichtlich tariflich 
vereinbarter Arbeitszeiten räumen den Betriebspar-
teien Möglichkeiten ein, hiervon je nach Bedarfslage 
nach oben oder unten abzuweichen (Verlängerung, 
Korridor, Verkürzung – ohne Lohnausgleich). 

Löhne/Gehälter: Entgeltbezogene Öffnungsklauseln 
räumen den Betriebsparteien Möglichkeiten ein, 
Löhne und Gehälter teilweise in Abhängigkeit vom 
Unternehmenserfolg auszuzahlen, Tariferhöhungen 
eine bestimmte Zeit lang auszusetzen oder generell 
vom tariflichen Lohnniveau nach unten abzuwei-
chen (Aussetzung bzw. Verschiebung von Entgelt-
erhöhungen, Tarifabsenkungen, neue, niedrigere 
Lohngruppen, Einstiegstarife). 

Sonstige Komponenten: Andere Öffnungsklauseln 
beziehen sich auf Sonderzahlungen wie z. B. Weih-
nachts- oder Urlaubsgeld, wobei die exakte Höhe 
per Betriebsvereinbarung festzulegen ist. 

Durch die Anwendung von Öffnungsklauseln werden 
somit einzelne Aspekte der Lohnfindung und Arbeitszeit-
regelungen von der tariflichen auf die betriebliche Ebene 
verlagert. Anders als bei kollektiven Verhandlungen 
wird der Aushandlungsprozess in diesem Fall von einer 
starken Machtasymmetrie zwischen Arbeitgebern und 
Beschäftigtenvertretung bestimmt. Die Delegation von 
Regelungskompetenzen auf die betriebliche Ebene ver-
bindet sich zudem mit neuen Herausforderungen für die 
Interessenvertreter der Belegschaften: „Erstmals haben 
sie die Möglichkeit gemeinsam mit der Geschäftsführung 
über Arbeitszeit und Entgelt innerhalb von Korridoren 
zu verhandeln. Damit übernehmen sie auch beschäfti-
gungspolitische Mitverantwortung, für die Sicherheit der 
Arbeitsplätze und für die Wettbewerbsfähigkeit ihres Un-
ternehmens. Die Betriebsratsarbeit wird durch die neuen 
Aufgaben inhaltlich aufgewertet, zugleich aber auch 
schwieriger. Die Thematik, mit der sich die Betriebsräte 
auseinander setzen müssen, wird breiter, differenzierter 
und fachlich komplizierter.“73 

Rund 14 Prozent der tarifgebundenen Betriebe gaben an, 
dass ihr aktuell geltender Tarifvertrag Öffnungsklauseln 
enthält. Für die große Mehrheit der Betriebe (67 Prozent) 
fehlen somit entsprechende Optionen. Bemerkenswert 
ist der Befund, wonach mit immerhin rund 17 Prozent 
eine nennenswerte Zahl von Betrieben nicht mit Sicher-

die tatsächliche Bindungswirkung der Flächentarifver-
träge für die Wirtschaft abschätzen zu können, müssen 
daher auch diese Betriebe genauer betrachtet werden. 
Das IAB-Betriebspanel ist nach wie vor die einzige re-
präsentative Datenbasis, die hierzu Ergebnisse liefert. 
Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanels unterlie-
gen derzeit rund 62 Prozent aller Betriebe – auf diese 
entfallen ca. ein Drittel aller Beschäftigten (36 Prozent) 
– keinen tarifvertraglichen Bindungen. Fast die Hälfte 
dieser nicht tarifgebundenen Betriebe orientiert sich 
bei der Bestimmung von Löhnen und Gehältern eigenen 
Angaben zufolge an geltenden Branchentarifverträgen. 
Insgesamt erstreckt sich damit die faktische Geltung von 
Tarifverträgen auf rund zwei Drittel der Betriebe bzw. 
rund 84 Prozent der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in Nordrhein-Westfalen (Vorjahr: 86 Prozent). So 
betrachtet ist die Bedeutung von Tarifverträgen für die 
Bestimmung von Löhnen und Gehältern erheblich größer 
als dies in der bloßen Betrachtung der formal tarifgebun-
denen Betriebe zum Ausdruck kommt. 

6.2 Nutzung von Öffnungsklauseln. 

Vor dem Hintergrund des Rückgangs der Tarifbindung 
verschärfte sich in den letzten Jahren die Auseinander-
setzung um die zukünftige Entwicklung des Tarifsystems. 
Die Möglichkeit, Öffnungsklauseln zu nutzen, und damit 
wesentliche Entscheidungen zu dezentralisieren, wurde 
und wird politisch kontrovers diskutiert. Kritiker sehen in 
der stärkeren Dezentralisierung die Gefahr, dass einer-
seits der Einfluss der Gewerkschaften auf die Ausgestal-
tung von Entlohnung und Arbeitsbedingungen zurück-
gedrängt wird und es andererseits zu einer Aushöhlung 
des Flächentarifvertrags kommt. Befürworter hingegen 
sehen hierin eine zwingend erforderliche Stärkung der 
betrieblichen Ebene als Ort der Verhandlungen, die letzt-
lich auch dazu beitragen kann, den Flächentarifvertrag 
als Institution zu erhalten und versuchen daher den 
Trend zur Verbetrieblichung der Tarifpolitik voranzutrei-
ben. Im Kern der Auseinandersetzungen geht es darum, 
ob und wie die betrieblichen Gestaltungsmöglichkeiten 
bei der Anwendung von Rahmenverträgen durch zusätz-
liche Vereinbarungen auf betrieblicher Ebene erweitert 
werden können. Diese sollen es den Betrieben gestatten, 
in bestimmten Situationen betriebliche Vereinbarungen 
zu schließen, die von den geltenden Normen abweichen. 
Diese Vereinbarungen sollen letztlich darauf abzielen, die 
Arbeitskosten zu senken und die Arbeitsproduktivität zu 
erhöhen. Von einer stärkeren Flexibilisierung zu Gunsten 
der betrieblichen Ebene werden letztlich positive Effekte 
auf Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit der Betrie-
be erwartet. Tarifverträge enthalten daher zunehmend 
Möglichkeiten, Löhne und Arbeitszeiten im Bedarfsfall 
flexibel zu gestalten. Mittlerweile gibt in den meisten Ta-
rifverträgen der wichtigsten Tarifbereiche so genannte 
Öffnungsklauseln, die den Betrieben im Bedarfsfall und 
unter bestimmten Voraussetzungen Abweichungen von 

73 Paprotny, R.: Flächentarif und Standortvereinbarungen: Ein Wider-
spruch? Ergebnisse einer qualitativen Befragung von Betriebsräten und 
Personalleitern der niedersächsischen chemischen Industrie, Hannover 
2005, S. 3 (http://www.igbce.de)

■

■ 

 

■

74 Eine weitergehende Differenzierung der ermittelten Befunde, etwa nach 
Branchen oder Betriebsgrößenklassen, ist aufgrund der zugrunde liegen-
den geringen Fallzahl nicht möglich. 
75 Vgl. Kohaut, S.; Schnabel, C.: Tarifliche Öffnungsklauseln. Verbreitung, 
Inanspruchnahme und Bedeutung. In: Sozialer Fortschritt, Jg. 56, Heft 
2/2007, S. 33-40. 
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lag lediglich bei rund einem Drittel. Erweiterungsinvesti-
tionen dienen im Gegensatz zu Ersatzinvestitionen dazu, 
den Produktionsapparat zu vergrößern, z. B. durch die 
Erweiterung bestehender Produktionsstätten. Sie können 
damit als ein Indiz für eine positive Geschäftsentwicklung 
betrachtet werden. 

Die deutlich gestiegenen Investitionstätigkeiten verbin-
den sich insgesamt, wenngleich nicht zwangsläufig, mit 
einem Aufbau von Beschäftigung. Dies zeigt sich z. B. bei 
einem Vergleich von Betrieben mit und ohne Investitionen 
hinsichtlich der bisherigen und der erwarteten Beschäf-
tigungsentwicklung. Von allen Betrieben mit gestiegener 
Beschäftigtenzahl haben zwei Drittel investiert, also er-
heblich mehr als im Durchschnitt. Noch höher ist der An-
teil investierender Betriebe bei jenen, die auch zukünftig 
mit Beschäftigungswachstum rechnen. 74 Prozent aller 
Betriebe, die kurzfristig von einer weiteren Zunahme des 
Beschäftigtenvolumens ausgehen, haben Investitionen 
getätigt. Bei Betrieben, die auch in langfristiger Hinsicht 
mit einer deutlichen, d. h. um mehr als 10 Prozent stei-
genden Beschäftigung rechnen, haben sogar 78 Prozent 
investiert (vgl. Abbildung 46).

Im Vergleich der einzelnen Branchen heben sich das Ver-
arbeitende Gewerbe und das Baugewerbe hervor: Hier 
haben jeweils zwei Drittel der Betriebe investiert. In der 
Branche Übrige Dienstleistungen waren Investitionen 
demgegenüber weniger verbreitet. Entsprechend den 
unterschiedlichen Erfordernissen der Produktions- und 
Leistungsprozesse in den einzelnen Branchen war die Be-

7.1 Investitionen. 

Investitionen sichern die Wettbewerbsfähigkeit der Be-
triebe und tragen wesentlich zum langfristigen Unter-
nehmenserfolg bei. Privatwirtschaftliche Investitionen 
haben nicht nur kurzfristige konjunkturelle Wirkungen, 
sondern bestimmen ganz wesentlich den langfristigen 
Wachstumspfad einer Volkswirtschaft. Investitionen 
sind damit eine entscheidende Triebfeder für Wachstum 
und Beschäftigungsaufbau. Nach Angaben des IAB-Be-
triebspanels haben rund 57 Prozent der nordrheinwest-
fälischen Betriebe im zurückliegenden Geschäftsjahr In-
vestitionen getätigt. Damit hat sich nicht nur der positive 
Trend zunehmender Investitionstätigkeiten fortgesetzt. 
Im Hinblick auf das jüngste Investitionsengagement der 
Betriebe liegt Nordrhein-Westfalen auch deutlich über 
dem Durchschnitt der übrigen westdeutschen Bundes-
länder (Westdeutschland ohne NRW: 53 Prozent). Par-
allel zur Ausweitung der Investitionstätigkeiten ist auch 
die durchschnittliche Investitionssumme pro Betrieb 
bzw. pro Beschäftigten gestiegen. Lagen beide Werte 
in den vergangenen Jahren noch deutlich unter den 
durchschnittlichen Werten der übrigen westdeutschen 
Bundesländer, liegen sie nunmehr mit rund 121 Tsd. Euro 
pro Betrieb sowie sieben Tsd. Euro pro Beschäftigten im 
Durchschnitt. Die gegenüber den Vorjahren günstigeren 
Konjunkturaussichten spiegeln sich auch in der Struktur 
des Investitionsvolumens wider. Insgesamt entfiel rund 
die Hälfte aller Investitionen in Nordrhein-Westfalen auf 
Erweiterungsinvestitionen. Im vorangegangenen Beob-
achtungszeitraum war der Anteil deutlich niedriger und 
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Abbildung 46: Investitionsaktivitäten, Beschäftigungsentwicklung und Beschäftigungserwartungen.

deutung der einzelnen Investitionsbereiche unterschied-
lich ausgeprägt. Investiert wurde hauptsächlich in Pro-
duktionsanlagen und die betriebliche Ausstattung sowie 
speziell in Kommunikationstechnik. Aufwendungen für 
Kommunikations-und Datenverarbeitungstechnik waren 
besonders in der Branche Unternehmensnahe Dienstleis-
tungen verbreitet. Hier gab es kaum einen Betrieb, der 
keine Investitionen im EDV-Bereich tätigte. Investitionen 
in Produktionsanlagen, Betriebs-und Geschäftsausstat-
tung waren demgegenüber von überdurchschnittlich 
hoher Bedeutung für Betriebe des Verarbeitenden Ge-
werbes, des Gesundheits- und Sozialwesens, der Übrigen 

Dienstleistungen sowie Handel und Reparatur. Erneue-
rungen und Erweiterungen der Verkehrsmittel und Trans-
portsysteme waren vor allem im Baugewerbe verbreitet. 
Fast 60 Prozent aller Betriebe dieses Wirtschaftszweigs 
tätigten in diesem Bereich Investitionen. Investitionen 
in Grundstücke und Gebäude spielten gegenüber den 
genannten Investitionsbereichen für eine deutliche klei-
nere Zahl von Betrieben eine Rolle. Insbesondere im 
Baugewerbe sowie in der Branche Unternehmensnahe 
Dienstleistungen kam diesem Bereich nur eine marginale 
Bedeutung zu (vgl. Tabelle 13). 
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(neun Prozent). Weitere zwei Prozent des Gesamtumsat-
zes entfallen auf die neuen EU-Beitrittsländer. 

Ertragslage. 

Neben Investitionen und Umsatz gilt die Ertragslage als 
weiterer zentraler Indikator für die wirtschaftliche Wett-
bewerbsfähigkeit von Betrieben. Die entsprechende Fra-
ge zur Ermittlung der Ertragssituation lautet: „Wie war 
die Ertragslage im letzten Geschäftsjahr? War sie sehr 
gut, gut, befriedigend, ausreichend oder mangelhaft?“ 
Diese subjektiven Einschätzungen der Arbeitsgeber 
wurden um die Erfassung des so genannten Jahreser-
gebnisses (Reingewinn) ergänzt.78 Mit Blick auf das zum 
Zeitpunkt der Befragung zurückliegende Geschäftsjahr 
wird die Ertragslage von gut einem Drittel der Arbeitge-
ber in Nordrhein-Westfalen als gut bis sehr gut beurteilt. 
Ein demgegenüber deutlich kleinerer Teil konstatiert 
eine lediglich ausreichende oder sogar nur mangelhafte 
Ertragslage. Diese Verteilung entspricht annähernd den 
Durchschnittswerten für die Gesamtheit der übrigen 
westdeutschen Bundesländer. Innerhalb NRWs fällt der 
etwas höhere Anteil ungünstiger Einschätzungen im 
Ruhrgebiet auf. Fast 30 Prozent der dortigen Betriebe 
schätzten ihre Ertragslage als ausreichend oder mangel-
haft ein. Im übrigen Nordrhein-Westfalen war der ent-
sprechende Anteil mit rund 25 Prozent merklich kleiner 
(vgl. Tabelle 14). 

Neben dem regionalen Betriebsstandort – Ballungsraum 
vs Peripherie – spielt erwartungsgemäß auch die Größe 
der Betriebe eine große Rolle. Der Anteil sehr regional 
ausgerichteter Betriebe sinkt deutlich mit steigender Be-
triebsgröße. Während mehr als die Hälfte aller Betriebe 
mit weniger als 10 Beschäftigten seine Produkte bzw. 
Dienstleistungen ausschließlich in einem Umkreis von ca. 
30 Kilometern absetzt, sinkt dieser Anteil bei Betrieben 
der drei nächsthöheren Größenklassen auf ein rund ein 
Drittel, ein Fünftel bzw. ein Zehntel aller Betriebe. 

Die Exportausrichtung des Umsatzes gilt für die Ein-
schätzung der Wettbewerbsfähigkeit als wichtige Be-
zugsgröße. Für den Beobachtungszeitraum der aktuellen 
Befragung wurde eine Exportquote in Höhe von rund 19 
Prozent ermittelt.77 Gegenüber dem Vorjahr bedeutet 
dies eine Steigerung um einen Prozentpunkt. Der po-
sitive Trend eines zunehmendes Exportanteils hat sich 
damit fortgesetzt, was nicht zuletzt auf den nochmals 
gestiegenen Auslandsabsätzen der tragenden Säule 
des Exports – dem Verarbeitenden Gewerbe – beruht. 
Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes sind der Ma-
schinen- und Anlagenbau, die Automobilindustrie, die 
Elektroindustrie und die Chemische Industrie zu den 
Eckpfeilern des Auslandsumsatzes zu zählen. Im Hinblick 
auf die Absatzregionen der exportierenden Betriebe ist 
vor allem der EU-Raum von Bedeutung. Die Exporte der 
nordrheinwestfälischen Wirtschaft konzentrieren sich 
zu annähernd gleichen Teilen auf die EU-Staaten (acht 
Prozent des Gesamtumsatzes) sowie das übrige Ausland 

Euro je Beschäftigten. Die mit Abstand höchsten Umsät-
ze je Beschäftigten wurden in der Energiewirtschaft, im 
Verarbeitenden Gewerbe sowie in der Branche Handel 
und Reparatur erzielt. Am anderen Ende des Spektrum 
rangiert die Branche Übrige Dienstleistungen, deren pro-
Kopf-Umsatz deutlich kleiner ausfällt als im Durchschnitt 
aller Branchen. Dies dürfte u. a. mit der kleinteiligeren 
Betriebsgrößenstruktur dieser Branche zusammenhän-
gen, da der Umsatz je Beschäftigten mit zunehmender 
Betriebsgröße erwartungsgemäß steigt. Im Durchschnitt 
ist der Pro-Kopf-Umsatz in der höchsten Betriebsgrö-
ßenklasse mehr als doppelt so hoch wie in der kleinsten 
Größenklasse. 

Mit rund drei Viertel erwirtschaftet das Gros der Betriebe 
seinen Umsatz in Westdeutschland (einschließlich NRW). 
Der Binnenmarkt stellt somit für die Mehrheit der Betrie-
be in Nordrhein-Westfalen das Hauptabsatzgebiet dar. In 
Abhängigkeit von der Betriebsgröße variiert dieser Anteil 
zwischen 59 Prozent bei Großbetrieben und 94 Prozent 
bei Kleinstbetrieben. Im Rahmen der aktuellen Befragung 
wurde auch ermittelt, welchen Anteil des Umsatzes am 
Standort der Betriebe, d. h. in einem Umkreis von ca. 30 
Kilometern, erzielt wird. Nach den Ergebnissen des IAB-
Betriebspanels erwirtschaften rund 45 Prozent der nord-
rhein-westfälischen Betriebe ihren gesamten Umsatz 
am Standort. Betriebe im Ruhrgebiet sind etwas stärker 
auf die unmittelbare Region orientiert als Betriebe in den 
übrigen Regionen Nordrhein-Westfalens. Dies erscheint 
aufgrund der höheren Verdichtung und Konzentration 
von Betriebsstätten im Ruhrgebiet plausibel (vgl. Abbil-
dung 47).

In den vorangegangen Befragungswellen des IAB-Be-
triebspanels konnte gezeigt werden, dass sowohl der An-
teil investierender Betriebe als auch das durchschnittliche 
Investitionsvolumen pro Betrieb mit der Betriebsgröße 
steigt. Dieser Zusammenhang wird auch durch die Ergeb-
nisse der aktuellen Befragung bestätigt. So investierten 
52 Prozent aller Betriebe mit weniger als 10 Beschäftigten 
(Vorjahr: 47 Prozent), 64 Prozent aller Betriebe mit 10 bis 
49 Beschäftigten (58 Prozent) und sogar 80 Prozent aller 
mittelgroßen Betriebe (75 Prozent). Bei Großbetrieben 
gab es wiederum nahezu keinen Betrieb, der keine Inves-
titionen getätigt hat. Im Hinblick auf das durchschnittli-
che Investitionsvolumen pro Betrieb bestehen ebenfalls 
größere Unterschiede. Während Großbetriebe im Durch-
schnitt rund 5,5 Mio. Euro pro Betrieb investierten (Vor-
jahr: 4,5 Mio. Euro), betrug die entsprechende Summe 
bei Kleinstbetrieben mit durchschnittlich 14 Tsd. Euro 
lediglich einen Bruchteil dieser Summe. Ungeachtet der 
Niveauunterschiede sind in allen Größenklassen die In-
vestitionsaktivitäten ausgeweitet worden, ist pro Betrieb 
im Durchschnitt mehr investiert worden als im vorange-
gangen Beobachtungsjahr. 

7.2 Umsatzentwicklung und Ertragslage. 

Weitere wichtige Bestimmungsfaktoren für die Beschäf-
tigungsentwicklung sind das Geschäftsvolumen und die 
betriebliche Wertschöpfung, also die Eigenleistungen 
der Betriebe.76 Im Durchschnitt erwirtschafteten die 
nordrhein-westfälischen Betriebe im aktuellen Beobach-
tungsjahr einen Umsatz in Höhe rund 150 bis 200 Tsd. 

76 Das Geschäftsvolumen wird im IAB-Betriebspanel je nach Art des Be-
triebes unterschiedlich bestimmt. Betriebe der gewerblichen Wirtschaft 
definieren ihr Geschäftsvolumen als Umsatz, Banken und Kreditinstitute 
als Bilanzsumme, Versicherungen als Beitragssumme. Bei Gebietskörper-

schaften und Organisationen ohne Erwerbscharakter entspricht das 
Geschäftsvolumen dem Haushaltsvolumen. Die folgenden Ausführungen 
beschränken sich auf Betriebe, die ihr Geschäftsvolumen als Umsatz 
ausweisen. 

Abbildung 47: In der Region erwirtschafteter Umsatz (Anteil am Gesamtumsatz).

77 Bei Vergleichen der hier ermittelten Exportquoten mit Angaben anderer 
Datenquellen sollten stets die jeweiligen Erfassungskriterien berücksich-
tigt werden. So beschränken sich beispielsweise die Angaben der Statisti-
schen Landesämter in der Regel auf Daten von Betrieben mit mindestens 
20 Beschäftigten. Die Ergebnisse des IAB-Betriebspanels beziehen dem-
gegenüber alle Betriebe mit mindestens einem sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten ein. 
78 Das Jahresergebnis bzw. der Reingewinn eines Geschäftsjahres ergibt 
sich aus der Summe aller Erträge abzüglich der Summe aller Aufwendun-
gen. Bei Kapitalgeselschaften wird der Jahresüberschuss in der Gewinn-
und-Verlust-Rechnung, beim Einzelkaufmann und bei Personengesell-
schaften als Habensaldo ausgewiesen. Das negative Geschäftsergebnis 
wird als Reinverlust bezeichnet. 

Im Vergleich der Branchen steht die Energiewirtschaft 
am oberen Ende des Spektrums. In keiner anderen 
Branche wurde die Ertragslage günstiger eingeschätzt. 
Am unteren Ende des Spektrums rangiert die Branche 
Übrige Dienstleistungen. Im Verarbeitenden Gewerbe, wo 
der Anteil von Betrieben mit einer extrem ungünstigen 
Einschätzung, d.h. einer mangelhaften Ertragslage im 
vorangegangenen Jahr mit rund 22 Prozent noch fast 
doppelt so hoch ausfiel wie im Durchschnitt aller Bran-
chen, hat sich die Ertragssituation deutlich verbessert. 
Nur noch 10 Prozent aller Betriebe im Verarbeitenden 
Gewerbe beurteilten ihre Ertragssituation als mangelhaft. 
Generell steigt der Anteil günstiger Einschätzungen mit 
der Betriebsgröße. Während lediglich 33 Prozent der 
Kleinstbetriebe von einer guten bis sehr guten Ertraglage 

berichten, beträgt der entsprechende Anteil bei Kleinbe-
trieben bereits 37 Prozent und bei Mittelbetrieben und 
Großbetrieben 55 bzw. 52 Prozent. Umgekehrt sinkt der 
Anteil extrem negativer Einschätzungen mit der Größe 
des Betriebes. Jeweils rund vier Prozent aller Mittel- und 
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7.3 Fazit. 

Der Konjunkturaufschwung hat an Breite gewonnen. Dies 
belegen relevante Kenngrößen wie Investitionen, Umsatz 
und Ertragslage. Es hat sich nicht nur der positive Trend 
zunehmender Investitionstätigkeiten fortgesetzt. Im 
Hinblick auf das jüngste Investitionsengagement der Be-
triebe liegt Nordrhein-Westfalen auch deutlich über dem 
Durchschnitt der übrigen westdeutschen Bundesländer. 
Parallel zur Ausweitung der Investitionstätigkeiten ist 
auch die durchschnittliche Investitionssumme pro Be-
trieb und Beschäftigten gestiegen. Lagen beide Werte 
in den vergangenen Jahren noch deutlich unter den 
durchschnittlichen Werten der übrigen westdeutschen 
Bundesländer, entsprechen sie nun dem Durchschnitt. 
Ähnlich günstig sind auch die Einschätzungen der Er-
tragslage, die von gut einem Drittel der Arbeitgeber in 
Nordrhein-Westfalen als gut bis sehr gut beurteilt wird, 
wobei der Anteil günstiger Einschätzungen im Ruhrgebiet 
etwas geringer ausfiel.

konnten zum Zeitpunkt der Befragung hierzu noch keine 
Angaben machen. Wie bereits bei der Bewertung der 
Ertragslage sind die Unterschiede zwischen Nordrhein-
Westfalen und dem Durchschnitt der übrigen westdeut-
schen Bundesländer relativ gering, die zwischen dem 
Ruhrgebiet und dem übrigen Nordrhein-Westfalen da-
gegen vergleichsweise groß. Die Betriebe im Ruhrgebiet 
schneiden auch beim Jahresergebnis im Durchschnitt 
schlechter ab als ihre Wettbewerber aus dem übrigen 
Nordrhein-Westfalen (vgl. Tabelle 15). 

Großbetriebe mussten eigener Einschätzung zufolge auf 
eine mangelhafte Ertraglage im abgelaufenen Geschäfts-
jahr zurückblicken, aber sieben Prozent aller Kleinbetrie-
be und sogar 11 Prozent aller Kleinstbetriebe. 

Im Hinblick auf die Ermittlung des Jahresergebnisses er-
gibt sich folgende Verteilung: 71 Prozent der Betriebe in 
Nordrhein-Westfalen haben eine positives, 16 Prozent ein 
ausgeglichenes und acht Prozent ein negatives Jahres-
ergebnis erzielt. Die restlichen fünf Prozent der Betriebe 

Interessant sind die Ergebnisse für die einzelnen Be-
triebsgrößenklassen. Im Hinblick auf die subjektive Ein-
schätzung der Ertragslage zeigte sich oben, dass kleinere 
Betriebe ihre wirtschaftliche Situation deutlich seltener 
als gut bis sehr gut einschätzten als größere Betriebe. 
Beim Jahresergebnis sind die Unterschiede deutlich 
kleiner. Ein positives Jahresergebnis bescheinigen sich 
rund 69 Prozent aller Kleinstbetriebe und 77 Prozent 
aller Großbetriebe. Umgekehrt berichten sieben Prozent 
der Kleinbetriebe und 10 Prozent der Großbetriebe von 
einem negativen Jahresergebnis. Vergleicht man die An-
gaben der Befragten zum Jahresergebnis mit ihren Ein-
schätzungen zur Eintragslage, dann zeigt sich folgender 
Zusammenhang. Wie zunächst anzunehmen war, schät-
zen Betriebe mit positivem Jahresergebnis ihre Ertrags-

lage insgesamt betrachtet deutlich günstiger ein als jene 
Betriebe, die nur ein ausgeglichenes oder ein negatives 
Ergebnis erzielen konnten. Insbesondere im Falle eines 
negatives Ergebnisses sind die Bewertungen der Befrag-
ten eindeutig. Ein große Mehrheit von rund zwei Drittel 
der Betriebe bewertete ihr negatives Jahresergebnis als 
mangelhaft. Ein positives Ergebnis wird demgegenüber 
von den Betrieben weniger eindeutig eingeschätzt. Die 
subjektive Einschätzung einer im Prinzip positiven Er-
tragssituation scheint offenbar in nicht geringem Maße 
von den im Vorfeld bestehenden Erwartungen der Betrie-
be bestimmt zu sein. Werden diese Erwartungen unter-
boten, kann ein an sich positives Ergebnis durchaus als 
weniger günstig empfunden werden (vgl. Abbildung 48).

Abbildung 48: Zusammenhang zwischen Jahresergebnis und Beurteilung der Ertragslage.
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wird daher in erheblichem Maße davon abhängen, ob sich 
die zunehmende Flexibilisierung von Beschäftigungsver-
hältnissen und Arbeitszeiten für die betroffenen Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen mit einem bestimmten 
Maß an sozialer Sicherheit verbinden lässt. Angesichts 
der engen Kopplung letzterer an klassische Formen der 
Arbeit wirft dies letztlich die Frage nach der zukünftigen 
institutionellen Ausgestaltung der Sozialversicherungs-
systeme auf.

be an Arbeitskräften für einfache Tätigkeiten allerdings 
zu einer Verbesserung der Beschäftigungschancen von 
gering qualifizierten Bewerbern und Bewerberinnen führt, 
ist nicht einfach zu beantworten. Angesicht bisheriger Er-
fahrungen ist zumindest Skepsis angebracht, da in nicht 
wenigen Bereichen einfache Arbeitsplätze mit Personen 
besetzt werden, die über eine Berufausbildung verfügen. 

In vielen Bereichen der Wirtschaft führten die gestiege-
nen Einstellungsaktivitäten zu einer weiteren Zunahme 
flexibler Beschäftigungsverhältnisse. Zahlreiche Beschäf-
tigte erhielten lediglich einen befristeten Arbeitsvertrag 
oder eine Stelle mit reduzierter Stundenzahl und ent-
sprechend geringeren Verdienstmöglichkeiten. Zahlrei-
che Betriebe nutzen Leiharbeit. Ein bedeutender Teil der 
gestiegenen Arbeitskräftenachfrage, insbesondere im 
Dienstleistungssektor, wird somit durch die Ausweitung 
flexibler, vom so genannten Normalarbeitsverhältnis 
abweichenden Beschäftigungsformen gedeckt. Durch 
das Vordringen des Dienstleistungssektors wird der 
Bedeutungsverlust klassischer Erwerbsformen zwar be-
sonders verstärkt, dieser Trend ist jedoch weit verbreitet 
und zeigt sich – wenn auch in unterschiedlicher Form 
und unterschiedlichem Ausmaß – inzwischen in nahezu 
allen Branchen. Mit der abnehmenden Bedeutung tra-
ditioneller Arbeitsverhältnisse verbinden sich nicht nur 
weit reichende soziale Folgen für die Betroffenen – je 
länger während der Erwerbsbiografie Niedrigeinkommen 
bezogen werden, desto geringer sind die zu erwartenden 
Rentenansprüche –, sondern auch für die sozialen Si-
cherungssysteme. Die Akzeptanz dieser Entwicklungen 

Der Aufwärtstrend der nordrhein-westfälischen Wirt-
schaft hat sich fortgesetzt und an Schwung gewonnen. 
Es haben deutlich mehr Betriebe als in den Vorjahren 
Personal eingestellt, die Zahl der Beschäftigten ist weiter 
gestiegen. Mit der wachsenden Arbeitskräftenachfrage 
nahmen zugleich die Probleme bei der Besetzung von of-
fenen Stellen zu. Mehrere tausend Stellen für Fachkräfte 
konnten nicht besetzt werden. Ein erheblicher Teil der 
Betriebe befürchtet, dass die derzeit noch auf bestimmte 
Bereiche konzentrierten Fachkräfteengpässe kurz- bis 
mittelfristig zunehmen werden. Vor dem Hintergrund die-
ser Situation versuchen zahlreiche Betriebe, möglichen 
Problemen im Hinblick auf die Verfügbarkeit von Fach-
kräften durch eigene Aus- und Weiterbildungsanstren-
gungen vorzubeugen. Dies zeigt sich in gestiegenen Aus-
bildungsanstrengungen der Betriebe wie auch in einer 
größeren Bereitschaft, ausgebildete junge Frauen und 
Männer im Anschluss an die Ausbildung in ein Beschäfti-
gungsverhältnis zu übernehmen. Dies belegen ebenso die 
gestiegenen Anstrengungen der Betriebe, die berufliche 
Weiterbildung ihrer Beschäftigten zu unterstützen, wobei 
die einzelnen Beschäftigtengruppen in unterschiedlich 
hohem Maße vom Engagement der Betriebe profitierten. 
Während gut qualifizierte Fachkräfte überdurchschnitt-
lich stark unterstützt werden, ist die Beteiligung un- und 
angelernte Beschäftigter an Weiterbildung sehr niedrig. 
Trotz der tendenziell zunehmenden Bedeutung qualifi-
zierter Arbeit kann von einer Marginalisierung einfacher 
Arbeit nicht gesprochen werden. Ein wesentlicher Teil 
des jüngsten Beschäftigungszuwachses erstreckte sich 
auf einfache Arbeit. Ob der anhaltende Bedarf der Betrie-

8. Zusammenfassung.
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c) Fragebogen.Anhang. 

a) Branchen. 

Die Branchengliederung basiert auf der Klassifizierung 
der Wirtschafszweige WZ 2003. Maßgeblich für die 
Zuordnung eines Betriebs ist die Selbsteinstufung an-
hand der Branchenliste des Fragebogens. Die Branchen 
aus dem Fragebogen wurden für die Auswertung wie 
folgt zusammengefasst: 

b) Betriebsgrößenklassen. 

Die Klassifikation der Betriebe nach der Größe erfolgt 
anhand der Angabe zur Zahl der Beschäftigten insgesamt 
am 30.06. des Erhebungsjahres laut Frage 1 des Frage-
bogens. Für die Zwecke dieses Berichts wird in Anleh-
nung an die Definition der Europäischen Union folgende 
Einteilung verwendet:
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Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeits-
arbeit der Landesregierung Nordrhein-Westfalen heraus-
gegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahl-
werbern oder Wahlhelfern während eines Wahlkampfes 
zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden.  Dies 
gilt für Landtags-, Bundestags- und Kommunalwahlen 
sowie auch für die Wahl der Mitglieder des Europäischen 
Parlaments.

Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahl-
veranstaltungen, an Informationsständen der Parteien 
sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben partei-
politischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt 
ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der 
Wahlwerbung. Eine Verwendung dieser Druckschrift 
durch Parteien oder sie unterstützende Organisationen 
ausschließlich zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder 
bleibt hiervon unberührt.

Unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in wel-
cher Anzahl diese Schrift der Empfängerin oder dem 
Empfänger zugegangen ist, darf sie auch ohne zeitlichen 
Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in einer Weise 
verwendet werden, die als Parteinahme der Landes-
regierung zugunsten einzelner Gruppen verstanden wer-
den könnte.
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